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Nicht nur in Feuerwehrkreisen hat sich 
Alfons Schwan einen Namen gemacht , denn 
das außergewöhnl iche Talent bzw. der heu­
ttge Beruf des Oberbrandmeisters aus Neu­
wled ist für alle Interessierten sichtbar: 
Alfons Schwan ist freier Maler und Metali­
bildner. Eine seiner Plastiken steht in sei­
nem Geburtsort Neuwied-Gladbach auf dem 
Dorfplatz: Aus Metall und Beton hat Schwan 
ein Mahnmal für die Opfer der Diktaturen in 
der Welt geschaHen . In einer allen Kapelle 
hat er jüngst ein schmiedeeisernes Tor mit 
Metallplasttken gebaut. Doch seine für die 
Feuerwehr besonders interessante Arbeit 
hegt In der Malerei: Hier wählt Alfons 
Schwan Motive aus dem Alltag der Feuer­
wehren . Mit seinem starken inneren Enga­
gement verleiht Alfons Schwan den Bildern 
eine sehr große Ausdruckskraft. 

Das Talent zum Beruf 
gemacht 

1941 geboren, absolvierte der Neuwieder 
nach der Schulzeit eine Lehre als Maschi­
nenbauer und Schmied . Dann ging er als 
Berufssoldat zur Bundeswehr . Nach einer 
kurzen Tätigkeit in einem Betonbetrieb ent­
schloß sich der verheiratete Vater vierer 
Kinder, sich selbständig und sein Hobby 
zum Beruf zu machen . 

"Eindrücklicher als Einsatzfotos" werden die Bilder bezeich-
I 

net, die Oberbrandmeister Alfons Schwan aus Neuwied malt. 
Seit 25 Jahren ist er Mitglied in der Freiwilligen Feuerwehr und 
hält die harte Arbeit des Einsatzes in seinen Bildern fest. 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: AIfons Schwan aus Neuwied 

männer , die die meiste Zeit zuhause er­
reichbar sind ." 

Die beiden ältesten Söhne, 20 und 22 
Jahre alt , sind über das Engagement ihres 
Vaters ebenfalls zur Feuerwehr gegangen. 
Der jüngste Sohn , der fünf jährige Timothy, 
begeistert sich auch schon für die roten 
Autos und die Technik . 

Eindrücklicher als 
Einsatzfotos 

25jährige Erfahrungen in der Freiwilligen 
Feuerwehr schlagen sich nieder in den Bil­
dern, die Alfons Schwan malt. Ob mit 
Tusche , 01, ob Aquarelle - der Maler ver­
leiht den Bildern eine eigene Dramatik , die 
miterleben und mitfühlen läßt. 

Was war denn sein eindrücklichstes Er­
lebnis bei der Feuerwehr? "Das war am 

8. Dezember 1987" , antworfet der Ober­
brandmeister spontan . Er erinnert sich an 
das Ausrücken der Feuerwehr zu einem Ga­
ragenbrand . "In der Garage standen aber 
auch SauerstoH- und Gasflaschen, die dann 
explodierten. Meine beiden Söhne waren 
auch im Löscheinsatz dabei. Da habe ich 
zum ersten Mal wirkliche Angst gehabt. " 
Aus einer dieser Flaschen hat Alfons 
Schwan später ein Kunstwerk geschaHen, 
das nachhaltig an seine angstvollen Stun­
den erinnert: Er schmiedete die Figur des 
SChutzpatrons der Feuerwehr, St. Florian, 
in eine explodierte Gasflasche. 

Auch das Tankwagenunglück von Her­
born hielt Alfons Schwan im Bild fest - die 
Herborner Feuerwehr kaufte das Werk , 
denn mancher Betrachter meint , die Bilder 
von Alfons Schwan seien eindrücklicher als 
jedes Einsatzfoto . boe 

Seit 25 Jahren ist Alfons Schwan Mitglied 
der Freiwilligen Feuerwehr Neuwied. "Ich 
bin über Nachbarn zur damaligen Feuerwehr 
Gladbach gekommen; die konnten mich für 
die Idee des Helfens begeistern ", erinnert 
sich der Maler. In der Feuerwehr durchlief 
er die übliche Ausbildung: 1966 war er 
Löschmeister, seit 1970 ist er Oberbrand­
meister. "Sechs Jahre, bis 1976, habe ich 
den Löschzug 8 - Gladbach - geführt." 
Heute hilft Alfons Schwan bei der Ausbil­
dung , führt Übungen durch und ist auch bei 
Einsätzen stets mit von der Partie . "Ich bin 
schließlich einer der wenigen Feuerwehr- "Nächll iche Bergung" hat AII,ns Schwan dieses Bild bellte 11. fRepro: Klery) 
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Staatssekretär Spranger 
stellte neues Strahlenmeßnetz vor 

In der Bundesrepublik 
Deutschland ist kürzlich ein neu­
es bundesweites Strahlenmeßsy­
stem in Betrieb gegangen, mit 
dem das Bundesamt für Zivil­
schutz bereits innerhalb weniger 
Minuten nach einem radioaktiven 
Unrall Strahlungen am Boden 
messen kann. Der Parlamentari­
sche Staatssekretär beim Bun­
desminister des Innern, Carl-Die­
ter Spranger, führte im rheini ­
schen Linnich-Welz das neue Sy­
stem vor, das etwa 1500 stationä­
re Meßanlagen in der Bundesre­
publik Deutschland miteinander 
verbindet. Der Staatssekretär 
kündigte an, daS das MeSnetz in 
diesem und im kommenden Jahr 
noch um weitere 440 MeSsonden 
erweitert wird. Die neuen Geräte 
sollen vor allem in Ballungsgebie-

ten und an den Grenzen der Bun­
desrepublik installiert werden. 

Nach Mitteilung Sprangers 
prüft derzeit die Schutzkommis­
sion, die den Bundesinnenmini 
ster in wissenschartlichen Fragen 
des Bevölkerungsschutzes berät, 
"ob und wie das vorhandene 
MeSnetz zur Errassung radioakti 
ver Strahlung um ein Meßnetz zur 
Errassung chemischer Gerahren 
ergänzt werden kann". 

Darüber hinaus sollen die rund 
50 Jahre alten Sirenen in der Bun 
desrepublik Deutschland durch 
ein neues kombiniertes Alarmie· 
rungs- und Rundrunkwarnsystem 
ersetzt werden. Mit dem Aufbau 
des neuen Warnsystems, der vor­
aussichtlich zehn Jahre dauern 
wird, soll im kommenden Jahr 
begonnen werden. Nach den Wor 

ten des Staatssekretärs wird die 
Bundesrepublik dann über das 
modernste Warnsystem in Europa 
verfügen. Die Kosten dafür wer 
den aur rund 320 Millionen Mark 
geschätzt. 

Weiterer Ausbau des Bevöl­
kerungschutzes 

Bei der Vorstellung des neuen 
StrahlenmeSsystems in Linnich 
bekräftigte Spranger, daß die 
Bundesregierung dem Zivil- und 
Katastrophenschutz einen hohen 
Stellenwert einräume. Die Ereig­
nisse seit Tschernobyl hätten 
deutlich gemacht, daß der weite­
re Ausbau des Bevölkerungschut 
zes "unumgänglich notwendig" 
sei. Er erinnerte in diesem Zu­
sammenhang u. a. an die vom 
Bundesinnenministerium erstell-

Editorial 

te "Konzeption zur Verbesserung 
des Krisenmanagements bei der 
Bewältigung großnächiger oder 
besonders rolgenschwerer Gerah­
ren lagen" und die damit verbun­
dene Einrichtung einer intermini­
steriellen Koordinierungsgruppe 
sowie das Konsolidierungspro­
gramm, mit dem die Einheiten 
und Einrichtungen des erweiter­
ten Katastrophenschutzes vervoll­
standigt und modernisiert wer­
den (Finanzvolumen 1,2 Milliar­
den Mark), sowie an das geplante 
,,Arrondierungsprogramm" , mit 
dem die derzeit noch vorhande­
nen Lücken im Katastrophen­
schutz ab 1992 durch das Aurstel­
len zusätzlicher Einheiten beim 
ABC-, Fernmelde- und Bergungs­
dienst verringert werden sollen. 
Der Bundesinnenminister strebe 

Liebe Leser, eine Zeitschrift - insbesondere eine spezialisierte Fachzeitschrift wie das "Zivilschutz-Magazin" lebt für ihre Leser und von 
ihren Lesern und soll rolgerichtig inhaltlich so gestaltet sein, daß sie für die Mehrheit der Leser interessant oder zumindest inrormativ ist. 
Den Interessen aller zu entsprechen, vermag natürlich keine Zeitschrift. 

So ist auch das "Zivilschutz-Magazin" seit Jahren bestrebt, Ihren unterschiedlichen Interessen weitgehend gerecht zu werden und aus den 
verschiedensten Bereichen des Zivil- und Katastrophenschutzes sowie tangierender Themenbereiche zu berichten. Dabei werden die 
spezifischen Belange der beteiligten Organisationen zunächst durch die für diese speziell vorgesehenen Teile des Magazins abgedeckt. 
Darüber hinaus werden aber auch von Fall zu Fall organisationsbezogene Berichte im allgemeinen Teil des "Zivilschutz-Magazins" 
verörrentlicht. Dies ist, meinen wir, gut so und soll auch so bleiben. 

Inzwischen hat das "Zivilschutz-Magazin" ja auch ein neues "Gesicht" bekommen. Wir werden damit nicht den Geschmack aller Leser 
getrorren haben, aber es ist immerhin ein Versuch, die Aurmachung etwas aurzulockern und moderner zu gestalten. Weitere Versuche, das 
äuSere Erscheinungsbild zu verbessern, sollen rolgen, wenn die finanziellen Mittel es zulassen. Die Redaktion horrt auch, daS ein leidiges 
Thema, nämlich das verspätete Erscheinen des "Zivilschutz-Magazins", in absehbarer Zeit kein Thema mehr sein wird. 

Wir bitten auch nachträglich um Nachsicht, daß dieses mal eiDe zweite Doppelnummer schon im Sommer erschienen ist. Für November 
und Dezember wird dafür jeweils eine gesonderte Ausgabe herausgegeben. 

Im übrigen meIßen wir, daß es hin und wieder - im Abstand von mehreren Jahren - angebracht ist, Sie, liebe Leser, zu berragen, welche 
Themenbereiche denn aus Ihrer Sicht von besonderem Interesse wären, worüber also das ZS-Magazin mittel oder langrristig berichten 
sollte. Wir bitten Sie also darum, der Redaktion im Verlaufe der nächsten Monate mitzuteilen, welche Themenbereiche für Sie von 
besonderem Interesse sind. Dabei sind sowohl Einzelmeinungen als auch Anregungen von Organisationseinheiten, Behörden etc. gefragt. Die 
Redaktion wird sich nach Auswertung Ihrer Wünsche natürlich zunächst an der Häufigkeit der Vorschläge zu einzelnen Themenbereichen 
orientieren; das schlieSt aber nicht aus, daß auch besonders interessante Einzelthemen aufgegriffen werden. 

Schreiben Sie uns also bis spätestens Ende dieses Jahres und tragen Sie dazu bei, auf den künftigen Inhalt Ihres "Zivils~hutz- Magazins" 
Einnuß zu nehmen. Auch konstruktive Kritik ist gefragt. 

Im übrigen haben wir eine Rubrik für Leserbriefe vorgesehen, um Gelegenheit zu geben, zu Berichten und Artikeln kritisch Stellung zu 
nehmen, Meinungen auszutauschen, miteinander zu diskutieren. Die Redaktion horrt künftig auf eine rege Beteiligung ihrer Leser des 
"Zivilschutz-Magazins". Ihre Redaktion 
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ferner an, 23 der insgesamt 27 
Katastrophenschutz-Hubschrau­
ber des Bundes durch neue grö­
ßere Maschinen zu ersetzen. Die 
Investitionskosten für das Moder­
nisierungsprogramm, das 1990 
beginnen solle, werden voraus­
sichtlich rd. 163 Millionen Mark 
betragen. 

Motivation zur Mitarbeit 
Der Staatssekretär stellte fest, 

daß aber alle organisatorischen 
und finanziellen Bemühungen des 
Staates nicht ausreichten, wenn 
sich nicht auch die Hilfsorganisa­
tionen und die Bevölkerung 
gründlich vorbereiteten. Beson­
ders wichtig sei dabei die Motiva­
tion der Bürger zur Mitarbeit im 
Bevölkerungsschutz und die In­
tensivierung der Ausbildung auf 
allen Ebenen. 

Nachholbedarf beim Selbst­
scbutz 

Einen "erheblichen" Nachhol­
bedarf sieht Spranger beim 
Selbstschutz. Es gebe immer wie­
der Notsituationen, so erläuterte 
er, in denen der einzelne zu­
nächst auf sich selbst oder die 
Hilfe seiner Nachbarn angewie­
sen sei, bis staatliche Hilfe ein-

EinsatzkoHer für alle 
Stadt- und 
Landkreise 

Die Stadt- und Landkreise des 
Landes Baden-Württemberg er­
halten ein neues Feuerwehrfüh­
rungssystem, das von der Landes­
feuerwehrschule Baden-Württem­
berg entwickelt wurde. Wie 
Staatssekretär Robert Ruder vom 
Stuttgarter Innenministerium er­
klärte, soll das Feuerwehrfüh­
rungssystem mithelfen, auch bei 
mobilen Einsätzen alle Feuer­
wehreinheiten aus dem Bereich 
eines Stadt- bzw. Landkreises 
darzustellen und Menschen und 
Malerial, insbesondere die Son­
derfahrzeuge, optimal einzu­
setzen. 

Das System ist auf die Erfor­
dernisse der Einsatzpraxis abge­
stimmt. Sein wesentlicher Vorteil 
liegt in seiner vielfältigen An­
wendbarkeit durch die Feuer­
wehr. "Mit dem Feuerwehrfüh­
rungssystem lassen sich sowohl 
die täglichen Brand-, Hilfelei-

treffe. Eigeninitiative und Mitver­
antwortung seien daher bei der 
Katastrophenvorsorge und der 
Gefahrenabwehr unverziehtbar. 

Appell an Politik und Medien 
Spranger verwies darauf, daß 

nach einer Umfrage zum Bevölke­
rungsschutz fast drei Viertel der 
Bundesbürger sich über den Zivil ­
und Katastrophenschutz weniger 

stungs- und Gefahrguteinsätze als 
auch Katastropheneinsätze wir­
kungsvoll unterstützen", erklärte 
Ruder. 

Das Feuerwehrführungssystem 
ist in einem Koffer unterge­
bracht. Der Koffer enthält die 
symbolhafte Darstellung der feu­
erwehrtechnischen Ausstattung 
des jeweiligen Stadt- bzw. land­
kreises. Die Kosten für die Aus­
stattung der Stadt- und landkrei­
se von rd. 100000 DM werden 
vom Land übernommen. 

6. Landesfeuerwehr­
tag in Ettlingen 

Wie Innenminister Dielmar 
Schlee, der die Grüße der lan­
desregierung von Baden-Würt­
temberg zum 6. Landesfeuer­
wehrtag überbrachte, in Ettlingen 
erklärte, ist der Dienst in der 
Feuerwehr in der heutigen Zeit 
nicht selbstverständlich. Der Mi­
nister dankte den Feuerwehran­
gehörigen für ihren oft schweren 
und gefahrvollen Einsatz zum 

gut bzw. überhaupt nicht infor­
miert fühlen. Zugleich bestätige 
die Umfrage aber auch" daß eine 
"deutliche Informationsbereit­
schaft" zu Fragen der Gefahren­
abwehr und des Selbstschutzes 
vorhanden sei. Das eröffne Chan­
cen für die Aufklärungsarbeit. 

Politik, Presse, Funk und Fern­
sehen rief er auf, der "humanitä­
ren Aufgabe" Bevölkerungsschutz 

Schutze der Mitbürger und erklär­
te: "Durch ihren Einsatz setzen 
unsere Feuerwehrleute die in un­
serem Lande bewährte Tradition 
ehrenamtlicher Gemeinschaftsar­
beit fort." 

Die ständig steigenden Anfor­
derungen können die Feuerweh­
ren nur dann erfüllen, wenn die 
Organisation, di.e Aus- und Fort­
bildung sowie die sächliche Aus­
rüstung der Wehren mit der je­
weiligen Entwicklung Schritt hält, 
ständig verbessert und angepaßt 
wird. Wie Innenminister Schlee 
deutlich machte, wird das Land 
auch 'weiterhin die für die Aufga­
benerfüllung notwendigen Ein­
satzmittel zur Verfügung stellen. 
Beispielhaft nannte der Minister 
die in den letzten Jahren gemein­
sam mit den Landkreisen und den 
Kommunen vorgenommene, fast 
nächendeckende Beschaffung von 
Sonderfahrzeugen für die Be­
kämpfung von Gefahrgutunfällen. 
Ein weiterer Schwerpunkt der 
nächsten Jahre wird die Ausstat­
tung der Landkreise mit Sonder­
fahrzeugen für den Bereich Atem­
und Strahlenschutz sein. 

den "erforderlichen positiven und 
anerkannten Stellenwert" zu ver­
schaffen, wie dies z. B. in der 
Schweiz oder in den skandinavi­
schen Ländern selbstverständlich 
sei. 

Unser Bild zeigt Staatssekretär 
Spranger im Gespräch mit Bür­
germeister Edmunds (Stadt Lin­
nich) im Warnamt Linnich-Welz. 

(Foto: Hilberath) 

Nach Darstellung von Innenmi­
nister Schlee bedeutet der zu­
nehmende Aufgabenwandel für 
die Feuerwehren und für jeden 
einzelnen Feuerwehrangehöri­
gen, sich mit neuen technischen 
Einsatzmitteln auseinanderzuset­
zen und sich die notwendigen 
Kenntnisse anzueignen. Insbe­
sondere im Bereich des Einsatzes 
von neuen Informationstechniken 
werden sich bei den Feuerweh­
ren in den kommenden Jahren 
erhebliche Veränderungen er­
geben. 

Schlee: "Die Technik kann den 
Menschen jedoch nicht ersetzen. 
Es war und ist der einzelne Feu­
erwehrangehörige, der für den 
Erfolg beim jeweiligen Einsatz mit 
verantwortlich ist. Es muß nach 
wie vor deshalb unser oberstes 
Ziel sein, die Angehörigen unse­
rer Feuerwehren sachgerecht 
aus- und fortzubilden, damit auch 
künftig gewährleistet ist, daß sie 
die vorhandenen Gerätschaften, 
Fahrzeuge und sonstigen techni­
schen Einrichtungen beherrschen 
und nicht von diesen beherrscht 
werden." 

IlS-MllG/Il1N 10lBB1 3 



THW unverzichtbarer 
Bestandteil des 
erweiterten KatS 

Der Parlamentarische Staats­
sekretär beim Bundesminister 
des Innern, Carl-Dieter Spranger, 
beantwortete eine Anfrage des 
Bundestagsabgeordneten Dr. Nö­
bel (SPD) an die Bundesregie­
rung wie folgt : 

Frage: ..Teilt die Bundesregü!­
rung die im Prüfbencht des Bun­
desrechnungshofes oom 29. April 
1988 über das Technische Hilfs­
werk (THW) gemachte Feststel­
lung, daß das THW ,mit erheb­
lichen Problemen belastet (ist), 
die sich aus ihrer Rechtsnatur, 
ihrer AufgabensteIlung und ihrer 
organisatorischen Stellung er­
geben'?" 
Antwort: "Die Bundesregierung 
teilt insoweit nicht die Auffassung 
des Bundesrechnungshofes. 

Es ist zwar zutreffend, daß 
einzelne Verwaltungsgerichte in 
Zweifel gezogen haben, ob der 
Errichtungserlaß vom 25. August 
1953 eine ausreichende Rechts­
grundlage, insbesondere für Dis­
ziplinarverfahren gegen Helfer, 
sei. Es fehlt jedoch bislang an 
einer höchstrichterlichen Ent­
scheidung. 

Die Aulgaben des THW im Zivil­
schutz ergeben sich aus dem Er­
rich tungserlaß in Verbindung mit 
dem Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes vom 
9. Juli 1968. Die Aufgaben des 
THW auf dem Gebiet der Gefah­
renabwehr im Frieden sind dage­
gen nicht bundeseinheitJich gere­
gelt. Sie werden im Rahmen der 
Katastrophenschutzgesetze der 
Länder sowie auf der Rechts­
grundlage von Verträgen mit den 
Ländern und Kommunen und als 
Amtshilfe wahrgenommen. Eine 
Umfrage bei den Ländern hat er­
geben, daß sich insoweit keine 
Schwierigkeiten der Zusammen­
arbeit ergeben haben. 

Die seit knapp zwei Jahrzehn­
ten praktizierte Verbindung des 
THW mit dem Bundesamt für Zi­
vi lschutz ist von Anfang an nicht 
ohne Probleme gewesen. Durch 
die im Jahre 1984 verfügte 
Neuordnung ist jedoch das Ver­
hältnis zwischen Bundesanstalt 
THW und Bundesamt für Zivil­
schutz wesentlich verbessert 
worden." 
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frage: "Wie gedenkt die Bundes­
regierung die im Prüfbericht des 
Bundesrechnungshofes über das 
Technische Hilfswerk (THW) auf­
gezeigten Schwachstellen zu be­
seitigen, und ist die Bundesregie­
rung gegebenenfalls gewillt, die 
Aufgaben des THW den anderen 
Hilfsorganisationen zu über­
tragen?" 
Antwort: "Die Bundesregierung 
beabsichtigt, zur Herstellung 
eines ,Gesetzes zur Ergänzung 
des Katastrophenschutzergän­
zungsgesetzes - (KatSErgG)' die 
Rechtsstellung und die Aufgaben 
des THW gesetzlich zu regeln. 
Darüber hinaus wird z. Zt. ge­
prüft , ob weitere Änderungen im 
Verhältnis zwischen Bundesan­
stalt Technisches Hilfswerk und 
Bundesamt für Zivilschutz not­
wendig sind. Die Bundesregie­
rung beabsichtigt allerdings nicht, 

die Aufgaben des THW anderen 
Hilfsorganisationen zu übertra­
gen. Nach Ansicht der Bundesre­
gierung ist derzeit keine andere 
Hilfsorganisation ohne weiteres 
in der Lage, die Aufgaben des 
THW wahrzunehmen." 

Auf eine Anfrage des Bundes­
tagsabgeordneten Lutz (SPD) ant­
wortete Staatssekretär Spranger 
wie folgt: 
frage: "Ist die Bundesregierung 
der Meinung, daß das Technische 
Hilfswerk in seiner gegenwärtigen 
Struktur der Forderung nach 
einem wirtschaftlichen und lei­
stungsstarken Katastrophenschutz 
gerecht wird?" 
Antwort: "Die Bundesregierung 
ist der Meinung, daß das Techni­
sche Hilfswerk in seiner gegen­
wärtigen Struktur der Forderung 
nach einem wirtschaftlichen und 
leistungsgerechten Katastrophen-

Millionen-Brand in 
Chemiefabrik 

Ein Großbrand in Goch (Kreis Wesei) verursachte 
einen Sachschaden in Höhe von mehreren Millionen 
Mark . Verlel.Zt wurde niemand. 

Beim Umfüllen von fast 25000 Litem Industrie­
Alkohol halle ein Tankwagen aus noch ungeklärten 
Gründen Feuer gefangell . 111 deli vier völlig zerstörten 
ProduktiollShallen der Firma, die Reinigungsmillel und 
PJlanzendünger herstellt, verbrannten Laugen und 
Säuren. Die riesige, übelriechende Rauchwolke enthielt 
keine gefährliche Kon zentration gesundheitsgefährden­
der Stoffe, so die Feuerwehr. 

In einer benachbarten Lagerhalle einer Lebensmillel­
fabrik wurden Kartoffelprodukte im Wert von rund 
drei Millionen Mark ein Raub der Flammen. 

Zur Bekämpfung des Großbrandes waren Feuer­
wehreinhe;ten aus einem Umkreis von 50 Kilometern 
im Einsatz. (Foto: dpa) 

schutz gerecht wird. Die Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk ist 
ein unverzichtbarer Bestandteil 
des erweiterten Katastrophen­
schutzes. 

Das THW ist vor allem der 
Träger von zwei wichtigen Fach­
diensten, dem Instandsetzungs­
dienst und dem Bergungsdienst. 
Mit rd. 56000 Helfern stellt es 
einen wesentlichen Teil des er­
weiterten Katastrophenschutzes, 
der vom Bund für den Verteidi­
gungsfall vorgehalten und finan­
ziert wird. Die Leistungsfähigkeit 
des THW wird im In- und Ausland 
anerkannt; sie ist in einer Vielzahl 
von Einsätzen unter Beweis ge­
steilt worden. 

Da die Einheiten des THW un­
ter dem Gesichtspunkt der Mehr­
fach nutzung auch den Ländern 
und Gemeinden für Hilfeleistun­
gen im Frieden zur Verfügung ste­
hen, leistet der Bund durch das 
Vorhalten der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk zugleich 
einen wichtigen und wirtschaft­
lich bedeutsamen Beitrag für den 
Katastrophenschutz der Länder. 
Die Länder haben wiederholt 
nach friedensmäßigen Einsätzen 
wie beispielsweise bei dem dies­
jährigen Frühjahrshochwasser 
zum Ausdruck gebracht, daß die 
Bewältigung der Katastrophen 
entscheidend von der Mitwirkung 
des THW abhinge." 
Frage: "Teilt die Bundesregie­
rung die Auffassung des Bundes­
rechnungshofes, daß die interne 
Gilederungs- und Prozeßstruktur 
im Technischen Hilfswerk 
Schwachstellen aufweise, die un­
nötige Kosten verursache, eine 
sachgerechte Organisation behin­
dere und die Arbeit erschwere?" 
Antwort: "Gliederung UM Pro­
zeßstruktur der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk, die mit 
ihren rd. 56000 Helfern die größ­
te nachgeordnete Einrichtung im 
Geschäftsbereich des Bundesmi­
nister des Innern ist, bedürfen 
einer ständigen Überprüfung. 
Zwar teilt die Bundesregierung 
nicht die Beurteilung, daß es sich 
bei den vom BRH aufgezeigten 
Defiziten um schwerwiegende 
Schwachstellen handelt, sie wird 
jedoch die Empfehlungen des 
BRH in ihre laufenden Bemühun­
gen um eine Verbesserung der 
Verwaltungsabläufe im THW ein­
beziehen." 

Auf die Frage des Bundestags­
abgeordneten Wartenberg, Berlin 



(SPD) antwortete Staatssekretär 
Spranger wie folgt: 
Frage: .. Welche Schlußfolgerun­
gen gedenkt die Bundesregierung 
aus der Feststellung des Bundes­
rechnungshofes zu ziehen, daß die 
Ausgaben des Bundes für das 
Technische Hilfswerk (THW) in 
Höhe von 160 Millionen DM 
(1987) erhebliche Zweifel an der 
richtigen Gewichtung des Mittel­
einsatzes im Zivilschutz aufkom­
men lassen und bIS zu 40 Millio­
nen DM jährlich gespart werden 
könnten, wenn die derzeitigen 
Aufgaben des THW von anderen 
Organisationen wahrgenommen 
würden?" 
Antwort: "Die Bundesregierung 
teilt nicht die Zweifel des Bun­
desrechnungshofes an der richti­
gen Gewichtung des Milteleinsat­
zes im Zivilschutz. Die im Haus­
haltsplan 1988 veranschlagten Ge­
samtkosten für die Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk betragen 
138,7 Millionen DM, das sind rd. 
17 % der für die zivile Verteidi­
gung im Bereich des Bundesmini­
sters des Innern in Höhe von 
insgesamt 805,3 Millionen DM 
veranschlagten Mittel. Bei der 
Bewertung der Ausgaben für die 
Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk ist zu berücksichtigen, daß 
das THW mit seinen 56000 Hel­
fern einen wesentlichen Teil der 
Gesamtstärke des erweiterten 
Katastrophenschutzes stellt. 

Die Aufrechterhaltung der bei­
den Fachdienste Bergungsdienst 
und Instandsetzungsdienst setzt 
die Existenz der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk voraus. Je­
de Umverteilung der Mittel würde 
zu einer Schwächung dieser bei­
den Fachdienste führen, die für 
den Verteidigungsfall unerläßlich 
sind und für die nicht auf frie­
densmäßige Einheiten der Länder 
zurückgegriffen werden kann. 

Andere Organisationen sind 
nicht ohne weiteres in der Lage, 
die Trägerschaft für die beiden 
erwähnten Fachdienste zu üper­
nehmen. Im übrigen erscheint es 
zweifelhaft, ob durch einen 
Wechsel der Trägerschaft bei un­
veränderter Aufgabenwahrneh­
mung Kosten eingespart werden 
können. Länder und Kommunen 
werden nicht bereit sein, die zu­
sätzlichen Belastungen ohne 
einen Kostenausgleich zu über­
nehmen. Der Bund müßte viel­
mehr die entstehenden Perso-

nal- und Verwaltungskosten als 
Zweckausgaben im Sinne des 
Art. 100a Abs. 5 GG in voller Höhe 
erstatten. " 

Glückwünsche des 
Bundesinnen­
ministers zum 
75iährigen Bestehen 
der DLRG 

Der Bundesminister des In­
nern, Dr. Friedrich Zimmermann, 
übersandte aus Anlaß des 75jähri­
gen Bestehens der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft an 
den Präsidenten der DLRG, Jo­
chen Bartholdt, folgendes 
Schreiben: 

"Zum 75jährigen Bestehen der 
Deutschen Lebens-Rettungs-Ge­
seilschaft übermittle ich Ihnen 
meine herzlichen Glückwünsche. 

Die DLRG zählt mit ihren bun­
desweit rund 470000 Mitgliedern 
nicht nur zu den großen gesell­
schaftlichen Vereinigungen in der 
Bundesrepublik Deutschland, sie 
ist zugleich auch die größte frei­
willige Wasserrettungsorganisa­
tion der Welt. 

Bei ihrer Gründung im Jahre 
1913 hatte sie sich u. a. die Aufga­
be gestellt, Menschen vor dem 
Ertrinken zu retten und sich für 
eine gründliche Ausbildung im 
Schwimm- und Rettungswesen 
einzusetzen. Diese Aufgabe hat 
die DLRG bisher in hervorragen­
der Weise erfüllt, wie ihre Lei­
stungsbilanz zeigt: 

Seit ihrer Gründung konnten 
275000 Menschen vor dem nas­
sen Tod gerettet werden; rund 
27 Millionen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger wurden zu Schwim­
mern und Reuungsschwimmern 
ausgebildet. Auf diese Erfolge 
kann die DLRG mit Recht stolz 
sein. Sie hat sich mit ihren groß­
artigen Leistungen sowohl einen 
festen Platz im öffentlichen Be­
wußtsein der Bundesrepublik 
Deutschland als auch internatio­
nale Anerkennung und Achtung 
erworben. Dies wäre nicht mög­
lich gewesen ohne den vorbildli­
chen und selbstlosen Einsatz der 
vielen ehrenamtlichen Mitarbei­
ter und Helfer. Es ist erfreulich 
festzustellen, mit welchem Enga­
gement vor allem jugendliche 
Helfer ihre uneigennützige Arbeit 

in der Schwimmausbildung und an 
den Rettungsstationen bewälti ­
gen. Allen, die dazu beigetragen 
haben, übermittle ich Dank und 
Anerkennung für ihren Dienst an 
der Gemeinschaft. 

Gemeinsam mit anderen hu­
manitären Organisationen gibt die 
DLRG ein Beispiel, wie Gemein­
nützigkeit und Humanität an­
schaulich gelebt, wie selbstge­
wählte Pflicht und Hilfsbereit­
schaft tätig wirksam werden 
können. 

Angesichts der wichtigen hu­
manitären und gesellschaftspoliti­
schen Aufgaben der DLRG darf 
ich Ihnen versichern, daß mein 
Haus Ihre Arbeit im Rahmen der 
Zuständigkeiten und gege&enen 
finanziellen Möglichkeiten auch in 
Zukunft unterstützen wird. 

Ich wünsche der Jubiläumsver­
anstaltung einen harmonischen 
Verlauf und der Arbeit der Deut­
schen Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft weiterhin viel Erfolg." 

Gemeinsame Übung 
in Ahrweiler 

Eine gemeinsame Übung führ­
ten Einheiten der Feuerwehr Sie­
gen, des Deutschen Roten Kreu­
zes sowie des Technischen Hilfs­
werkes in der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Bad 
Neuemihr-Ahrweiler durch. An 
dieser "verlagerten Standortaus­
bildung" für Katastrophenschutz­
Kräfte nahmen insgesamt über 80 
Personen teil. ' 

Ausgangspunkt war das Kata­
strophenschutzzentrum in Sie­
gen, von wo sich die Kolonne mit 
insgesamt 18 Fahrzeugen über die 
Autobahn Richtung Ahrweiler in ' 
Marsch setzte. Dort wurden die 
Einsatzkräfte noch am Abend 
über den groben Ablauf d~r 

Übung unterrichtet und bekamen 
die Unterkünfte zugeteilt. 

Am nächsten Tag stand die 
praktische Arbeit ganz im Mittel­
punkt. Während der Übung waren 
unterschiedliche Schadensfalle 
vorgegeben worden. So standen 
die Simulation einer Explosion in 
einem radiologischen Institut, 
das Spüren und Erkunden bei Ge­
fahrgut-Unfallen sowie der Auf­
bau einer Dekontaminationsstelle 
für Personen und Geräte auf dem 
"Programm" . 

"Mit dieser Übung sollte die 
Zusammenarbeit der einzelnen 
Fachdienste vertieft werden", so 
Zugführer Dietmar Völker. Im An­
schluß konnten die Teilnehmer 
die Räume und Einrichtungen der 
Katastrophenschutzleitung be­
sichtigen, wo ein Fachlehrer 
einen kurzen Einblick über die 
Arbeitsweise einer solchen Ein­
satzleitung gab. 

Museum begrüßt 
10000. Besucher 

Am 6. September konnte im 
Deutschen Feuerwehr-Museum 
der 10 000. Besucher seit der 
Wiedereröffnung im Juni begrüßt 
werden. Frau Heike Bütow, eine 
junge Angestellte aus Darmstadt, 
freute sich sehr über den Blu­
menstrauß, den ihr Museumslei­
ter Dr. Wolf mit den herzlichsten 
Glückwünschen zu diesem Ereig­
nis überreichte. Der Ehrengast 
zeigte als passives Mitglied der 
Freiwilligen Feuerwehr Darm­
stadt großes Interesse an den 
vielen historischen Exponaten 
des Deutschen Feuerwehr-Mu­
seums. Zusammen mit ihrem Be­
gleiter Michael Hocke folgte Frau 
Bütow aufmerksam den Erklärun­
gen bei der Sonderführung durch 
die Ausstellungshallen. Den bei­
den gefiel es so gut, daß sie 
versprachen, gerne wiederzu­
kommen. 

Das Foto zeigt den Ehrengast 
in einem Löschfahrzeug von 1943, 
rechts Museumsleiter Dr. Wolf. 
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Bundesinnenministerium legt 
Referentenentwud vor 

Der am 14. 9. 1988 vom Bun­
desinnenministerium vorgelegte 
Referentenentwurf zur Ergänzung 
des Katastrophenschutzgesetzes 
und anderer Vorschriften enthält 
Ergänzungen und Fortschreibun­
gen des geltenden Rechts, über 
deren Notwendigkeit grundsätz­
liche Einigkeit mit den Ländern, 
kommunalen Spitzenverbänden, 
Organisationen und Verbänden 
besteht. Die mündliche Anhörung 
ist für Ende Oktober und die 
BeschluBfassung im Bundeskabi­
nett für November vorgesehen. 
Die Koalitionsfraktionen von cdul 
CSU und pop haben bereits die 
geplante Fortschreibung des Ka­
tastrophenschutzrechts ausdrück­
lich begrüßt. 

Hierzu erklärte Parlamentari­
scher Staatssekretär Carl-Dieter 
Spranger: "Der vorgelegte Refe­
rentenentwurf geht von dem ein­
heitlichen Katastrophenschutzsy­
stem von Bund und Ländern aus, 
das sich grundsätzlich bewährt 
hat. Sein besonderer Vorteil liegt 
in der Flexibilität. In diesem Rah­
men betragen die jährlichen Auf­
wendungen des Bundes für den 
erweiterten Katastrophenschutz 
rund 355 Millionen DM. 

Der Referentenentwurf nimmt 
Rücksicht auf dringlich erneue­
rungsbedürftige Regelungen und 
schließt bisher vorhandene Ge-

setzeslücken. Hierbei hat erfreu­
liche Übereinstimmung zwischen 
den für den Katastrophenschutz 
Verantwortlichen bestanden. Für 
Bundesinnenminister Dr. Fried­
rich Zimmermann ist es bedeut­
sam, daß sich die Koalition auf 
diesem wichtigen Gebiet der In­
nenpolitik als handlungsfahig er­
wiesen hat. 

Der Entwurf enthält vor allem 
folgende Verbesserungen und 
Schwerpunkte: 
o Die Mitwirkung der Hilfs­

organisationen im Katastrophen­
schutz wird erstmals umfassend 
gesetzlich geregelt. Dabei wird 
die Stellung der Organisationen 
gestärkt. Sie nehmen ihre Aufga­
ben in eigener Verantwortung 
wahr, der Staat beschränkt sich 
auf eine Aufsicht und auf die Füh­
rung der Einheiten im Einsatz. 
Die Organisationen sind mit min­
destens einem Vertreter im Kata­
strophenschutzstab vertreten. 
Die Organisationen erhalten ein 
Mitspracherecht bei allen Rege­
lungen sowie einen Anspruch auf 
Finanzierung ihrer Aufgaben im 
Katastrophenschutz durch den 
Bund. 
e Die Katastropenschutzge­

setze der Länder enthallen heute 
bereits die Möglichkeit, jeder­
mann zur Hilfeleistung zu ver­
pnichten. Diese Möglichkeit soll 

auch für den erweiterten Kata­
stropenschutz geschaffen wer­
den. Sollten deshalb in einem 
Einsatzfall den Organisationen zu­
sätzliche besonders fachkundige 
Helfer fehlen, können Männer 
über 18 Jahre, die nichl zum 
Dienst in den Streitkräften heran­
gezogen werden, den Organisa­
tionen als Helfer zugewiesen wer­
den. Vorrang hat jedoch nach wie 
vor der Grundsatz der Freiwillig­
keit. So lange genügend freiwilli­
ge lIelfer zur Verfügung stehen, 
darf deshalb von der Ermächti­
gung kein Gebrauch gemacht 
werden. 

D Die Kommunen werden 
verpnichtet, in enger Zusammen­
arbeit mit den Gesundheitsäm­
tern und ärztlichen Standesorga­
nisationen die erforderliche Pla­
nung für die gesundheitliche Ver­
sorgung der Bevölkerung in 
einem Krisenfall vorzunehmen. 
o Die Bundesanstalt Techni­

sches Hilfswerk soll auf eine ge­
setzliche Grundlage gestellt wer­
den. Dabei bleiben Aufgaben und 
Organisation des THW unverän­
dert. Eine Mitwirkung im frie­
densmäßigen Katastrophenschutz 
soll wie bisher als ArntshiUe, d. h. 
auf Anforderung der zuständigen 
Landesslellen, möglich sein. 

e;) Der Bundesverband für den 
Selbstschutz - eine rechtsfähige 

Körperschaft des öffentlichen 
Rechts - soll in eine unselbstän­
dige Bundesanstalt umgewandelt 
werden. Damit soll der finan­
ziellen und politischen Verant­
wortung des Bundes für die Infor­
mation der Bevölkerung Rech­
nung getragen werden. 
o Beim Bundesminister des 

Innern wird ein Beirat gebildet, 
dem Vertreter. der Länder, der 
Kommunalen Spitzenverbände, 
der Organisationen, der Bundes­
ärztekammer, der Berufsverbän­
de sowie der Deutschen Kranken­
hausgesellschaft angehören. Der 
Beirat soll den Bundesminister 
des Innern in Fragen des Kata­
strophenschutzes beraten. 
o Das Beamtenrecht soll den 

Erfordernissen des Verteidi­
gungsfalles angepaßt werden. Be­
amte sollen im Verteidigungsfall 
nicht mehr einseitig aus ihrem 
Dienstverhältnis ausscheiden 
können. Sie werden verpnichtet, 
auch nicht laufbahngerechte Auf­
gaben zu übernehmen und Abord­
nungen zu anderen Dienststellen 
Folge zu leisten. Da entsprechen­
de Regelungen bereits auf der 
Grundlage des Arbeitssicherstel­
lungsgesetzes für Angestellte und 
Arbeiter im öffentlichen Dienst 
getroffen werden können, enthält 
diese Regelung eine notwendige 
Gleichbehandlung. " 

Über 8000 Besucher beim 
"Tag der offenen Tür" 

Unter dem Motto "Was pas­
siert, wenn was passiert" zeigten 
die Essener Katastrophenschutz­
orgaryisationen - Technisches 
Hilfswerk, Feuerwehr, Deutsches 
Rotes Kreuz, Arbeiter-Samariter­
Bund, Malteser-Hilfsdienst, Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe und die 
Deutsche Lebens-Rettungs-Ge­
seilschaft - ihren Leistungsstand. 

Im Rahmen von Einsatzvorfüh­
rungen zeigten die Organisatio­
nen, wie Verletzten geholfen 
wird, das Bergen aus Höhen und 
Tiefen, den Umgang mit Ret­
tungsgeräten sowie die Brandbe­
kämpfung. 
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Für den Einsatz stehen in es­
sen 159 Fahrzeuge zur Verfügung. 
Im Katastrophenschutz wirken 
2262 freiwillige Helfer mit. Zwei 
Katastrophenschutzzentren mit 
Unterkünften, Garagen und Ein­
richtungen für die Wartung und 
rnege der Fahrzeuge sowie zwei 
Führungsstellen, verteilt auf das 
südliche und nördliche Stadtge­
biet, zählen zu den Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes in 
Essen. 

Foto: Essens Oberbürgermei­
ster Peter Reuschenbach (links) 
verfolgt die Vorführungen der 
Rettungshunde. (Foto: Spilker) 



Ehrung für 
langjähriges 
Engagement 

Gerd Köster, Katastrophen­
schutzhelfer der Stadt Neumün­
ster, wurde durch den Minister­
präsidenten des Landes Schles­
wig-Holstein die Ehrennadel des 
Landes für "langjährige ehren­
amtliche Tätigkeit zum Wohle der 
Allgemeinheit" verliehen. Innen­
minister Professor Dr. Bull über­
reichte die Auszeichnung in An­
wesenheit des zuständigen De­
zernenten der Stadt Neumünster, 

Krisenmanagement 
KOSMOS 1900 
im Bundesinnen­
ministerium 

Nach Informationen der UdSSR 
vor dem UN-Weltraumausschuß 
im Juni 1988 war der im Dezem­
ber 1987 gestartete sowjetische 
Ozeanüberwachungssatellit Kos­
mos 1900 wegen des Ausfalls der 
Funkverbindung nicht mehr steu­
erbar. Sein Absturz auf die Erde 
war nach Angaben der Sowjetuni­
on für OktoberlNovember 1988 zu 
erwarten. 

Dieser Satellit war von der 
gleichen Bauart wie Kosmos 954 
und Kosmos 1402, die, ebenfalls 
manöverierunfahig geworden, 
1978 bzw. 1983 auf die Erde ab­
stürzten. Kosmos 954 ging über 
Kanada nieder und gefährdete mit 
seinen radioaktiven Trümmern 
ein Gebiet von mehreren tausend 
Quadratkilometern. Deshalb 
konnte nun nicht völlig ausge­
schlossen werden, daß mit dem 
Absturz von Kosmos 1900 eine 
Gefährdung durch radioaktive 
Trümmer verbunden sein würde. 
Dabei war es jedoch höchst un­
wahrscheinlich, daß die Bundes-

Stadtrat Klamt, und weiterer Füh­
rungskräfte in Kiel. 

Gerd Köster ist seit 1962 für 
den Katastrophenschutz in Neu­
münster tätig. Erst als Truppfüh­
rer und ab 1976 als Zugführer des 
Fernmeldezuges, einer Regieein­
~eit des Amtes für Zivilverteidi­
gung und Katastrophenabwehr, 
setzte ' er sich mit viel Engage­
ment für den Aufbau, die Ausbil­
dung und den Einsatz dieser Ein­
heit ein. Seit 1984 übt er das Amt 
des Fachberaters für den gesam­
ten Fernmeldedienst aus, zu dem 
in Neumünster auch eine Fern­
meldezentrale des Hauptverwal­
tungsbeamten gehört. 

Neumünsters Oberbürgermei­
ster Pröpper als Verantwortlicher 
für den Katastrophenschutz der 
Stadt hat Gerd Köster ebenfalls 
seinen Dank und Anerkennung für 
seine bisherigen Leistungen aus­
gesprochen. 

Das Foto zeigt Innenminister 
Prof. Dr. Bull (links) bei der 
Ehrung von Gerd Köster. 

(Poto: Stiehm) 

republik Deutschland davon be­
troffen sein würde. 

Nach sowjetischen Angaben 
sollte in etwa 100 bis 120 km Hö­
he durch eine automatische Ein­
richtung des Satelliten der Reak­
torteil mit ca. 30 kg angereicher­
tem Uran abgesprengt und in eine 
Höhe von ca. 800 km geschossen 
werden, wo er für mehrere Jahr­
hunderte verbleibt. Aber nach 
den genannten Fällen Kosmos 954 
und 1402 konnte die Funktionsfä­
higkeit dieser Automatik nicht als 
sicher angenommen werden. 

Unter der Leitung der ständi­
gen Koordinierungsstelle für 
großnächige Gefahrenlagen im 
BMI wurde daher eine Arbeits­
gruppe einberufen. Grundlage wa­
ren die "Empfehlungen der Bund-I 
Länder-Arbeitsgruppe Weltraum­
unfalle" vom 18. April 1979. 

Beteiligt am Krisenmanage­
ment waren: 

Bundesministerium des Innern 
mit Bundesamt für Zivilschutz, 
Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicher­
heit, Auswärtiges Amt, Bundesmi­
nisterium der Verteidigung, Bun­
desgrenzschutz und die For­
schungsgesellschaft für ange­
wandte Naturwissenschaften. 

Aufgaben des Krisenmanage­
ments: 

Hilfsorganisationen 
gründen Bundes­

arbeitsgemeinschaft 
Erste Hilfe 

Jedes Jahr werden ca. 2 Millio­
nen Bundesbürger in Erster Hilfe 
und in Sofortmaßnahmen am Un­
fallort ausgebildet, um im Notfall 
Leben retten zu können. Die 
ständig wachsenden Anforderun­
gen an die Ausbildung in medizini­
scher und pädagogischer Hinsicht 
führten kürzlich zu einer neuen 
Initiative der vier ausbildenden 
Hilfsorganisationen Arbeiter-Sa­
mariter-Bund, Deutsches Rotes 
Kreuz, Johanniter-Unfall-Hilfe 
und Malteser-Hilfsdienst.' 

Auf der Grundlage eines Be­
schlusses der Präsidenten dieser 
Organisationen schloß man sich 
zu einer Bundesarbeitsgemein­
schaft Erste Hilfe zusammen, um 
die bereits praktizierte Zusam­
menarbeit weiter auszubauen und 
noch effizienter zu gestalten. Ziel 
dieser Bundesarbeitsgemein­
schaft ist es, Anregungen und An­
stöße für die weitere Ent""cklung 
der Erste-Hilfe-Ausbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland zu 
geben, sei es nun in grundsätz­
lichen Fragen der Ausbildung, 
aber auch in Fragen der Aufklä­
rung, der Organisation, der Fi­
nanzierung oder anderer Rah-

• Sicherstellung der fortlaufen­
den Satellitenbeobachtung, Aus­
wertung der Datenbanken und Er­
stellung von Absturzprognosen. 
• Erschließung, Bereitstellung 
und Organisation der Hilfspoten­
tiale des Bundes (z. B. für Strah­
lendetektion und Trümmersuche 
aus der Luft). 
• Umfassende Information der 
Länder und der Nachbarstaaten. 
• Information der Bevölkerung 
durch Fernsprechansagedienst 
(BMI und BMU). 
• Erfassung der von den Län­
dern getroffenen Vorkehrungen 
der Gefahrenabwehr. 

Das Krisenmanagement war 
durch das ständig besetzte Lage­
zentrum des BMI technisch und 
personell abgestützt. 

menbedingungen. In einer ersten 
Sitzung dieses Gremiums wurde 
vor kurzem u. a. gefordert, daß 
die Erste-Hilfe-Ausbildung ver­
pfliChtend in den Schulunterricht 
aufgenommen werden soll. 

Mit dieser Bundesarbeitsge­
meinschaft gibt es nun erstmals 
ein geeignetes Forum, um u. a. 
medizinische Fragestellungen mit 
aktuellen erziehungswissen­
schaftlichen Erkenntnissen zu 
verknüpfen und für die praktische 
Umsetzung umfassend abge­
stimmte Empfehlungen zu erar­
beiten. Hierbei ist es von beson­
derem Vorteil, daß in der Bun­
desarbeitsgemeinschaft auch 
zahlreiche andere Institutionen 
"an .einem Tisch" vertreten sind, 
die sich auch verantwortlich mit 
Fragen der Ersten Hilfe befassen. 

Bei ihrer EntscheidungsfIn­
dung wird die Bundesarbeitsge­
meinschaft insbesondere auch 
durch ärztlich/wissenschaftliche 
Empfehlungen des Deutschen 
Beirates für Erste Hilfe und Wie­
derbelebung unterstützt, der bei 
der Bundesärztekammer einge­
richtet wurde und in dem die vier 
Hilfsorganisationen ebenfalls ent­
sprechend vertreten sind. 

Nach den Beobachtungen am 
29. September 1988 war der Ab­
sturz für den 5. Oktober ' ± zwei 
Tage prognostiziert. 

Am 30. September 1988, ca. 
22 .00 Uhr in einer Höhe von ca. 
170 km trennte sich der Reaktor­
teil des Satelliten automatisch 
vom Systemteil und wurde in eine 
Umlaufbahn von ca. 730 km Höhe 
geschossen. Der Systemteil ver­
glühte am I. Oktober 1988 über 
Afrika. 

Am I. Oktober 1988, 7.24 Uhr, 
konnte der Bundesminister des 
Innern als Erster die Bundesres­
sorts, die Länder und Nachbar­
staaten darüber informieren und 
damit die Rücknahme aller Alarm­
planungen im ln- und Ausland 
auslösen. 
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Gut funktionierender 
Chemieschutz im 
Kreis Offenbach 

Schon seit längerer Zeit befas­
sen sich die drei Stützpunktfeuer­
wehren des Kreises Offenbach, 
Neu-Isenburg, Rödermark/Ober­
Roden und Hainburg/Klein-Krot­
zenburg mit aem Problem eines 
wirkungsvollen Chemieschutzes 
für den gesamten Kreis Offen­
bach. Verschiedene Schadenser­
eignisse in den letzten zwei Jah­
ren (Chemieunfalle auf der Auto­
bahn, Tankwagenunfall in Röder­
mark/Urberach) haben deutlich 
gemachi, daß bei solchen Groß­
schadenslagen mehrere Feuer­
wehren auf dem Gebiet des Che­
mieschutzes zusammenarbeiten 
müssen. Alle drei Feuerwehren 
sind mit Gerätewagen zur Be­
kämpfung von Chemieunfallen 
ausgerüstet. Zusätzlich ist in 
Hainburg der ABC-Zug des Krei­
ses Offenbach stationiert. 

Um nun die Zusammenarbeit 
der Chemieschutzeinheiten der 
Feuerwehr mit dem ABC-Zug zu 
trainieren, wurde der Ernstfall 
am FeuerwehrslÜtzpunkt in Hain­
burgiKlein-Krotzenburg erprobt. 
Die Zusammenarbeit zwischen 
dem ABC-Zug und den Einheiten 
der Feuerwehr sollte bei dieser 
Übung demonstriert werden und 
Denkanstöße für Vertreter ande­
rer Kreise im Regierungsbezirk 
Darmsladt gegeben werden. 

Angenommen worden war ein 
Unfall eines Lastkraftwagens, der 
mit 200-Liter-rassern einer Che­
mikalie, die giftige und ätzende 
Dämpfe entwickelte, beladen 
war. Mehrere Fässer schlugen 
leck. Die Feuerwehr Rödermark/ 

8 IZS-MAGAZIN 10/881 

Ober-Roden haUe die Aufgabe, 
die austretende Chemikalie auf­
zufangen und die Lecks abzudich­
ten. Die Feuerwehr Neu-Isenburg 
mußte die Kanaleinläufe abdich­
ten, die Chemikalie umpumpen 
und entsprechende Behälter zur 
Aufnahme der Chemikalie bereit­
stellen. 

Da die giftigen und ätzenden 
Dämpfe Richtung bebautes Wohn­
gebiet zogen, hatten die Ortsteil­
feuerwehren Hainburgs die Auf­
gabe, eine Wasserwand zu bilden, 
um die wasserlöslichen Dämpfe 
unschädlich zu machen. Die Ar­
beiten am Unfallfahfleug mußten 
mit Chcmievollschulzanzügen 
ausgeführt werden. Der ABC-Zug 
des Kreises Offenbach mußte 
einen Dekontaminationsplatz (Fo­
to) einrichten, wo die Möglichkeit 
der Reinigung der Vollschulzanzü­
ge und der eingesetzten Geräte 
sowie das Umkleiden der Einsatz­
kräfte in einem beheizten Zelt 
gegeben waren. 

Studie zeigt 
Stellenwert von 
Bundeseinrichtungen 
auf 

Seit 1984 führt das "Institut für 
praxisorientierte Sozialfor­
schung" (ipos) jährlich eine Stu­
die "Einstellung zu aktuellen Fra­
gen der Innenpolitik" durch. Ziel 
der Studie ist es, festzustellen, 
inwieweit aktuelle Haltungen zu 
innenpolitischen Problemen in 
Einklang mit grundlegenden, län­
gerfristigen Orientierungen der 
Bevölkerung stehen. Die nun­
mehr bestehende Zeitreihe von 
fünf Untersuchungen macht es 
möglich, Aussagen über Konsi-

stenz und Wandel bestimmter 
Einstellungen zu machen. 

Unter dem O~erbegriff "Politi­
sche und gesellschaftliche Ord­
nungsvorstellungen" wurde wie 
bereits in den Vorjahren neben 
dem Vertrauen in Einrichtungen 
des öffentlichen Lebens auch die 
Wichtigkeit von einigen Einrich­
tungen im Zuständigkeitsbereich 
des Bundesministeriums des In­
nern erfragt. Insgesamt wurden 
sieben Einrichtungen des Bundes 
erfaßt. 

Als wichtigste unter den sie­
ben Einrichtungen des Bundes 
wird das Bundeskriminalamt an­
gesehen. Diese Position hat das 

Amt seit Beginn der Befragungen 
im Jahre 1984, allerdings mit 
einer leicht abfallenden Tendenz 
bei den Einstufungen. Danach 
zeichnet sich eine Gruppe von 
Institutionen ab, die für etwa 
gleich wichtig gehalten werden, 
nämlich der Verfassungsschutz, 
der Bundesbeauftragte für Daten­
schutz und der Bundesgrenz­
schutz. Mit etwas Abstand folgt 
dann das Bundesamt für Zivil­
schutz. Die geringste WiChtigkeit 
innerhalb dieser sieben vorgege­
benen Einrichtungen wird dem 
Statistischen Bundesamt und der 
Bundeszentrale für politische Bil­
dung beigemessen. 

Ter,.../ne 

Das Haus der Technik e. V., Außeninstitut der Rheinisch-Westfalischen 
Technischen Hochschule Aachen, 4300 Essen I, Postfach 101543, 
Hollestr. I, Telefon 020111803-1, führt in der Zeit vom 
25.-26. I. 1989 die Fachveranstaltung "Brandschaoienvert.iItuRg 
Iilr EDV-AnlagenlRechelWllllren, Schalt- und Meßwarte", lei­
tung: Brandschutzing. B. Knepper, durch. 

Ein Seminar für Führungskräfte der Feuerwehren unter dem Titel 
"GeflIhrliche S!aHe bei ... Feuerwehreinsatz" findet vom 14. bis 
17. Mäfl 1989 bei der Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
mbH in Neuherberg statt. 
Aufgrund der Erfahrungen der letztjährigen Seminare und der Befra­
gung der Teilnehmer dieser Seminare ist als Themenkatalog zur Zeit 
vorgesehen: 
• Verhalten bei Unfällen mit Explosivstoffen 
• TUIS; Einsatzerfahrungen, Ausrüstung 
• Strahlenschulzausrüstung für Feuerwehren, Neuerungen 
• Einsatzfahfleuge für "Gefahrgut-Unfalle" 
• Einsatzerfahrungen, Berichte mit Diskussionen 
Dem Seminar ist eine Demonstration von Atemschutzgeräten, Schutz­
kleidung, Gas- und Zündgrenzenmeßgeräten, Strahlenschutzsonder­
ausrüstung sowie besonderen Geräten für den Einsatz mit chemischen 
Gefahrgütern angeschlossen. 
Neben Führungskräften der Feuerwehren und der Landesdienststellen 
für den Brand- und Katastrophenschutz können - soweit freie Plätze 
zur Verfügung stehen - auch Angehörige der Polizei, der Rettungsdien­
ste und des Katastrophenschutzes teilnehmen. 
Für Rückfragen steht Herr Bernd Hildebrand, GSF-Feuerwehr, Ingol­
städter Landstraße I, 8042 Neuherberg, Tel.: 08913187-2233, zur Ver­
fügung. 

Für Gerätewarte der Feuerwehren bietet die Drägerwerk AG, Lübeck, 
Geriltewartlehrgänge an. Inhalt dieser fünftägigen Lehrgänge ist 
schwerpunktmäßig die Wartung und Instandhaltung von Dräger-Atem­
schutzgeräten (Preßluftatmer, Sauerstoff-Schutzgeräte und Prüfge­
räte). Die Seminare werden wöchentlich im Lübecker Stammwerk, in 
den Dräger-Niederlassungen, aber auch auf Wunsch bei Kunden 
durchgeführt. 
Informationen dazu sind abzurufen bei: Drägerwerk Aktiengesellschaft, 
DrägerService Sicherheitstechnik, Technische Ausbildung, Moislinger 
Allee 53- 55, 2400 Lübeck I, Tel.: 0451/8823297. 



ADAe-Präsident Franz 
Stadler 75 Jahre 

Der Bundesminister des In­
nern, Dr. Friedrich Zimmermann, 
übersandte dem Präsidenten des 
ADAC, Franz Stadler, zum 75. Ge­
burtstag folgendes Schreiben: 

"Zu Ihrem 75. Geburtstag gra­
tuliere ich Ihnen sehr herzlich. 
Ich wünsche Ihnen weiterhin 
Glück und Erfolg, Gesundheit und 
Freude an Ihrer verantwortungs­
vollen Tätigkeit. 

Als langjähriger Präsident des 
ADAC haben Sie sich nicht nur für 
die Interessen der ADAC-Mitglie­
der, sondern auch für die Belan­
ge aller Verkehrsteilnehmer im­
mer wieder erfolgreich einge­
setzt. Besonders haben Sie sich 
den Problemen der Verkehrssi­
cherheit und der Rettung Schwer­
verletzter gewidmet. Viele Ver­
besserungen auf diesem Gebiet, 
wie zum Beispiel die bundesweite 
Einführung der Notrufnummer, 
sind wesentlich Ihrem unermüdli­
chen Engagement zu verdanken. 

Als wichtigen Teil Ihres Le­
benswerks dürfen Sie mit Stolz 
die Luftrettung in der Bundesre­
publik Deutschland betrachten. In 
enger Zusammenarbeit zwischen 
Bund, Ländern, privaten Trägern 
und dem ADAC ist es trotz vielfa­
cher Schwierigkeiten gelungen, 
bundesweit ein dichtes Luftret­
tungsnetz aufzubauen. Ohne Ih­
ren beharrlichen Einsatz wäre 
dies kaum möglich gewesen. Heu­
te ist die Luftrr!ttung, die inzwi­
schen vielen Menschen das Le­
ben gerettet hat, bei uns nicht 
mehr wegzudenken. 

Hierfür und für die gute Zu­
sammenarbeit zwischen dem 
ADAC und meinem Haus danke 
ich Ihnen sehr herzlich." 

Femmelder feierten 
25. Geburtstag 

Mit einem Festball schloß die 
Feier an läßlich des 25jährigen Be­
stehens des Fernmeldedienstes 
der Stadt Neumünster. Begonnen 
hatte der festtag am Morgen mit 
einer Präsentation der Ausstat­
tung und Vorführungen der Mög­
lichkeiten der Regieeinheit. Bis 
zum Nachmittag nahmen zahlrei­
che Bürger die Gelegenheit war, 
sich über die Arbeit der 37 Helfer 

und Helferinnen des Fernmelde­
dienstes zu informieren. 

In seinem Grußwort forderte 
der für den Katastrophenschutz 
zuständige Dezernent Hatto 
Klamt, alles für die Bestands­
sicherung der Einheiten zu tun. 
Christian-Friedrich Peter, der 
stellvertretende Stadtpräsident, 
bezeichnete den Einsatz der Hel­
fer als unersetzlich und dankte 
für die erbrachten Leistungen. 

Dank für 
Pionierarbeit 

Seit über 20 Jahren ist Hans 
Kiebler Führungskraft im Kata­
strophenschutz und seit 1974 lei­
tet er die von ihm gegründete 
ARKAT Baden-Württemberg. Auch 
die Gründung von drei weiteren 
Landesverbänden geht auf seine 
Initiative zurück. Seit 1985 ist Kie­
bier Vorsitzender der ,,ARKAT­
BUND", die er ebenfalls grün­
dete. 

Auf der letzten Vorstandssit­
zung überreichte der stellvertre­
tende Vorsitzende Dr. med. Otto 
Weise, Albstadt, im Namen des 
Landesverbandes dem Jubilar 
einen Zinnteller. Er betonte bei 
der Übergabe, daß Kiebler mit 
der Gründung der ARKAT Pionier­
arbeit geleistet habe. 

Helferfest in Lehrte 

Am 17. September 1988 fand 
das diesjährige Helferfest der Re­
gieeinheit des Landkreises Han­
nover im Katastrophenschutz­
Zentrum Lehrte statt. 

Neben vielen Mitarbeitern des 
KatS-Zentrums fanden sich auch 
zahlreiche Ehrengäste ein, unter 
ihnen Kreisrat Udo Gresbrand als 
Vertreter des Landkreises Han­
nover. 

Nach der Begrüßung durch 
Zentrums leiter Rainer Ernst ehr­
te Kreisrat Gresbrand Gustav 
Kerber und Erhard Stellmann mit 
einer Urkunde für ihre 25jährige 

Mitarbeit im Katastrophenschutz 
und ihren Einsatz zum Wohle der 
Allgemeinheit. 

Seit 1985 nicht mehr aktiv, 
aber dennoch 25 Jahre dem KatS­
Zentrum verbunden sind Her­
mann Rust, Hans-Hermann Frehe 
und Jürgen Witte. Sie erhielten 
einen Präsentkorb. 

Den Abschluß des offiziellen 
Teiles bildeten die Grußworte 
des I. Vorsitzenden der ARKAT 
Niedersachsen e. V. , Klaus-Dieter 
Kühn. Er wies darauf hin, daß nur 
allzu häufig vergessen wird, die 
Tatigkeit der Helfer, die sich zum 
"Nulltarif' zur Verfügung stellen, 
entsprechend zu würdigen. 

Unser Bild zeigt Kreisrat Gres­
brand bei der Ehrung der Helfer. 

Haus flog in die Luft 
Nur ein Trümmerhaufen blieb 

von einem zweigeschossigen 
Wohnhaus im Kölner Stadtteil 
Porz übrig, nachdem sich im Kei­
ler eine Gasexplosion ereignet 
hatte. Durch umherfliegende 
Trümmer erlitten drei Passanten 
zum Teil schwere Verletzungen. 
Aus dem Nachbarhaus, das eben­
falls zur Hälfte zerstört wurde, 
konnte die Feuerwehr zwei einge­
schlossene Bewohner leicht ver­
letzt bergen. 

Da in dem zerstörten Haus 
noch drei Person.en vermißt wur­
den, mußten die Einsatzkräfte 
der Berufs- und Freiwilligen Feu­
erwehr den Trümmerkegel syste­
matisch abtragen. Nachdem der 
Einsatz von Suchhunden des DRK 
keinen Hinweis auf Verschüttete 
gebracht hatte, kam nach mehre­
ren Stunden Suche die Nachricht, 

daß sich die Vermißten nicht im 
Hause befunden hatten. 

Insgesamt waren an den Ber­
gungs- und Aufräumungsarbeiten 
120 Feuerwehrmänner beteiligt. 
Das Foto zeugt von der Wucht der 

Explosion, die auch das Nachbar­
haus (rechts) erheblich in Mitlei­
denschaft zog. Zum Zeitpunkt der 
Aufnahme wurde noch nach den 
Vermißten gesucht. 

(Foto: Berufsfeuerwehr Köln) 
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Marineflieger 
machen "Öljagd" auf der Nordsee 

Die beiden bei der 2. Staffel 
des Marineniegergeschwaders 5 
in Kiel-Holtenau stationierten 
"ÖI-Do's" niegen auf Erfolgskurs 
- die Ölverschmutzungen in der 
Nord- und Ostsee sind deutlich 
zurückgegangen. Diese poltive 
Tendenz zeigt, daß diese Überwa­
chungsflüge ein wirksames Millel 
sind, der Belastung - vor allem 
der Nordsee - durch Ölver­
schmutzungen entgegenzuwirken. 
Etwa 600 Flugstunden pro Jahr 
absolvieren die als fliegende 
Oberwachungssysteme zur Or­
tung von Ölverschmutzungen auf 
See ausgerüsteten zwei Dornier 
00 280-2 SKYSERVANT nach im­
mer wechselnden Einsatzplänen 
über den Hauptschiffahrtswegen 
der Nord- und Ostsee. 

Eine der Ursachen der Ölver­
schmutzungen ergibt sich auch 
heute immer noch aus der unzu­
lässigen "Entsorgung" ölhaltiger 
Betriebsstoffe oder Ladungsrück­
stände zum "Nulltarif', die immer 
noch auf See praktiziert werden. 
Da die regelmäßige Überwachung 
des Meeres im Zeitraum der ver­
gangenen Jahre immer wieder 
verbessert werden konnte und 
heute weitgehend unabhängig von 
der optischen Sicht bei Tag und 
Nacht und auch beim Fliegen 
über Wolkenschichten durchge­
führt werden kann, ist sie für 
potentielle Verursacher nicht 
mehr berechenbar. 

Durch die Katastrophen auf 
den Ölplatlformen PIPER ALPHA 
und OCEAN ODYSSEY im Seege­
biet östlich von Aberdeen vor der 
schottischen Küste, haben die 
Überwachungsnüge eine neue Di­
mension erhalten, weil der dabei 
zum Teil erhebliche Ölaustritt 
nach Katastrophen dieser 
Größenordnung in die sich links­
drehende Zirkulation des Nord­
seewassers gerät und dann mit 
anderen Schadstoffeinleitungen 
Großbritanniens, Belgiens und 
der Niederlande nach einer ge­
wissen Zeit auch ·die deutsche 
und dänische Küste erreichen. 

Bedingt durch Wind und Strö­
mung werden die ursprünglich zu­
sammenhängenden Ölflächen 
während der langen Driftzeiten 
auseinandergerissen und treiben 
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dann als einzelne Ölfelder mit 
zum Teil unterschiedlichen Öldik­
ken auf der Meeresoberfläche. 
Im Rahmen eines effizienten Ein­
satzes der zur Beseitigung dieser 
Verschmutzungen eingesetzten 
Geräte ist es notwendig gewor­
den, zum Beispiel Bekämpfungs­
schiffe gezielt an große Ölfelder 
mit möglichst großer Ölschicht­
dicke heranzuführen, was groß­
räumig nur mit Hilfe von Ölerken­
nungssensoren aus der . Luft 
durchzuführen ist. 

Die beiden "ÖI-Do's" mit ihrer 
heutigen Ausrüstung und mit den 
damit gewonnenen Erkenntnissen 
und Erfahrungen versetzen die 
Marineflieger in die Lage, den 
gestellten Forderungen in allen 
Belangen der Früherkennung zur 
Verhinderung von Umwelt-Kata­
strophen an der deutschen Nord­
seeküste gerecht zu werden. 

Unsere Bilder zeigen oben 
eine fur die "Öljagd" ausgerüste­
te 00 280-2. An der Unterseite 
des Flugzeuges erkennt man un-

ter der Nase das Radom für den 
Mikrowellenradiometer (linker 
Pfeil) und die SLAR-Antenne des 
Seitensichtradars für die Erster­
kennung von Ölverschmutzungen 
(rechter Pfeil). 
Bild unten: Der Suchoperator vor 
seinem Terminal an Bord des 
Flugzeugs sowie die schwenkbare 
TV-Kamera mit Lichtverstärker, 
die zur Identifizierung von Schif­
fen auch bei Nacht - eingesetzt 
wird. 

(Fotos und Text: Wegemann) 



US-Delegation der Federal Emergency Management Agency (FEMA) im Bundesinnenministerium 

Information zum Thema Notfallvorsorge 
Eintägiges Besuchsprogramm 

gab einen Einblick in das Gefahrenabwehrsystem 
der Bundesrepublik Deutschland 

Am 14. Oktober 1988 besuchte eine 
hochrangige US-Delegation der Federal 
Emergency Management Agency (FEMA). 
Washington, unter der Leitung des Direk­
tors , Julius W. Beeton, das Bundesministe­
rium des Innern , um sich über das System 
der Gefahrenabwehr in der Bundesrepublik 
Deutschland zu inlormieren. Staatssekretär 
Hans Neusei begrüßte die Gäste und hieß 
sie herzlich willkommen. Ein Inlormations­
gespräch mit dem Leiter der Abteilung Kata­
strophen-lZivilschutz, Notfallvorsorge, Zivi­
le Verteidigung, Ministerialdirigent Wolf­
gang Beyer, sowie Ministerialrat Dr. Ewald 
Andrews, Ministerialrat Franz-Josef Löhr 
und Oberregierungsrat Gerd Trautmann 
schloß sich an. 

Das System im Überblick 

In einem Kurzvortrag erläuterte Dr. An­
drews den Bezugsrahmen und die wichtig­
sten Wesensmerkmale des Gefahrenab­
wehrsystems der Bundesrepublik Deutsch­
land. Er zeigte u. a. die Entwicklung des 
öffentlichen Systems der Gefahrenabwehr 
in der Bundesrepublik auf, die in ein ge­
meinsames Vorsorge- und Hilfeleistungssy­
stem von Bund und Ländern unter Mitwir­
kung privater Hilfsorganisationen mündete. 

Im weiteren Verlauf seines Vortrages 
ging Dr. Andrews auf den Reaktorunfall von 
Tschernobyl ein . Damals sei in der Bundes­
republik eine großflächige, über alle Länder 
sich erstreckende radiologische Gefähr­
dungslage entstanden. Dabei habe sich 
erstmalig gezeigt, daß es nicht ausreicht, in 
jedem Bundesland ein KatastrophenSChutz­
gesetz für die Bewältigung von Katastro­
phenschutzaufgaben im Frieden und im 
Bund ein Gesetz für den Zivilschutz zu ha­
ben. Dieses Mosaik von Regelungen könne 

derartige großflächige Gefährdungslagen 
nicht bewältigen. Das gemeinsame Hilfelei­
stungssystem wurde deshalb um eine Kom­
ponente ergänzt: Geschaffen wurde eine 
"Konzeption zur Optimierung des Krisenma­
nagement bei großflächigen Gefährdungs­
lagen" . 

Eine neue Konzeption 

Dr. Andrews erläuterte den Gästen die 
vom BMI erarbeitete Krisenmanagement­
Konzeption sowie die neugeschaffene inter­
ministerielle Koordinierungsgruppe , die im 
Ereignisfall einberufen wird und aus Vertre­
tern der betroffenen Bundesressorts und 
der Länder besteht. Diese Koordinierungs­
gruppe habe lediglich die Aufgabe , in einem 
zügigen Abstimmungsverfahren zeitnahe 
und ereignisadäquate Entscheidungsvor­
schläge bzw. -alternativen zu erarbeiten. 
Außerdem sei im BMI eine ständige Koordi­
nierungsstelle eingerichtet worden , die im 
Schadensfall Geschäftsstellenfunktion für 
die interministerielle Koordinierungsgruppe 
wahrnimmt und insbesondere die Aufgabe 
hat, außerhalb von aktuellen Gefahrenlagen 
bzw. Katastrophen die Risikolandschaft zu 
beobachten und laufend Initiativen bzw. Ak­
tivitäten zu entwickeln, um das Gefahrenab­

. wehrsystem zu optimieren. Das Ziel sei die 
Überführung des bestehenden "gemeinsa-
men Hilfeleistungssystems" in ein "inte­
griertes Hilfeleistungssystem von Bund und 
Ländern", so Dr. Andrews . 

Zusammenarbeit über die 
Grenzen 

Ein weiterer wesentlicher Integrationsfak­
tor sei die internationale Verflechtung, die 

Zu einem Gruppenfoto stellen sich die amerikanischen Gäste mit den Gastgebern. (FoIOS: Sers) 

Begrüßung im Bundesinnenministerium (v. links): 
Staatssekretär Hans Heusei, FEMA-Direktor Julius 
W. Beelon, Mlnlslerlaldirigenl Wollgang Beyer 
und Wlillam TldbatJ , Chlel 01 slaff der FEMA. 

aufgrund bilateraler Katastrophenhilfeab­
kommen zwischen der Bundesrepublik 
DeutSChland und ihren Nachbarn entstan­
den ist. Damit sei sichergestellt, daß eine 
Koordinierung der Abwehrmaßnahmen 
selbst bei Gefährdungslagen möglich ist, 
die über das Gebiet mehrerer Staaten hin­
ausreiche, meinte Dr. Andrews zum 
Schluß. 

Im Anschluß stellten sich die Gastgeber 
den Fragen der Delegationsmitglieder. Hier­
bei ergänzte und vertiefte Ministerialdirigent 
Wolfgang Beyer die vorangegangenen Aus­
führungen. 

Besuch der KSB 

Ein weiterer Punkt dBf\.Tagesprogramms 
war der Besuch der Katastrophenschutz­
schule des Bundes Bad Neuenahr-Ah rwei­
ler. Hier begrüßte der Leiter der Schule, 
Ud. Regierungsdirektor Norbert Krutzki, die 
amerikanischen Gäste. 

Ein Vortrag gab den Delegationsmitglie­
dern einen Einbl ick in die Gl iederung der 
Ausbildung im Katastrophen- und Zivi l­
schutz der Bundesrepublik DeutSChland so­
wie in den Auftrag und die Schwerpunkte 
der Schule. Anschließend besichtigten die 
Gäste die ÜbungsbefehlssteIle der KSB. 

Zum Abschluß des eintägigen Informa­
tionsbesuchs fuhr die Delegation zum Aus­
weichsitz der Bundesregierung, wo Ministe­
rialrat Franz-Josef Löhr die Funktion und 
Ausstattung der Einrichtung erläuterte. Ein 
Rundgang schloß sich an. -güse-
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Die Erfahrungen aus dem Hochwassereinsatz 1988 im Landkreis Straubing-Bogen 

,~as war richtig, was falsch?" 
Neue und ungewohnte Aufgaben für Einsatz- und Fühnmgskräfte -

Verbessenmgsvorschläge für künftige Einsätze 

" . .. Auch die genaue nachträgliche 
Auswertung des Hochwassers vom März 
1988 zeigt, daß ohne den Einsatz des Ka­
tastrophenschutzes die Hochwasserdeiche 
in der Stadt Straubing und im Landkreis 
Straubing-Bogen an mindestens drei Stei­
len mit verheerenden Folgen für die Be­
völkerung gebrochen wären ." Mit diesem 
Lob würdigte das Wasserwirtschaftsamt 
Deggendorf Im Resümee ihres Erfahrungs­
berichts an läßlich der schlimmsten Hoch­
wasserkatastrophe seit Jahrzehnten ent­
lang der Donau den vorbildlichen und un­
ermüdlichen Einsatz der Hilfskräfte von 
Feuerwehr, Technischem Hilfswerk, Baye­
rischem Roten Kreuz, Bundeswehr, Poli­
zei , der Regieeinheiten und nicht zuletzt 
der Mitglieder der Katastrophenschulzlei­
tungen des Landratsamtes Straubing-Bo­
gen und der kreisfreien Stadt Straubing. 

- ---- ...... ' .. 

Inzwischen haben alle in der Schadens­
bekämpfung im Landkreis eingesetzten Or­
ganisationen und Behörden ihre Einsalzer­
fahrungen dem Landratsamt Straubing-Bo­
gen mitgeteilt und in einigen Bereichen Ver­
besserungsvorschläge fOr künftige Einsätze 
gemacht. Die Beiträge fließen ein in einen 
Gesamt-Erfahrungsbericht des Landrats­
amts, den Abteilungsleiter Regierungsrat 
Alexander Muthmann erstellt. 

Wegen der generellen Bedeutung der 
nicht alltäglichen Einsatzerfahrungen für alle 
im Katastrophenschutz mitwirkenden Orga­
nisationen und mit dieser Aufgabe betrauten 
Behörden und Ämter, besuchte das "Zivil­
schutz-Magazin" das Landratsamt in Strau­
bingo Alexander Muthmann, für den Kata­
strophenschutz im Landkreis zuständig und 
einer der Leiter des doppelt besetzten Sta­
bes der Katastrophenschutzleitung des 

Landratsamtes, gab bereitwillig Auskunft 
über den Ablauf der umfassenden Hilfsmaß­
nahmen während des- Hochwassers und die 
hie'raus resultierenden Erfahrungen. 

Gut vorbereitet 

Die Führungsorganisation des Katastro­
phenschutzes im Landratsamt ist auf das 
bundeseinheitliche Modell einer Katastro­
phenschutzleitung nach der KatS-Dv 100 
ausgerichtet. In der Katastrophenschutzlei­
tung wirkten während des Hochwasserein­
satzes wie in der Dienstvorschrift vorgese­
hen die Sachbereiche der eigenen Verwal­
tung des Amtes mit, die für die einzelnen 
Abwehrmaßnahmen zuständig sirid sowie 
Vertreter anderer Behörden und Einrichtun­
gen, deren Mitwirkung bei der Schadensbe-

Nach mehr.re. O, mmbrüche. überllulet die Oonau einen rund 40 Quadratkilometer groBen Landstrich. (LuHbildlrelgrabe Nr. GS-300-66-BB-B) 
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Der Dammbruch bel NIederachdort In der Nähe von 

kämpfung erforderlich war. So stellten die 
Feuerwehr, das THW, das BRK, die Polizei 
und die Bundeswehr im Stab Fachberater. 
Ständig anwesend waren auch Vertreter des 
Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf, de­
nen bei der Abwehr der Hochwassergefah­
ren eine besondere Bedeutung zukam. 

Für die Leitung und Koordinierung der 
Abwehrmaßnahmen standen im Wechsel 
zwei voll ausgebildete Stäbe zur Verfügung. 
"Dies hat sich bestens bewährt" , sagt Alex­
ander Muthmann. "Wir mußten somit bei 
der langen Einsatzdauer von fast einer Wo­
che auf kein Personal zurückgreifen, das 
nicht mit der Stabsarbeit vertraut war. " 

Die erste Flutwelle 

Das Donauhochwasser kam in zwei 
Schüben. Schon zu Beginn der ersten Flut­
welle bildete sich im Landratsamt ein kleiner 
Einsatzstab, dessen Mitglieder noch vom 
eigenen Schreibtisch aus agierten. Als er­
stes wurden die gefährdeten Gemeinden 
kurzfristig zu einer Besprechung eingela­
den. Ein Mitarbeiter des Wasserwirtschafts­
amtes erläuterte den Gemeindevertretern, 
wie Dämme zu beobachten sind und welche 

Symptome auf einen kritischen Dammzu­
stand hinweisen. Konkret wurden auch Vor­
schläge gemacht, wie ein Deich verstärkt 
werden kann. Ein weiterer Diskussions­
punkt war die Organisation der Dammwa­
chen. Den Gemeinden ist diese Aufgabe 
gesetzlich zugewiesen. Sie stützen sich in 
der Regel auf die Freiwilligen Feuerwehren 
ab, die die Dammwachen stellen. 

Zu diesem Zeitpunkt wurden alle weiteren 
Mitglieder der beiden Katastrophenschutz­
stäbe in Alarmbereitschaft versetzt. Nach­
dem sich die Hochwasserwelle stabilisierte , 
glaubte man, nochmal davongekommen zu 
sein. 

Der zweite Alarm 

Am Samstag, dem 26. März, stiegen die 
Pegelstände erneut bedrohlich, eine zweite 
Flutwelle rollte an. 

"Der Deich im Bereich Bogen droht zu 
brechen." Diese Schreckensmeldung führte 
zur Bildung der gesamten Katastrophen­
schutzleitung. Das Lagezentrum im Keller 
des Landratsamtes wurde bezogen. Daß die 
Stabsräume dann fast eine Woche lang rund 
um die Uhr besetzt sein würden, ahnte wohl 
keiner der Mitarbeiter. 

Die Leitungs- und Koordinierungsaufga­
ben wurden jetzt umfangreicher. Erste Maß­
nahmen wurden besprochen und insbeson­
dere geklärt, wo genügend Kies bereitliegt 
und welche Lkw-Kapazitäten für den Trans­
port zur Verfügung stehen. 

"Es stellte sich etwas später heraus, daß 
der Alarm durch eine Fehleinschätzung aus­
gelöst worden war. Aber dadurch konnten 
wir u. a. glücklicherweise frühzeitig klären: 
wo bekommen wir die Fuhrunternehmer 
her, und welche Kapazitäten haben sie?" 
erinnert sich Alexander Muthmann. 

Katastrophenalarm 
ausgelöst 

Am Sonntagvormittag spitzte sich die La­
ge dann weiter zu . Die Donau stieg stetig 
an , so daß gegen 11.00 Uhr Katastrophen­
alarm ausgelöst wurde . 

Durch die erste Hochwasserwelle waren 
die Deiche der Donau . schon so stark mit 
Wasser gesättigt und aufgeweicht, daß das 
gesamte Dammsystem im Landkreis als la­
bil und instabil einzustufen war. Besonders 
gefährdet waren die Deiche im Außenbe­
reich der Flußbiegungen. 
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Zu beobachten waren rund achtzig Kilo­
meter Deich im Landkreis Straubing-Bogen. 
Insbesondere zu Beginn des Hochwassers 
stellte sich ein Problem: Viele fühlten sich 
als "Fachmann" berufen und sagten einen 
Dammbruch in ihrem Gebiet voraus . "So 
hatten wir am Sonntag , als am Abend der 
Deich bei Niederachdorf tatsächlich brach , 
rund dreißig Fehlalarme aus verschiedenen 
Orten. Oer Stab mußte bei den Meldungen 
sehr vorsichtig sein , um die zur Verfügung 
stehenden Hilfskräfte nicht aufzusplittern", 
sagt Alexander Muthmann. 

Übersichtlicher wurde es erst, als Mitar­
beiter des Wasserwirtschaftsamtes die Be­
urteilung der Gefährdungslage übernom­
men hatten . Sechs Flußmeister waren zu 
diesem Zeitpunkt ständig unterwegs und 
meldeten dem Stab, wo es tatsächlich kri ­
tisch war. 

Schwerpunkt Niederachdorf 

Neben den umfangreichen Dammstüt­
zungsmaßnahmen an vielen gefährdeten 
Stellen der Donau war der schon erwähnte 
Dammbruch bei Niederachdorf einer der 
Schwerpunkte für die Katastrophenschutz-

leitung im Landratsamt. Die 'Arbeit konzen­
trierte sich hier auf die Evakuierung der 
Bewohner des Dorfes , wobei sich dies er­
freulicherweise weniger schwierig als er­
wartet herausstellte. 

"Wir hatten uns noch am Sonntagabend 
in einem Aufruf über die beiden regionalen 
Rundfunksender in Straubing an die Bevöl­
kerung gewandt und sie gebeten , vom 
Hochwasser betroHene Familien aufzuneh­
men. Die Resonanz war überwältigend: Bin­
nen drei Stunden bekamen wir annähernd 
2000 Plätze angeboten. Die Pointe an der 
Geschichte war dann aber , daß wir weder 
die Ausweichquartiere noch die Angebote 
der Bevölkerung in Anspruch nehmen muß­
ten , weil alle , die ihre Häuser verlassen 
mußten , sieh der Hilfe von Freunden oder 
Verwandten bedient hatten ," berichtet Alex­
ander Muthmann. Für ihn ist dies ein Indiz, 
daß die Selbsthilfe der Bevölkerung, insbe­
sondere im ländlichen Bereich , noch einen 
hohen Stellenwert hat . 

Eine weitere Arbeit für die Einsatzleitung 
war u. a. der Abtransport des Viehs in unge­
fährdete Gebiete. Der Stab sorgte für die 
nötige Transportkapazität und organisierte 
die Unterbringung der Tiere in Ställen 
außerhalb des Hochwassergebiets . Im ge-

Einheilen der Bundeswehr füll en Sandsäcke und beteiligen sich an den Dammstützungsma8nahmen. 
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samten Zeitraum des Hochwassereinsatzes 
wurden rund 4000 Stück Großvieh evaku­
iert . 

Im Bereich Niederachdorf wurde im Laufe 
der Woche dann noch ein Entiastungsdamm 
aufgeschüttet. 

Gemeinsam gegen die Flut 

Zufrieden äußert sich Muthmann über die 
Zusammenarbeit mit den Katastrophen­
schutz-Organisationen sowie der Bundes­
wehr und Polizei. Sie gaben alle ihr Bestes. 

Die Freiwilligen Feuerwehren des Land­
kreises stellten das größte Potential der 
Hilfskräfte. Sie waren in allen Bereichen 
eingesetzt und beteiligten sich insbesondere 
an den Dammstützungsmaßnahmen . 

Das Technische Hilfswerk war im Einsatz 
mit je einem Bergungs- und Instandset­
zungszug und dem Verpflegungs- sowie 
Materialerhaltungstrupp. Hinzu kamen noch 
THW-Einheiten aus Ortsverbänden der be­
nachbarten Kreise . Besonders hilfreich war 
das THW mit seinen leistungsfähigen Pum­
pen , die bei anderen Fachdiensten in dieser 
Art nicht vorhanden sind. 

Betreuende Aufgaben übernahm das 
Bayerische Rote Kreuz. Die Helfer aus vier 
Kreisverbänden waren präsent in den be­
drohten Ortschaften und unterstützten die 
Bevölkerung. In den Händen des BRK lag 
auch der größte Teil der Versorgung der 
Einsatzkräfte mit Verpflegung . 

An den Hilfsmaßnahmen beteiligte sich 
auch der Betreuungsleitzug, eine Regieein­
heit des Landkreises . 

Vielschichtige Aufgaben hatte die Bun­
deswehr übernommen . Aus den beiden 
Standorten im Landkreis Straubing-Bogen 
waren rund 1100 Soldaten im Einsatz . Der 
größte Teil der Soldaten war damit beschäf­
tigt, Sandsäcke zu füllen , um gefährdete 
Dammstrecken stützen zu können . Beson­
ders wertvoll waren für die Katastrophen­
einsatzleitung die Hubschrauber der Bun­
deswehr. Von ihnen aus konnte das gesam­
te Einsatzgebiet stets aus der Luft beobach­
tet werden, was dem Stab die Lagebeurtei­
lung erheblich erleichterte. 

Eingesetzt wurden daneben Lastenhub­
schrauber, die gefüllte Sandsäcke an 
schwer zugängliche Schadensstellen 
brachten . 

Funkkanal überlastet 

Einen erheblichen Anteil am Einsatzge­
schehen hatte die Polizei. Sie setzte in der 
Einsatzwoche neben ihren vielfältigen Auf­
gaben rund 1800 Funksprüche für die Kata­
strophenschutzleitung ab, weil der KatS­
Kanal 493 teilweise hoHnungslos überlastet 
war. 



Im nächtlichen Einsatz versuchen die Hilfskräfte , die Fluten zu bändigen. 

Neben der Einsatzleitung des Landrats­
amtes Straubing-Bogen benutzten die Stadt 
Straubing (Stab , THW, Fernmeldezug) und 
das benachbarte Landratsamt Deggendorf 
(Stab , THW) den Funkkanal. Um die Auf­
nahme und das Absetzen von Funksprüchen 
in Zukunft zu erleichtern , wird jetzt ver­
sucht , für die Stadt Straubing und den 
Landkreis Straubing-Bogen je einen eigenen 
Funkkanal zu erhalten . 

"Katastrophen-Tourismus" 

Eine Aufgabe konnte die Polizei , schon aus 
personellen Gründen , nicht lösen: das Fern­
halten der Schaulustigen aus den gefährdeten 
Gebieten . Es entwickelte sich ein regelrechter 
"Katastrophen-Tourismus" , der zum Pro­
blem für die Hilfskräfte wurde . 

Viele Neugierige spazierten trotz aller 
Warnungen auf den instabilen Deichen , be­
suchten die Einsatzschwerpunkte, wollten 
das Hochwasser hautnah erleben. In vielen 
Fällen behinderten ihre auf den Zufahrtswe­
gen zum Deich abgestellten Fahrzeuge die 
Hilfsmaßnahmen. Alle Aufrufe über Rund­
funk und Presse , dem Geschehen fernzu­
bleiben , waren fruchtlos . Die Uneinsichtig­
keit siegte immer wieder. 

Einen wichtigen , nicht zu unterschätzen­
den Beitrag zur Schadensbekämpfung lei­
steten die Verwaltungen der betroffenen Ge­
meinden. Sie arbeiteten in den meisten Fäl­
len mit der Katastrophenschutzleitung im 
Landratsamt eng und kooperativ zu­
sammen . 

Wichtige Erfahrungen 

Der Bericht kann nur in groben Zügen das 
fast einwöchige Einsatzgeschehen wider­
spiegeln : Zu vielseitig und umfangreich wa­
ren die einzelnen Hilfsmaßnahmen, um dar­
auf detailliert einzugehen . Am Ende des 
Gesprächs mit dem "Zivilschutz-Magazin" 
erläuterte Regierungsrat Muthmann noch 
einige weitere wichtige Erfahrungen der Ka­
tastrophenschutzleitung während des Hoch­
wassereinsatzes. 

So legte der Stab einen großen Wert auf 
die genaue Führung des Einsatzlagebuches. 
Der Tagebuchführer muß von allen wesent­
lichen Entscheidungen auch tatsächlich 
Kenntnis erhalten . "Die Stabsmitglieder 
müssen sich so disziplinieren, daß sie, 
wenn eine Entscheidung gefallen ist, sich 
davon überzeugen , daß dies im Tagebuch 
festgehalten wird . Es ist später immer mit 

Vorwürfen zu rechnen . Hier ist dann das 
Einsatztagebuch ein wichtiges EntlastunQl>­
moment . Mit ihm können die Gründe für 
Entscheidungen dokumentiert werden . 
Auch kann mit den Aufzeichnungen bewie­
sen werden , daß über ein strittiges Problem 
zumindest diskutiert wurde . So läßt sich der 
Vorwurf entkräften , das Problem erst gar 
nicht erkannt zu haben", sagt Alexander 
Muthmann . 

Die Fernm'eldezentrale HVB machte u. a. 
den Verbesserungsvorschlag , sämtliche 
Sachbearbeiter des Stabes mit Direktwahl­
apparaten auszustatten . Hierdurch könne 
die zeitraubende Zwischenvermittlung über 
die veraltete Steckvermittlung (nur sieben 
Leitungen) entfallen. Bei der Direktwahl 
könnten die 16 Anschlüsse der Hauptver­
mittlung des Landratsamtes voll genutzt 
werden. 

Nachdrucklich wies der Leiter des Fern­
meldedienstes darauf hin , daß eine gute 
Funkverbindung nicht im gesamten Land­
kreis gegeben ist . Dies gelte insbesondere 
für den KatS-Kanal 493 im Bereich des 
nördlichen Landkreisteils. Hätte sich in die­
sem Gebiet die Katastrophe ereignet, wäre 
es wegen der bekannten Funkschatten auf­
grund der unzureichenden Relais zu großen 
Schwierigkeiten im Funkverkehr gekom-
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Zahlreiche Ireiwillige Helfer unterstützen den Bau eines HilIsdamms bel NIederachdorf. 

men. Mit größtem Nachdruck solle deshatb 
die Errichtung eines neuen Relais betrieben 
werden . 

Schwierige Pressearbeit 

Eine wichtige Aufgabe der Einsatzleitung 
ist es, die Bevölkerung über den Stand und 
Ablauf der Hilfsmaßnahmen zu infonmieren. 
Nach der KatS-Dv 100 ist der S 1 (Personal 
und Innerer Dienst) zusätzlich zu seinen 
Aufgaben mit der Presse- und Öffentlich­
keitsarbeit betraut. 

"Nach unseren Erfahrungen sollte der 
S 1 diese Aufgaben nicht übernehmen . Er 
hat genügend andere Probleme zu lösen. 

Das lagezentrum Im Keller des landratsamtes. 
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Wir hatten verschiedene Fernsehteams aus 
dem ganzen Bundesgebiet und rund 70 
Journalisten zu betreuen , von den unzähli­
gen tel,efonischen Anfragen gar nicht zu 
reden . Der S 1 ist nicht in der Lage , neben 
seinen fachlichen Aufgaben , die Pressear­
beit zu übernehmen . Dies würde ihn in 
seiner Arbeit blockieren", berichtet Alexan­
der Muthmann. 

"Wir lösten das Problem, indem der Stab 
eine Pressestelle einrichtete und mit zwei 
Mitarbeitern rund um die Uhr besetzte. Es 
ist dringend notwendig , hier für die Zukunft 
personell zu planen. Die Pressearbeit darf 
nicht vernachlässigt werden . Es besteht 
sonst die Gefahr, wenn man nicht aus erster 
Hand informiert, daß sich die Journalisten 

andere Informationsquellen suchen. Meist 
ist dann Gerüchten Tür und Tor .geöffnet 
und die Einsatzleitung stets mit Richtigstel­
lungen belastet. " 

Falschmeldungen 

Zu verbessern sei auch die Zusammenar­
beit mit den regionalen Radiosendern in 
Straubing , erläutert Alexander Muthmann. 
Sie seien in den meisten Fällen sehr hilfreich 
gewesen, hätten sich aber bei einem Teil 
ihrer BeriChterstattung auf unsichere Infor­
mationsquellen gestützt . So meldeten die 
Sender u. a. bevorstehende Dammbrüche 
und beunruhigten damit die Bevölkerung . 
Manche Bürger verließen ihre Arbeitsplätze , 
um nach Hause zu eilen ; vor Ort stellte sich 
dann heraus, daß sie einer Falschmeldung 
aufgesessen waren . Eine bessere Abspra­
che ist das Ziel eines Gesprächs zwischen 
Landratsamt und Radiosendern . 

Große Herausforderung 

Für alle an den Hilfsmaßnahmen Beteilig­
ten war die Hochwasserkatastrophe an der 
Donau eine große Herausforderung. Sie 
wurde mit viel Einsatzwillen und auch per­
sönlichem Engagement gemeistert. Den­
noch muß am Ende eines jeden Einsatzes 
stehen: "Was war richtig , was falsch?" Ehr­
liche Antworten auf diese Fragen tragen 
dazu bei, das bestehende Hilfe1eistungssy­
stem zu verbessern . Wenn Erfahrung zum 
Programm wird , kann in Zukunft bei Notfäl­
len noch wirkungsvoller geholfen werden . 

- güse-

(Fotos: dpa , Straubinger Tagblattl 



Seit Herborn ist das Thema Tanklastzug-Unfälle ins Blickfeld gerückt 

TOPAS steht für Sicherheit 
Neuentwickeltes Fahneug für den 

Transport gefährlicher Flüssigkeiten im Praxistest 

Obschon Studien zeigen, daß Tankfahr­
zeuge mit brennbaren oder entzündlichen 
Flüssigkeiten eine vergleichsweise erheblich 
niedrigere Unfallrate als andere Lastkraftwa­
gen aufweisen, werden nach jedem Unfall 
mit Tankfahrzeugen Rufe nach dem Gesetz­
geber laut. 

Doch auch eine noch intensivere Schu­
lung der Fahrer und noch mehr Verordnun­
gen für den Transport können die Sicherheit 
nicht mehr entscheidend erhöhen . Weil Un­
fälle beim Transport gefährlicher Flüssigkei­
ten in ihren Auswirkungen auf die Umwelt 
aber schwer absehbar sind , darf in dem 
Bestreben nach mehr Sicherheit dennoch 
nicht nachgelassen werden . Es gilt nun, 
technische Voraussetzungen zu schaffen , 
die die Gefahren von vornherein begrenzen. 

Aus diesem Grunde hat das Bundesmini­
sterium für Forschung und Technologie 
(BMFT) bereits im Jahre 1980 erste "Grund­
lagenuntersuchungen zur Entwicklung ver­
besserter Transporttechnologien für gefähr­
liche Stoffe " beim Technischen Überwa­
chungsverein Rheinland in Auftrag gege­
ben. Daneben wurde eine Projektstudie der 
Fahrzeugindustrie für ein Sicherheitstank­
fahrzeug vom BMFT finanziell gefördert. 

Niedrigere Unfall rate 

In der Bundesrepublik waren zum Zeit­
punkt der Untersuchung etwa 33000 Tank­
fahrzeuge zugelassen , von denen ca . 
20000 zum Transport gefährliCher Flüssig­
kei ten, überwiegend Mineralölprodukte, 
verwendet wurden . Die Mitte 1984 vorge­
legte Projektstudie ergab, daß diese Fahr­
zeuge - statistisch gesehen - eine erheblich 
niedrigere Verkehrsunfallrate als andere 
Lastkraftwagen aufweisen . 

Neben einer statistischen Auswertung 
des realen Unfallgeschehens und einer Be­
fragung des Personals von Tankfahrzeugen 
über ihre Erfahrungen wurden im Rahmen 
der Studie auch fahrdynamische Messun­
gen mit realen Fahrzeugen unterschiedlicher 
Bauart durchgeführt. 

Umkippen besonders häufig 

Als ein Resultat der Studienphase stellte 
sich heraus, daß das Umkippen des Fahr­
zeugs als die häufigste Unfallu rsache an zu-

sehen ist. Auch das Abkommen von der 
Fahrbahn sowie Unfälle beim Rangieren und 
beim Be- und Entladen wurden als wichtige 
Unfallarten erkannt. 

Die aus den Erkenntnissen der Studien­
phase erarbeiteten weitreichenden Vor­
schläge zur Verbesserung der Sicherheit 
wurden - unter Berücksichtigung der wirt­
schaftlichen Auswirkungen - im 1985 vor­
gestellten Vor-Prototyp eines "Tankfahrzeu­
ges mit optimierten passiven und aktiven 
Sicherheitseinrichtungen (TOPAS)" reali­
siert. Neben einer Reihe von technischen 
Einrichtungen zur Unfallverhütung wurde 
bei diesem Fahrzeug als augenfälligste 
Neuerung der Schwerpunkt des Tankauflie­
gers um 30 Zentimeter abgesenkt. Die mit 
Hilfe einer neuen Tankform erreichte ge­
ringere Bauhöhe soll dem Umkippen des 
Fahrzeugs entgegenwirken . (Das "Zivil­
schutz-Magazin" berichtete in Heft 10/85 
über das Fahrzeug.) 

Konzept für TOPAS-Prototyp 

Dem Bau des in der Projektplanung vor­
gesehenen TOPAS-Prototyps gingen die 
Auswertung weiterer umfangreicher Stati­
stiken und detaillierte Untersuchungen von 
Straßenverkehrsunfällen mit Tanklastwagen 
voraus . Auf der Basis der ergänzenden Er­
kenntnisse und der mit dem Vor-Prototyp 
gemachten Erfahrungen wurde schließlich 
der Prototyp konzipiert , der Ende 1986 der 
Öffentlichkeit vorgestellt werden konnte. 
Das Fahrzeug befindet sich seitdem unter 
Alltagsbedingungen in der praktischen Er­
probung. 

Was ist nun neu am TOPAS? Was unter­
scheidet das neue Fahrzeug von herkömmli­
chen Modellen? Sowohl das BMFT als auch 
die Hersteller des Fahrzeuges und der Be­
treiber haben als Projektpartner ein wahres 
Bündel von Maßnahmen zur Erhöhung der 
Sicherheit in das neue Fahrzeugkonzept ein­
gebracht. Die wichtigsten Maßnahmen für 
ein Mehr an Sicherheit sollen hier angespro­
chen werden . 

Sicherheit für den Fahrer 

Dem Hersteller der 260 kW starken Zug­
maschine ist es gelungen, mit einem opti­
malen Fahrerhaus die Voraussetzungen für 

einen bequemen und sicheren Arbeitsplatz 
zu schaffen. Gute Rundumsicht, klar geglie­
derte Instrumente und ergonomisch ge­
formte Sitze erleichtern hier in Verbindung 
mit der Luftfederung die Arbeit. 

Der aktiven Sicherheit, d. h. der Vermei­
dung von Unfällen, dienen Anti-Blockier­
System (ABS) , Antriebs-Schlupf-Regelung 
(ASR) , Differentialsperre, verschleißlose 
Dauerbremse (Retarder) , elektronisch­
pneumatische Schaltung (EPS) mit Gangan­
zeige im Sichtleid des Fahrers und die elek­
tronische Luftdrucküberwachung aller 
Reifen . 

Als Ranglerhllfe erhielt TOPAS ein Video­
system, das dem Fahrer ertaubt, auf einem 
Monitor den rückwärtigen Bereich zu beob­
achten. Möglich wird dies durch eine am 
Heck des Aufliegers angebrachte Kamera, 
die auch bei schlechten Lichtverhältnissen 
noch deutliche Bilder liefert. Außerdem er­
hielt der Auflieger im oberen Bereich der 
vorderen Kanten zwei vom Fahrerhaus aus 
stufenlos einstellbare Spiegel , um den ge­
fürchteten "toten Winkel" auszuschalten . 

Der passiven Sicherheit, d. h. der Ver­
meidung oder Minderung des Verletzungsri­
sikos für die Beteiligten bei einem Unfall, 
dienen seitliche Schutzeinrichtungen zwi­
schen den Achsen und ein Heck-Unterfahr­
schutz; dazu zählen aber auch Sicherheits­
gurte und Kopfstützen für Fahrer und Bei­
fahrer. 

Auflieger mit vielen 
Verbesserungen 

Auch für den Hersteller des Aufliegers 
galt es , einen hohen Sicherheitsstandard zu 
erreichen. Neben dem bereits angesproche­
nen tieferen Schwerpunkt weicht der aus 
Leichtmetall hergestellte dreiachsige TO­
PAS-Auflieger in wesentlichen Punkten von 
der Konstruktion konventioneller Typen ab. 

So verfügt der Auflieger als aktive Sicher­
heitseinrichtungen ebenso wie die Zugma­
schine über Anti-Blockier-System, Luftfede­
rung und elektronische Luftdrucküberwa­
chung aller Reifen . Die Spurweite wurde 

. von den üblichen 2,04 auf 2,10 Meter ver­
breitert . Völlig neu entwickelte Niederquer­
schnitt-Reifen tragen zur besseren Straßen­
lage bei. Zusätzliche, hochgesetzte Brems­
und Blinkleuchten erhöhen den Wahrneh­
mungseffekt, und ein am Heck angebrach­
tes Signalbild macht nachlolgende Ver-
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Heck Rang.erhltfe 
~F8fnsehkamera) 

Tank · Seltenschutz 

- Tank F~ankenschutz 

Autom Feuer~schanlage Im 
Armalurenschrank 
Arbeitsscheinwerfer 

kehrsteilnehmer auf Abbiegevorgänge und 
das damit verbundene Ausschwenken des 
Fahrzeugs aufmerksam . 

Wie bei der Zugmaschine dienen auch 
beim Auflieger seitliche Schutzeinrichtun­
gen und ein Heck-Unterfahrschutz der pas­
siven Sicherheit. Weitere Maßnahmen ge­
währleisten den Schutz des Tanks bei Unfäl­
len. Dazu zählen verstärkte und an beson­
ders gefährdeten Stellen ausgeschäumte 
Außenwände des Tanks, besonders gesi­
cherte Domschächte und Bergeösen für 
einen Kraneinsatz, geschützt angebrachte 
Armaturen sowie Brand- und Explosions­
schutz durch eine automatisch arbeitende 
Feuerwarn- und Löschanlage. 

Zugmaschine und Auflieger haben eine 
auffällige Signallackierung - weiß mit roten 
Farbbändern - , die zur weiteren Verbesse­
rung der Erkennbarkeit bei Nacht durch re­
flektierende Bänder an den Seiten und am 
Heck des Aufliegers ergänzt wird. 

Gesamtgewicht auf 40 
Tonnen erhöht 

Das Mehrgewicht der Zusatzeinrichtun­
gen und die höheren Herstellungskosten 
des Sicherheitstankfahrzeugs erfordern als 
Ausgleich zusätzliche Maßnahmen zur Ver­
besserung der Wirtschaftlichkeit im Betrieb. 
So leisten die neuentwickelten Reifen einen 
wichtigen Beitrag zur Minderung des Roll­
widerstandes , während die niedrige Bauhö­
he und die seitlichen Verkleidungen an Zug­
maschine und Auflieger die Aerodynamik 
erhöhen und so den Luftwiderstandsbeiwert 
entscheidend verbessern . 

Oie Kamera am oberen Tankrand verminet. dem Fahrer ein Bitd vom rückwärtigen Bereich. 
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Mit dem rückwärtigen Spiegelsystem gewinnt der Fahrer auch SIchtfeld In den "toten Winkel". 
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Beim Fahrversuth auf der Kreisbahn macht sich der tiefere Schwerpunkt vom TOPAS bemerkbar: Das Fahrzeug konventioneller Bauart (vom) wäre ohne die 
seitlichen Stützräder nicht vor einem Umstürzen zu bewahren, während TOPAS sicher auf der Straße bleibt. (Fotos und Grafiken: Daimler-Benz AG) 

Mit der Erhöhung des zulässigen Ge­
samtgewichts von bisher 38 auf nunmehr 
40 Tonnen durch den Geselzgeber wurde 
eine seit langem von Fahrzeugherstellern 
und -betreibern gewünschte Verbesserung 
erreicht. Durch die verstärkte Verwendung 
von Leichtmetall ergab sich zudem eine 
Gewichtsersparnis im Vergleich zu her­
kömmlichen Werkstoffen , womit das Mehr­
gewicht der Zusalzeinrichtungen kompen­
siert wurde und eine Nulzlast von 26.200 
Kilogramm bei einem Tank-Fassungsver­
mögen von 39.000 Litern erreicht werden 
konnte . 
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Sicherheit hat ihren Preis 

Der Preis für das Fahrzeug wird um etwa 
25 Prozent über dem eines herkömmlichen 
Tankfahrzeugs liegen, wobei sich die Her­
stellungskosten bei größeren Serien noch 
senken lassen. Bei der Betrachtung der fi­
nanziellen Seite des Projekls darf aber vor 
allem nicht außer acht gelassen werden , 
daß TOPAS im Alltagsbelrieb mit Sicherheit 
eine günstigere Unfallrate als vergleichbare 
Fahrzeuge erreichen wird . Und allein der 

finanzielle Schaden eines einzigen Unfalls 
kann die Preisdifferenz schon mehr als auf­
wiegen . 

Zusammenfassend ist leslzuhalten, daß 
TOPAS aufzeigt, wie die Realisierung eines 
höheren Sicherheitsstandards möglich ist. 
Bleibt zu wünschen , daß die Realität auf 
unseren Straßen bald ähnlich aussieht. 
Staatssekretär Dr. Albert Probst vom BMFT 
faßt es als Prognose zusammen: .Je 
schneller dieses System Eingang in die Se­
rie und den Markt findei, desto weniger 
Verordnungen und Geselze müssen erlas­
sen werden ." -cl-



Katastrophenschulzübung des Regierungspräsidiums StuUgarl: 

"Schlauer Fuchs" 
Rund 2000 Helferinnen und Helfer 

zeigten ihr Können - Vielfaltige Übungslage 
gab breites Aufgabenfeld 

An der Großübung des Stuttgarter Regie­
rungspräsidiums "Schlauer Fuchs" am 
16. Oktober 1988 beteiligten sich rund 2000 
Helferinnen und Helfer des Katastrophen­
schutzes der verschiedensten Fachdienste 
aus den Landkreisen Main-Tauber, Hohen­
lohe und Schwäbisch Hall. 

Im Mittelpunkt der Veranstaltung stand 
die Zusammenarbeit der Fachdienste und 
des Stabes HVB. Zum ersten Male setzte 
das Innenministerium Baden-Württemberg 
bei einer KatS-Vollübung eine Funkfern­
sch reibverbindung im 4 m-Band ein. So 
konnte die Technische Einsatzleitung 
Schwäbisch Hall über Funkfernschreiben 
mit dem Stab HVB (eigener Landkreis) und 
dem Stab im Landratsamt Hohenlohe sowie 
dem Regierungspräsidium Stuttgart unmit­
telbar und schnell Verbindung aufnehmen . 
Der Versuch unter der Leitung des Innenmi­
nisteriums fiel zur vollen Zufriedenheit der 
Verantwortlichen aus. 

Gleichzeitig wurden auch die überarbeite­
ten KatS-Pläne des Landes getestet. 

Vielfältige Übungslage 

Noch durchzog kurz nach 8.00 Uhr dich­
ter Nebel das Kochertal , als die ersten Ein­
heiten und der Katastrophenabwehrstab des 
Landkreises alarmiert wurden: "Zugentglei­
sung infolge Gleisverschiebung im Betriebs­
gelände bei den Abstellgleisen. Betroffen 
sind Teile eines Personen- und Güterzuges. 
Im Personenzug sind Fahrgäste einge­
klemmt und schwer verletzt. Zwei Güterwa­
gen sind entgleist , einer brennt. Die La­
dung: Fester Schwefel. In einem weiteren 
Güterwagen ist die schwach radioaktive La­
dung ,Thornitrat' aus einem geborstenen 
50 kg Faß ausgelaufen", so die erste 
Übungsannahme . 

Alarm für Feuerwehr, THW, DRK und 
ABC-Zug . 

Schnelle Hilfe 

Als erste Einheit traf der "Löschzug Ret­
tung " der FFW Schwäbisch Hall an der 
Einsatzstelle ein . Ein Teil der Wehrmänner 
versorgte die " Verletzten" , weitere Einsatz­
kräfte bauten die Wasserversorgung zur 
Brandbekämpfung auf. Innerhalb weniger 

Minuten hatte die Wehr zwei C-Rohre und 
ein Hydroschild unter Wasser. 

Zwischenzeitlich traf auch der Bergungs­
zug des THW und der 1. Sanitätszug -
verstärkt mit DRK-Angehörigen der Bereit­
schaften Oberrot und Fichtenberg - an der 
SchadensteIle ein . Während die THW-Helfer 
versuchten , mit einem Motortrennschneid­
gerät die verklemmten Türen des Waggons 
zu öffnen, stiegen weitere Helfer durch die 
tbgfenster in das Innere und leisteten den 
"Verletzten" Erste Hilfe. 

Vor dem nahen Sportplatz bauten DRK­
Helfer einen Verbandplatz auf und versorg­
ten die "Opfer". 

Im hinteren Teil des Güterbahnhofes kam 
zwischenzeitlich der ABC-Zug an dem "ver­
strahlten" Eisenbahnwaggon zum Einsatz. 
Auch hier lief alles rasch und zügig ab, so 
daß die erste Einsatzstelle rechtzeitig ge­
räumt werden konnte . 

Zweite Übungslage 

Kurz nach 11 .30 Uhr erschütterte eine 
Explosion das Firmengelände einer Faßfa­
brik: "Das Kesselhaus ist in die Luft geflo­
gen . Eine ganze Schicht mit 35 Personen ist 
eingeschlossen . Durch den Explosions­
druck wurden zwei Personen in den Feuer­
löschteich geschleudert und sind unterge­
gangen. Ein Arbeiter ist unter Baumstäm­
men eingeklemmt", so die zweite Übungs­
lage. 

Zum ersten Male hatte eine Tauchergrup­
pe der DLRG Schwäbisch Hall hier die Gele­
genheit, vor breitem Publikum ihr Können 
zu demonstrieren. 

Wenige Minuten nach der Alarmierung 
versorgte die Werkfeuerwehr der Faßfabrik 
die ersten " Verletzten" und nahm die Brand­
bekämpfung auf. Kurz darauf trafen der 
Löschzug der Haller Feuerwehr, das THW 
und der Sanitätszug am Schadensort ein . 

Während die Feuerwehr die Bergung der 
"Verletzten" übernahm und die Werkfeuer­
wehr bei der Brandbekämpfung unterstütz­
te, bauten die Helfer des THW-Bergungszu­
ges eine Seilbahn bis ins zweite Oberge­
schoß der Faßfabrik. 

Nach einer Explosion im Farbenlager kam 
auch der ABC-Zug zum Einsatz. 

In schwindelnder Höhe arbeiteten Helfer 
des THW, um von der Kranenbahn aus den 

unter Baumstämmen eingeklemmten Arbei­
ter bergen zu können. Hierzu mußte eine 
starker Buchenstamm mit Hilfe eines Greif­
zugs angehoben werden . 

Dank an Einsatzkräfte 

Am frühen NarJimittag trafen sich die 
Teilnehmer der Übung in der Markthalle in 
Schwäbisch Hall. Landrat Ulrich Stückle 
dankte allen beteiligten Einsatzkräften und 
betonte , daß Übungen zur Erhöhung des 
Leistungsstandards notwendig seien . Eines 
der größten Probleme sei es , so der Land­
rat, die Übung auf Grund der langen MeIde­
wege "flüssig" zu halten. Bei der Stabsar­
beit hätten sich die Räume im Landratsamt 
wiederum bestens bewährt, da diese immer 
bereit stünden und nicht erst für den Stab 
eingerichtet werden müßten . 

Reg . -Branddirektor Bernhard Puf stellte 
die Arbeit der TEL als besonders lobenswert 
heraus, hatte sie doch das Geschehen an 
der Einsatzstelle gut im Griff und sorgte für 
einen reibungslosen Informationsfluß. 

In einem kurzen Durchgang zeigte Puf 
nochmals die SchadensteIlen auf und ging 
auf die Besonderheiten ein. 

Insgesamt äußerten sich alle Führungs­
kräfte lobend über die gute Zusammenarbeit 
der einzelnen Fachdienste . Die Helferinnen 
und Helfer meinten: "Gemeinsam hatten wir 
diese Übung gut im Griff." 

Text und Fotos: Uwe Larsen 

Zum erstenmal wird In der TEL ein FunkternschreI­
ber eingesetzt. 
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dem Motortrennschleifer ist schnell ein Zu­
gang geschaffen. 

Eine der Obungsaulgaben: das Bergen von .. Ver­
letzten" aus Höhen . 

Schnelligkeit Ist Trumpf: Wehrmänner verlegen 
die Schlauchleilungen. 
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TlfW-Helfer bergen die .. Verletzten" aus dem Eisenbahnwaggon. 



1989 bringt 
neue Ausbildungsgänge 

Lehrgänge für Bootsführer und Bergungsräumgerätefahrer 
in Hoya aktualisiert 

• Für die Bootsführer des Katastrophen­
schutzes und der organisationseigenen 
Pontongruppen des THW ist ein geänderter 
Ausbildungsgang geplant, in dem die erste 
Stufe ein neu konzipierter Lehrgang "Fahren 
auf dem Wasser" ist. Für die Bediener und 
Bootsführer der zusätzlichen W1-Ausstat­
tung (Schlauchboote) der Bergungszüge 
stellt der Lehrgang die abschließende schu­
lische Ausbildung dar. 

Für die angehenden Bootsführer der mo­
torisierten W2-Aussta1tuQg bzw. der THW­
organisationseigenen Pontongruppen dage­
gen bildet er den Einstieg. Es schließt sich 
daran eine Standortausbildung an : 12 Stun­
den Fahrausbildung mit Motorbooten des 
Katastrophenschutzes. Im Umgang mit dem 
Motor, in den seemännischen Arbeiten und 
im Führen des Bootes sollen erfahrene 
Bootsführer aus den eigenen Einheiten aus­
bilden. Diese 12 Stunden Standortausbil­
dung sind durch ein Fahrtenbuch als Vor­
aussetzung für eine weiterführende schuli­
sche Ausbildung nachzuweisen. Je nach 
notwendigem Einsatzgebiet folgt nämlich 
der 14tägige Lehrgang "Bootsführer - Bin­
nen" oder die Küstenausbildung mit 
"Bootsführer - Küste I" und "Bootsführer -
Küste 11". Zu Beginn dieser Lehrgänge fin­
det eine Kontrolle des Eingangswissens aus 
der 12stündigen Standortausbildung statt. 

Nach b~standener Prüfung im Binnen­
oder Küstenprüflehrgang erhält der Teilneh­
mer den entsprechenden Katastrophen­
schutz-Bootsfüh rerschein. 

Danach besteht die Möglichkeit , in einem 
neu gestalteten Lehrgang "Retten aus Was­
sergefahren" vertiefte und erweiterte Kennt­
nisse für den Rettungseinsatz zu erlangen. 
Der Besuch ist freigestellt: Bootsführer, die 
durch private Erfahrungen oder durch Ein­
sätze und Fortbildungsmaßnahmen am 
Standort entsprechende Fähigkeiten erlangt 
haben, können darauf verzichten. 
• In der Vergangenheit wurde die erste 
Generation der Bergungsräumgerätefahrer 
durch eine Ersteinweisung bei der Herstel­
lerfirma und später durch den Lehrgang 
"Bergungsräumgerätefahrer I" für das Be­
dienen des Bergungsräumgerätes und im 
Lehrgang "Bergungsräumgerätefahrer 11" 
für den Einsatz der Anbaugeräte geschult. 

In Planung ist eine geänderte Ausbildung 
für Bergungsräumgerätefahrer, welche 
auch die Ausbildung von Helfern ermög-

licht, die durch geringere einschlägige be­
rufliche Tätigkeit vorgebildet sind . Vorge­
sehen ist eine Unterweisung am Standort, 
die eine ausreichende Zahl von Betriebs­
stunden mit dem Bergungsräumgerät ent­
hält. 

Mindestens 15 nachgewiesene Betriebs­
stunden gelten als Teilnahmevoraussetzung 
für den Besuch des neuen 14tägigen Lehr­
gangs "Bergungsräumgerätefahrer". Die er­
folgreiche Teilnahme an diesem Lehrgang 
ist Bedingung für die Erteilung der Fahrge­
nehmigung . 

Für Helfer, die den Lehrgang "Bergungs­
räumgerätefahrer I" bereits absolviert ha­
ben , werden 1989 als Übergangsregelung 
noch eine Reihe von Lehrgängen "Ber­
gungsräumgerätefahrer 11" angeboten. 

Verstärkt ins Lehrgangsprogramm aufge­
nommen wurden die Lehrgänge "Einsatz 
des Bergungsräumgerätes" für die Unter­
führer der Bergungsgruppen . Die Unterfüh­
rer werden dabei nicht zu Bedienern des 
Fahrzeugs ausgebildet, aber sie müssen 
durch eigene Anschauung den Einsatzwert 
und die Einsatzmöglichkeiten des Ber­
gungsräumgerätes kennenlernen . 
• Die nachstehend wiedergegebenen Lehr­
gangsdaten geben eine Übersicht über die 
an der Katastrophenschutzschule des Bun­
des, AußensteIle Hoya, angebotenen Lehr­
gänge. Dabei gibt die erste Angabe jeder 
Zeile die Lehrgangs-Nummer an , gefolgt 
vom Zeitraum des Lehrgangs. Der Termin 
in Klammern bezieht sich auf den MeIde­
schluß. 

Sonderlehrgang "Ausbilder-Wasserfahr-
zeuge" 
H 39 29. 05. - 02 . 06. 89 (03 . 04. 89) 

Sonderlehrgang "Fahren auf dem 
Wasser" 
H 11 27 . 02. - 03 03 . 89 (02 . 01. 89) 
H 17 13. 03.-17. 03. 89 (16.01.89) 
H 28 17. 04. - 21. 04 . 89 (20 .02.89) 
H 30 24 . 04 . -28.04.89 (27 . 02.89) 
H 33 08. 05.-12.05. 89 (13.03.89) 
H 43 12. 06.-16.06.89 (17 . 04.89) 
H 56 10. 07.- 14. 07. 89 (16. 05. 89) 
H 61 14 . 08 .-18. 08. 89 (19. 06.89) 
H 69 04 . 09. -08. 09 . 89 (10.07.89) 
H 78 25. 09. -29. 09. 89 (31.07.89) 
H83 09. 10.- 13. 10.89 (14.08.89) 

Sonderlehrgang "Bootsführer - Binnen" 
H 62 14. 08. -25. 08. 89 (19.06.89) 
H 72 11 . 09 .- 22.09.89 (17.07.89) 
H 94 30 . 10.- 10. 11.89 (04 . 09.89) 

Sonderlehrgang "Anpassungsausbildung 
für KatS-Bootsführer (Binnen)" 
H 45 13. 06.-16.0689 (17 .04.89) 

Sonderlehrgang "Bootsführer - Küste I" 
H 7 06. 02. -10. 02 . 89 (12.12. 89) 

Sonderlehrgang "Bootsführer - Kuste 11" 
H 64 21. 08. - 01 . 09. 89 (26.06.89) 

Sonderlehrgang "Anpassungsausbildung 
für KatS-Bootsführer (Küste) " 
H 35 16.05. -19.05. 89 (20 . 03.89) 

Sonderlehrgang "Retten aus Wasserge­
fahren" 
H 36 
H 47 
H 59 
H 80 

22. 05. -26. 05 . 89 
19. 06. - 23. 06. 89 
17.07.- 21 . 07 . 89 
02 . 10. -06. 10. 89 

(28 03.89) 
(24 . 04.89) 
(22.05.89) 
(07 . 08. 89) 

Sonderlehrgang 
fahrer" 

"Bergu ngsräumgeräte-

H 25 
H 89 

10. 04. -21. 04. 89 (13 . 02. 89) 
16.10.-27. 10. 89 (21.08. 89) 

Sonderlehrgang "Bergungsräumgeräte-
fahrer 11 " 
H 21 03 . 04 . -07. 04 . 89 (06.02.89) 
H 34 08. 05.-12.05. 89 (13.03.89) 
H84 09.10.-13.10. 89 (14.08.89) 
H 96 06.11 .- 10.11 . 89 (11 .09.89) 

Sonderlehrgang "Einsatz des Bergungs­
räumgerätes" 
H 32 24. 04. -28. 04 . 89 (27. 02.89) 
H 82 02 . 10.-06.10 . 89 (0708.89) 
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Bunclesverbanclliir den SelbsGehuel 

lw/scllen 
NOId- und (Js/see 

Flensburg 

Sein 25jähriges Jubiläum als 
Leiter der BVS-Dienststelle 
Plensburg konnte Roland Hiebsch 
feiern. Er ist der einzige BVS­
Dienststellenleiter, der auf einen 
solchen Zeitraum an der gleichen 
Dienststelle zurückblicken kann. 

Zum Jubiläum konnte Hiebsch 
eine Schar von Gratulanten aus 
dem Plensburger Raum begrü­
ßen: Peuerwehr, Amtsverwaltun­
gen, Technisches Hilfswerk, 
Deutsches Rotes Kreuz, Bundes­
wehr und viele Preunde, die es 
sich nicht nehmen ließen, den 
Anlaß zu nutzen, ihre Sympathie 
zu bekunden. 

Dienststellenleiter Hiebsch 
betonte vor seinen Gästen: "Ich 
habe es keinen Moment bereut, 
Plensburg treu geblieben zu 
sein!" 

Leck 

"Ein Anruf war echt!" So titu­
lierte Nordfrieslands größte Ta­
geszeitung ihren Bericht über den 
die Selbstschutz-Woche in Leck 
abschließenden Sicherheitswett­
bewerb. Eine Teilnehmerin hatte 
statt des dafür aufgebauten Tele­
fones für ihren Notruf die richti­
ge Telefonzelle benutzt. Nachdem 
schon die ersten Hilfsmaßnah­
men von der Polizei ins Rollen 
gebracht waren, stellte sich der 
Notruf als Irrtum heraus. Glück­
licherweise wurde die Station 
"Notrur' von Polizeibeamten be­
treut, die dann ihre Kollegen 
schnell beruhigt hatten. 

Mit dem Sicherheitswettbe­
werb ging eine ereignisreiche 
Wochen zu Ende, die der Bevöl­
kerung in Leck eine Menge Infor­
mation über alle Bereiche des 
Selbstschutzes beschert hatte. 

Ganz Leck stand eine Woche 
lang unübersehbar im Zeichen des 
BVS: Spannbänder, Plakate, Hand­
zettel, Schaufensterwerbungen, 
Inf()-Stände, Ausstellungen, In­
formationsveranstaltungen, Aus-
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für sein langjähriges Engagement. 

Computerberatung im Verbrauchermarkt - eine der vielfaltlgen Aktionen in 
Leck. 

bildungsveranstaltungen, Compu­
terberatungen und der Sicher­
heitswettbewerb. Begleitet wur­
den die Aktionen durch umfassen­
de Berichterstattung von Presse 
und Rundfunk. 

ler/cllte (JUS 

H(Jmbur9 

Hamburg 

,,Alle müssen das Helfen ler­
nen, damit vielen geholfen wer­
den kann" war das Motto des 
,,5. Altonaer Selbsthilfe- und Kata­
strophenschutztages" in der Puß­
gängerzone. 

Auf den ersten Blick konnten 
viele der über 20000 Besucher 
den Eindruck bekommen, auf 
einem Volksfest zu sein, auf dem 

Essen und Trinken angeboten 
werden und unterhaltende Teile 
den Ablauf bestimmen. Allerdings 
war sehr bald festzustellen, daß 
überall Informationen besonde­
rer Art zu ernsten Themen gege­
ben wurden, denn vorbeugende 
und abwehrende Selbsthilfemaß­
nahmen gegenüber den vieif<ilti­
gen Gefahren in allen Lebensbe­
reichen standen im Mittelpunkt. 

Als Schirmherr der Veranstal­
tung eröffnete der Altonaer Be­
zirksamtsleiter Hans-Peter Stren­
ge den Selbsthilfe- und Katastro­
phenschutztag. Er bedankte sich 
bei dem Organisationsstab, ins­
besondere bei dem BVS-Beauf­
tragten Olaf Beyer, für die viele 
Arbeit, die in der Vorbereitungs­
phase zu leisten war. Weiterhin 
betonte er, daß die 5. Veranstal ­
tung dieser Art ja auch ein kleines 
Jubiläum bedeute. 

Als Moderator hatte sich Nor­
bert Vojta vom Rias-lV Berlin zur 
Verfügung gestellt. Umsichtig und 
fachkundig hatte er über den gan­
zen Tag hinweg die Päden in der 
Hand und sorgte dafür, daß keine 
Langeweile aufkam. Akteure und 
Besucher waren begeistert. 

Als Mittelpunkt der gesamten 
Veranstaltung sorgte ein vom BVS 
organisierter Sicherheitswettbe­
werb für eine lehrreiche Bele­
bung. An den Stationen dieses 
Wettbewerbs konnten die Besu­
cher ihre Kenntnisse und Pertig­
keiten insbesondere in der Er­
sten Hilfe überprüfen. Die Preise 
im Wert von über DM 10000,­
waren schon 14 Tage vor dem 
Wettbewerb in einem Schaufen­
ster ausgestellt. 

Erstmals war bei einem Selbst­
hilfe- und Katastrophenschutztag 
auch das neugegründete A1tonaer 
Umwelt- und Gesundheitsamt an­
wesend. Weiterhin beteiligten 
sich verschiedene Berufsgenos­
senschaften, die Hamburger Peu­
erkasse, alle ansässigen Hilfsor­
ganisationen und das Bezirksamt 
Altona. 

Das Rahmenprogramm bein­
haltete vor altem sicherheitsbezo­
gene Attraktionen. Deo Besu­
chern wurde gezeigt, wie ein 
Pettbrand gelöscht wird und was 
Reltungshunde im Einsatz zu lei­
sten vermögen. Ein besonderes 
Interesse fand die vom ASB vor­
gestellte SatelJitenstation der 
Auslandshilfe, über die Telefon­
gespräche zu jedem Punkt der 
Erde geführt werden können. 

Um 17.30 Uhr kam es dann zur 
Vergabe der Preise an die Teil ­
nehmer des Sicherheitswettbe­
werbes. Als "Glücksfee" hatte 
sich die bekannte Pernsehmode­
ratorin Heidrun von Gössel vom 

8ezirksamtsleUer Strenge 
Eröffnung der Altonaer Veran5tal~ 
tung, links Moderator Vojta . 

(Foto: Hempel) 



NDR zur Verfügung gestellt. Allein 
hierbei waren mehrere hundert 
Besucher anwesend. 

Wie bei den bisherigen Veran­
staltungen auch, war der durch 
den Verkauf von Speisen und Ge­
tränken erzielte Erlös wieder für 
ein unfallgeschädigtes A1tonaer 
Kind bestimmt. Im Auftrag aller 
Veranstalter konnte BVS-Beauf­
tragter Olaf Beyer der Familie 
des Kindes die Spende überrei­
chen. 

N«cllrlcllien «US 
8remen 

Bremen 

,~eder Bürger sollte sich ver­
gewissern, ob sein Wissensstand 
noch ausreicht, um im entschei­
denden Moment auch tatsächlich 
Hilfe leisten zu können." Diese 
Feststellung traf Bremens Innen­
senator Bernd Meyer in seiner 
Rede zur Eröffnung des BVS-Si­
cherheitswettbewerbs im Roland­
Center in Bremen-Huchting. Der 
Senator: 

"Der Staat hat die Pnicht, die 
Bevölkerung vor Katastrophen zu 
schützen, gerade in der heutigen 
Zeit der Hochtechnologie ist die­
ses ein ganz besonders wichtiges 
Thema. Man muß aber einschrän­
kend ganz deutlich sagen, wir -
der Staat, nicht nur in aremen, 
sondern überall in der Bundesre­
publik - wären überhaupt nicht in 
der Lage, allein durch staatliche 
Organisationen die notwendigen 
Hilfeleistungen anzubieten, die 
notwendig sind bei Katastrophen; 
deswegen brauchen wir die enga­
gierten freiwilligen Hilfsorganisa­
tionen. 

Neben diesem Hilfsangebot 
aber gehört natürlich auch dazu, 
daß wir uns alle über Sicherheits­
belange informieren; sind wir mal 
ehrlich, ich fange auch gleich bei 
mir an, wir schieben das Thema 
Sicherheitsbedürfnis sehr stark 
an den Rand. 

Es ist, glaube ich, schon wich­
tig, daß wir den Selbstschutzge­
danken immer wieder in die Öf­
fentlichkeit bringen, an uns her­
anbringen, damit wir dann, wenn 
wir einmal ein Problem bekom­
men oder unsere Nachbarn in 
Problemen sind, uns oder unse­
rem Nächsten helfen können. Ich 
danke dem BVS, daß hier in mo-

• j~.!.,\.J 
Sicherheits wettbewerb- ~ 

o ..... it Hilfe kein Zufall bleibt e' ----
~ANNITER - UNFALL - HILFE 

_ .J I 
Viele Besucher des beliebten Einkaurszentrums informierten sich an den 
Info-Ständen. (Foto: Wolthemath) 

natelanger Arbeit eine Sicher­
heitswoche organisiert worden ist 
und daß soviele Organisationen 
gerade diesen Gedanken an Sie, 
an uns, herangetragen haben. 
Wie die Ergebnisse zeigen, ist 
dieses auch gelungen. Ich glaube, 
weit über die Teilnehmer des Si­
cherheitswettbewerbs hinaus ist 
es gelungen, in dieser Woche -
mit dem Roland-Center - Ihnen 
allen den Sicherheitsgedanken 
näher zu bringen und das ist ein 
großartiger Erfolg dieser Sicher­
heitswoche. " 

Zum Abschtuß der Sicherheits­
woche veranstaltete der BVS un­
ter dem Motto "Damit Hilfe kein 
Zufalt bleibt" in Zusammenarbeit 
mit den anderen Hilfsorganisatio­
nen den Sicherheitswettbewerb. 
Der Startschuß fiel um 10 Uhr. 
Veranstaltungsende war um 16 
Uhr. 

"Die betrübliche Unfallstatistik 
hat bei uns Oberlegungen ausge­
löst, die schließlich zu diesem 
Sicherheitswettbewerb geführt 

haben", erläuterte BVS-Landes­
steltenleiter Diethelm Singer. 

Im Rahmen des Wettbewerbs 
mußten die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an zehn Stationen, 
die in Form eines Parcours aufge­
baut waren, unterschiedliche Fra­
gen beantworten. Dabei ging es in 
erster Linie darum, zu überprü­
fen, inwieweit jeder einzelne in 
der Lage ist, bei einem Unfall 
oder Unglücksfall schnell und 
richtig zu helfen. 

Der Rundkurs war insgesamt 
etwa 200 Meter lang. An der Orga­
nisation und Durchführung des 
Sicherheitswettbewerbs beteilig­
ten sich unter anderem der ASB, 
das DRK, die Feuerwehr, die 
DLRG, das THW, die Verkehrs­
wacht, die JUH, Wasserschutzpo­
lizei, Polizei Bremen,. Bundes­
grenzschutz und MHD. 

Georg Jakubeit feierte bei der 
BVS-Landesstelte Bremen silber­
nes Dienstjubiläum. Ober die Tä-

tigkeit eines Geräteverwalters 
und Leiters eines Filmwagens der 
BVS-Landesstelle in Nordrhein­
Westfalen kam er 1970 zunächst 
vertretungsweise nach Bremen . 
Hier wurde er bei der BVS-Lan­
desstelle als Sachbearbeiter im 
Ausbildungsreferat eingesetzt. 
Kurzzeitig war er auch Fachlehrer 
und Leiter einer fahrbaren Aus­
bildungsstelle. Seit 1980 ist er als 
Fachbearbeiter tätig. Im Rahmen 
einer Feierstunde wurde ihm vom 
BVS-Landesstellenleiter Diethelm 
Singer die Dankurkunde über­
reicht. 

BVS-Landesstellenlelter 
(links) verliest die 
für Georg Jakubeit. 

Querdurcll 
Nleders«cllsen 

Norden 

Weit über die Grenzen Ost­
frieslands hinaus bekannt ist das 
Stadtfest in Norden. Erstmalig 
beteiligte sich in diesem Jahr der 
BVS an dieser Großveranstaltung 
mit einem Rundzelt, In fo-Ständen 
und mehreren Sicherheitswettbe­
werben. Einheimische und Urlau­
ber ließen sich an mehreren Ta­
gen über die Notwendigkeit der 
VOl sorge informieren. 

Besonders umlagert war an 
den fünf Ausstellungstagen ein 
Computer, der über die lebens­
mittelbevorratung informierte. 
Ober hundert Teilnehmer nah­
men am Wochenende an Sicher­
heitswettbewerben teil. Beson­
ders Urlauber nahmen die Gele­
genheit wahr, die acht Stationen 
des Sicherheitswettbewerbes zu 
durchlaufen. 

Volle Zufriedenheit herrschte 
auch bei den beteiligten ortsan­
sässigen Katastrophenschutzorga­
nisationen, die sich zum ersten­
mai einer breiten Öffentlichkeit 
stellen konnten. Obereinstim-
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mende Meinung aller Beteiligten 
zum Abschluß der Veranstaltung 
war, sich im nächsten Jahr wieder 
daran zu beteiligen. 

8/icltpunltf 
Nord,lIein-Wesff6len 

Oberhausen 

Cuxhaven/Tarmstedt Unter dem Motto "Was pas-
siert, wenn was passiert" wand­

Aus Anlaß der seit nunmehr 39 ten sich der BVS und die Ober-
Jahren in ununterbrochener Fot­
ge stattfindenden "Thrmstedter 
Ausstellung" hatte die BVS­
Dienststelle Cuxhaven der Bevöl­
kerung des Landkreises Roten­
burg/Wümme und den Besuchern 
aus angrenzenden Kreisen ein 
umfangreiches Informationsange­
bot gemacht. 

Die 40. Wirtschafts-, Geräte-, 
Produkte- und Tierschau bot über 
vier Tage den Mitarbeitern der 
BVS-Dienststelle Gelegenheit zu 
einer Vielzahl von EinzeIberatun­
gen, Gruppengesprächen und 
sonstigen Kontakten. 

Der in einem der Messe-Zelte 
aufgebaute Stand, als Informa­
tions- und Beratungsschwerpunkt 
über den Selbstschutz und die 
Arbeit des ßVS gestaltet, sowie 
die im Freigelände eingerichteten 
Informationsstände fanden reges 
Interesse bei den Messebesu­
chern. 

Zusätzlich angebotene Sicher­
heitswettbewerbe unter der 
Schirmherrschaft des Samtge­
meindebürgermeisters Jürgen 
Rudolph sorgten an drei Tagen 
für Spannung. 

Nachruf 

Am 23 . August 1988 ver­
starb plötzlich und unerwar­
tet die ehrenamtliche Helferin 
der BVS-Dienststelle Wil­
helmshaven 

lisa (LIsei) Goldner 

Viele Jahre war sie zusam­
men mit ihrem Mann als 
Ausbilderteam im Einsatz. 
Mit ihrer mitreißenden Fröh­
lichkeit war sie ein gern ge­
sehener Gast an Schulen. In 
diesem Bereich ist eine Lük­
ke entstanden , die nicht so 
leicht zu schließen ist. Die 
Mitarbeitennnen und Mitar­
beiter werden ihr Andenken 
stets in Ehren halten. 
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hausener Hilfsorganisationen im 
Rahmen der Ausstellung "Zivil­
schutz mit de.m Bürger - für den 
Bürger" an die Bevölkerung. An 
der Veranstaltung auf dem Platz 
am Bero-Center beteiligten sich 
neben der Feuerwehr und der 
Polizei auch der Arbeiter-Samari­
ter-Bund, die Johanniter-Unfall­
hilfe, das Deutsche Rote Kreuz, 
der Malteser-Hilfsdienst und das 
Technische Hilfswerk. 

Zum Programm gehörten ne­
ben Einsatzvorführungen auch die 
Demonstration moderner Einsatz­
fahrzeuge sowie ein Sicherheits­
wettbewerb. Zahlreiche Bürger 
nutzten die Gelegenheit, ihre 
Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Ersten Hilfe, der Brandbekämp­
fung und des Selbstschutzes zu 
überprüfen. 

Nach Ansicht von BVS-Dienst­
stellenleiter Werner Loechel hat 
diese Gemeinschaftsveranstal­
tung in Oberhausen wieder ein­
mal gezeigt, daß die Bevölkerung 
ein großes Informationsbedürfnis 
hat. Gleichzeitig war jedoch fest­
zustellen, daß es gerade in der 
Eigenhilfe noch erhebliche Män­
gel gibt, was die Veranstalter da­
zu veranlaßte, auf die kostenlo­
sen Ausbildungslehrgänge hinzu­
weisen. 

Der bei der Stadt Oberhausen 
für den Feuer- und Katastrophen­
schutz zuständige Dezernent 
Klaus Gercke zeigte sich erfreut 
über die gute Zusammenarbeit 
der einzelnen Hilfsorganisatio­
nen. Bürgermeister Fritz Eickelen 
nahm den Wettbewerb zum An­
laß, den ehrenamtlichen Helfern 
für ihr Engagement im Dienste 
der Humanität zu danken. 

Leverkusen 

Mitarbeiter mehrerer Betriebe 
in Remscheid ließen sich im 
Selbstschutz ausbilden, nachdem 
der Remscheider Stadtdirektor 
Ellerbrake einen entsprechenden 
Appell an alle Sicherheitsbeauf­
tragten von Firmen mit mehr als 
20 Beschäftigten gerichtet hatte. 

Der Sieger des Sichcrheitsweltbewerbs konnte sich über einen Feuer· 
löscher (reuen, recbts Bürgermeister [lekelen, links BVS-OlenststelienJel­
ter Loechel. (Foto: Spilker) 

"Sicherheit wird heute groß ge­
schrieben. Trotzdem sind Brände 
oder Unfalle nicht auszuschlie­
ßen", hatte der Stadtdirektor in 
seinem Schreiben an die Unter­
nehmen hervorgehoben. 

Die Aktion des Remscheider 
Stadtdirektors hat, wie die BVS­
Dienststelle Leverkusen feststel­
len konnte, inzwischen Nachah­
mer in anderen Städten ge­
funden_ 

............... 
Großeinsatz hatten die Mitar­

beiter der BVS-Dienststelle Le­
verkusen im Vinzenz-Palotti-Ho­
spital in Bergisch Gladbach-Bens­
berg. Rund 300 Mitarbeiter aus 
allen Abteilungen des Kranken­
hauses wurden auf Wunsch der 
Klinikleitung im Rahmen des be­
trieblichen Katastrophenschutzes 
ausgebildet. 

In 20 Lehrgängen lernten die 
Teilnehmer u. a. den Umgang mit 
Feuerlöschern, das Löschen 
eines Feststoffbrandes mit der 
Einstellspritze und schließlich 
das Ersticken brennender Klei­
dung. Zum Ausbildungsprogramm 
gehörte auch der schnelle Trans­
port von Patienten_ 

Bei der Abschlußbesprechung 
bedankte sich der Sicherheitsbe­
auftragte des Krankenhauses, Dil­
ler, bei BVS-Dienststellenleiter 
Weck für das Engagement der 
BVS-Mitarbeiter. Gleichzeitig 
wurden für das kommende Jahr 
Fortbildungsveranstaltungen ver­
einbart. 

Wuppertal 

Für alle Daheimgebliebenen 
nutzte die BVS-Dienststelle Wup­
pertal die Ferienzeit für eine Rei­
he von Schwerpunktaktionen in 
den Städten Wuppertal, Ratingen, 
Hilden, Langenfeld, Mettmann 
und Velbert. Die Dienststelle ließ 
sich dabei nicht zuletzt von der 
Erkenntnis leiten, daß rund 
62 Prozent der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland 
einen erheblichen Nachholbedarf 
auf dem Gebiet des Katastro­
phen- und Zivilschutzes haben. 

BVS-Dienststellenleiter Wer­
ner Hachen und Fachbearbeiter 
Joachim Thierbach hatten, um 
möglichst großen Erfolg zu erzie­
len, ein Konzept entwickelt, nach 
dem die Bürger für einen be­
grenzten Zeitraum in möglichst 
konzentrierter Weise auf die Not­
wendigkeit des Katastrophen- und ' 
Zivilschutzes sowie entsprechen­
de Vorsorge maßnahmen ange­
sprochen werden_ Mit dieser 
Mehrfachinformation sollte er­
reicht werden, daß der einzelne 
über den Weg der Information 
letztlich zur Motivation und Er­
kenntnis gelangt, etwas für die 
eigene Sicherheit und die ande­
rer Menschen zu unternehmen. 

In den einzelnen Städten war 
der BVS jeweils an drei bis fünf 
Tagen der Woche an zentralen 
Stellen präsent. Praktische Vor­
führungen, wie das Ablöschen 
brennender Kleidung, weckten 



das Interesse der Passanten an 
weiteren Informationen. 

Parallel dazu zeigte der BVS in 
zentralen Gebäuden der jeweili­
gen Stadt die BVS-Kleinausstel­
lung. 

Herten 

Aufgeschreckt durch Unfälle 
und Brände, speziell in Kranken­
häusern, entschloß sich die Lei­
tung des Zentrums für Psychiatrie 
in Herten, die Gefahren rechtzei­
tig aufzudecken und entsprechen­
de Abhi lfe zu schaffen. So kam es 
in Zusammenarbeit mit der BVS­
Dienststelle Recklinghausen zu 
einer Begehung des Krankenhau­
ses. Als Ergebnis wurde schließ­
lich eine Selbstschutz-Übung für 
die Sicherheitskräfte der Psychia­
trie durchgeführt. 

Inhalt dieser Fortbildungsver­
anstaltung waren Hinweise zur 
Vorsorge, ebenso wie die Infor­
mation über wichtige Details in 
Fragen des Brandschutzes und 
der Rettung Verletzter. Den Ab­
schluß bildete schließlich eine 
auf die Belange der Psychiatrie 
abgestimmte Übung. 

Der für die Sicherheit im 
Psychiatrie-Zentrum Herten zu­
ständige Mitarbeiter, Klaus Ste­
mick, zeigte sich zufrieden mit 
dem Verlauf der Veranstaltung: 
"Wir werden an unserem Konzept 
festhalten und unsere Mitarbeiter 
weiter schulen lassen, denn 
schnelles, entschlossenes Han­
deln schützt Menschenleben und 
verhindert Sachschäden." 

Auch BVS-Dienststellenleiter 
Bienbeck äußerte sich zufrieden: 
"Der hier eingeschlagene Weg 
kann auch für andere Betriebe als 
Vorbi ld dienen." 

>­

Dortmund 

Anläßlich seines 25jährigen 
Dienstjubiläums konnte der Lei­
ter der BVS-Dienststelle Dort­
mund, Erhard Stammberger, zahl ­
reiche Glückwünsche entgegen­
nehmen. Bei einem Empfang wür­
digten Repräsentanten aus Ver­
waltung "nd Politik, Verbänden . 
und anderen Organisationen so­
wie zahlreiche Kollegen das Enga­
gement des Jubilars. 

Als Vertreter des LandessteI­
lenleiters dankte Verwaltungs­
amtsrat Wilfried Marx dem Jubilar 
für treue Dienste und Kollegiali ­
tät. "Die Dienststelle Dortmund 
hat unter Ihrer Leitung eine sehr 
positive Entwicklung genommen", 
erklärte er. 

Zu den Gratulanten zählte auch 
BVS-Landesstellenleiter Hans­
Dieter Awiszus aus Rheinland· 
Pfalz, mit dem der Jubilar zehn 
Jahre lang an der BVS-Schule 
Körtlinghausen zusammengear­
beitet hat. Für den Arbeitskreis 
Dortmunder Behördenleiter gra­
tulierte dessen Vorsitzender, Al ­
bert Hebborn. 

Arnsberg 

"Damit Hilfe kein Zufall bleibt" 
war das Motto eines Sicherheits­
wettbewerbs, zu dem der BVS ins 
sauerländische Schmallenberg 
eingeladen hatte. Von den rund 
2000 Besuchern nutzten immer­
hin 143 die Gelegenheit, ihr Wis­
sen auf dem Gebiet der Hilfelei­
stung zu testen. An dem Wettbe­
werb beteiligten sich neben der 
Stadt Schmallenberg die Feuer­
wehr, die Deutsche Lebensret­
tungsgesellschaft und die Polizei. 
Auf dem Programm der Veranstal-

Die Mitarbeiter der Klinik sind mit Eifer bei der Sache. (Foto: Wagner) 

Verwaltungsamtsrat Man: (links) 
Slammberger die Dankurkunde'. 

tung standen lebensrettende So­
fortmaßnahmen wie Blutstillung, 
das Versorgen von Brandwunden, 
das Absichern einer UnfallsteIle 
ebenso wie das Absetzen eines 
Notrufs und das Löschen bren­
nender Kleidung an einer 
Übungspuppe. 

Bei der Siegerehrung wurden 
insgesamt 18 Bürger durch den 
Schirmherrn der Veranstaltung, 
Bürgermeister Otto Schulte, aus­
gezeichnet. Der Fachbearbeiter 
der BVS-Dienststelle Arnsberg, 
Bernd Mielisch, lobte die über­
durchschnittlichen Ergebnisse, 
die bei diesem Sicherheitswett­
bewerb erzielt wurden. 

Bochum 

"Die Arbeit des Bundesverban­
des für den Selbstschutz verdient 
Anerkennung und Unterstützung 
durch die Politik." Dies ist das 
Fazit eines Besuchs des Land­
tagsabgeordneten Wolfgang 
Schlotmann, der gleichzeitig Mit­
glied des Innenausschusses ist 
und daher zahlreiche Berührungs­
punkte mit dem Zivilschutz hat. 
K~in Wunder, daß sich der Abge­
ordnete als ausgezeichneter Ken­
ner der Aufgaben und Ziele des 
BVS erwies. Als Gast in der Bo­
chumer BVS-Dienststelle schnitt 
der Politiker die allgemeinen Fra­
gen des Selbstschutzes ebenso 
an wie die geplanten Veränderun­
gen in der AufgabensteIlung des 
BVS. 

Darüber hinaus zeigte sich der 
Besucher bestens über den 
Selbstschutz in Arbeitsstätten un­
terrichtet. Kenntnisse übrigens, 
die Schlotmann als Behörden­
selbstschutzleiter der Universität 

überreicht BVS-Dienststellenleiter 

Dortmund vor sechs Jahren in der 
BVS-Schule Körtlinghausen er­
worben hatte. 

Der Politiker betonte auch die 
Wichtigkeit der Zusammenarbeit 
des BVS mit der Landesregierung 
sowie mit den Katastrophen­
schutzorganisationen. Ziel dieser 
Kooperation müsse die Ausbil­
dung der Bevölkerung und eine 
wirksame Aufgabenverteilung in 
der Öffentlichkeit sein. 

Schlotmann hält es für notwen­
dig, alle Mitglieder des Innenaus­
schusses im Landtag mehr als 
bisher über den BVS zu informie­
ren. Dies sei nicht zuletzt auch 
vor dem Hintergrund eventueller 
Gesetzesvorlagen im Landespar­
lament erforderlich. So wurde ins 
Auge gefaßt, den gesamten In­
nenausschuß zu einer Informa­
tionstagung zur BVS-Schule Kört­
Iinghausen einzuladen. 

Schließlich kündigte der Politi­
ker an, er werde sich in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender der 
Mittelstandsbetriebe in der CDU 
für ein Gespräch am "runden 
Tisch" mit dem BVS einsetzen. 
Insgesamt bescheinigte Schlot­
mann dem BVS: "Keine andere 
Organisation ist besser geeignet, 
den Selbstschutz bevölkerungs­
nah darzustellen als dieser Ver­
band." 

Körtlinghausen 

Rund zwei Dutzend Repräsen­
tanten freier Berufe und der ge­
werblichen Wirtschaft aus dem 
Kreis Recklinghausen besuchten 
die BVS-Schule Körtlinghausen. 
An zwei Tagen erhielten die Teil­
nehmer Informationen über Zivil­
schutzmaßnahmen des Staates. 
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Darüber hinaus wurden die Besu­
cher in Theorie und Praxis von 
der Notwendigkeit ergänzender 
Selbstschutzmaßnahmen des Bür­
gers übeneugt. 

Unter der Regie von BVS-J.an­
desstellenleiter Peter Eykmann 
standen am erslen Tag In(orma­
tionen. über Angebot, Aufgaben 
und Ziele des BVS sowie die Mög­
lichkeiten staatlicher und privater 
Hilfeleistungen im Gefahrenfall 
auf dem Programm. 

Im weiteren Verlauf der Ta­
gung dominierten praktische Vor­
führungen aus dem Ausbildungs­
programm des BVS. Ein Pro­
grammpunkt, der bei allen Ta­
gungsteilnehmern auf großes In­
teresse stieß. 

Am Ende stand die überein­
stimmende Bereitschaft, sich 
künftig mehr als bisher mit den 
Fragen des Zivil- und Selbstschut­
zes zu befassen und den Selbst­
schutz in Wohn- und Arbeitsstät­
ten zu intensivieren. 

gemeinsam mit BVS-DienststeUeolelter Bienbec:k (linka) die Sieger des Sicherheits-

Recklinghausen 

Strahlendes Wetter und gute 
Stimmung herrschten auf dem 
19. Kanalfestival in Datteln. Ein 
gutes Omen für den Sicherheits­
wettbewerb des BVS beim tradi­
tionellen Volksfest an Europas 
größtem Kanalknotenpunkt. 

Bürgermeister Horst Nigge­
rneier eröffnete den Sicherheits· 
parcours, an dem sich Feuer­
wehr, Polizei, Technisches Hilfs­
werk, das Deutsche Rote Kreuz 
und die Johanniter-Unfallhilfe be­
teiligten. Insgesamt 72 Teilneh­
mer durchliefen die acht Sta­
tionen. 

wettbewerbs. 

Horst Niggerneier überreichte 
dem Sieger Martin Schürmann die 
Siegerurkunde, eine Stadtmedail­
le und eine Dokumentenmappe. 
Auf die Frage, wo der Sieger denn 
das gute Wissen im Bereich der 
Sofortfhilfe herhabe, antwortete 
er dem Bürgermeister trocken: 
"Ich habe vor einem Jahr einen 
Selbstschutz-Grundlehrgang be­
sucht." 

Dorsten 

"Die erste Dorstener Selbst­
schutzwoche ist eine gute Mög­
lichkeit, für Aufgaben und Ziele 
des BVS zu werben", erklärte 
Oorstens Bürgermeister Dr. ehri-

stian Zahn anläßlich der Eröff­
nung dieser Veranstaltung. "Es 
müssen immer neue Mittel und 
Wege gefunden werden, um den 
Bürger von der Wichtigkeit und 
Notwendigkeit des Selbst- und Zi ­
vilschutzes zu übeneugen", sagte 
er. So wurde den Bürgern dieser 
Stadt eine Reihe von EinzeIaktio­
nen in Sachen Selbstschutz ge­
boten. 

Der BVS war nicht nur mit der 
Fahrbaren Zivilschutzausstellung 
im Rundzelt präsent, er bot auch 
einen Sicherheitswettbewerb 
rund um ein Dorstener Kaufhaus 
an. Dabei konnten BVS, THW, 
Feuerwehr, Polizei und DRK ins­
gesamt 76 Teilnehmer begrüßen. 
Mehrere hundert Zuschauer be-

Mit der SIegerehrung durch Bürgennelsler Niggemeier (rechts) schließt der SIcherheitswettbewerb 10 Reckling­
hausen ab. 
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obachteten den Verlauf und lie­
ßen sich die Einzelheiten der Ak­
tionen erklären. 

Wahrend der gesamten Ak­
tionswoche bot die BVS-Dienst­
stelle Recklinghausen zahlreiche 
Informations- und Ausbildungs­
veranstaltungen sowie Ausstellun· 
gen mit Computerberatungen an. 

Mit Angebot und Verlauf zeig­
ten sich auch die "Offiziellen" 
zufrieden. Agnes Hürland, Parla­
mentarische Staatssekretärin im 
Verteidigungsministerium und 
Dorstener Bürgerin, betonte die 
Wichtigkeit des Zivilschutzes. Und 
Horst Niggerneier, Bundestagsab­
geordneter aus Datteln, wünschte 
dem BVS im Interesse der Bevöl· 
kerung Erfolg im Bemühen um 
mehr Sicherheit. 

Aachen 

Der Bundestagsabgeordnete 
aus Alsdorf, Achim Groß mann, 
zeigte sich bei einem Informa­
tionsbesuch der BVS-Dienststelle 
Aachen beeindruckt von der lei­
stung, die der BVS in Aachen 
durch Öffentlichkeitsarbeit und 
Ausbildung erbringt. Beim an­
schließenden Besuch des 
Übungsgeländes der Dienststelle 
konnte er sich davon übeneugen, 
daß der BVS die gesamte Fach­
ausbi ldung im Auftrag der Ge­
meinden unter realistischen Um­
ständen durchführt. 



Großmann war schließlich kri­
tischer Beobachter eines Fach­
lehrgangs "Bergung", bei dem 
ihm unter anderem das Abseilen 
Verletzter mittels einer Sitz­
schlinge demonstriert wurde. 
Schließlich zeigte die BVS-Mitar­
beiterin Frauke Kollhoff dem Gast 
das Ablöschen brennender Klei­
dung. Einige Überwindung koste­
te es den Besucher schon, diese 
Übung nachzuvollziehen. Doch 
nach dem gelungenen Versuch 
war der Applaus der TeilJlehmer 
eine kleine Entschädigung. 

Zum Abschluß sagte Großmann 
dem BVS seine volle Unterstüt­
zung auch für die weitere Arbeit 
zu. 

Hessell$ple,el 

Neu-Isenburg 

Zehn Tage war im Rathaus von 
Neu-Isenburg die BVS-Ausstel­
lung "Schutz und Wehr" zu sehen. 
Zur Eröffnung waren die führen­
den Vertreter der Parteien und 
die Selbstschutzberater der Stadt 
gekommen. 

In seiner Erörrnungsrede wies 
Bürgermeister Dr. Paut Büchel 
auf die Bedeutung des Selbst­
schutzes in der heutigen Zeit hin: 
"Es hat sich gezeigt, daß Selbst­
schutz kein Schlagwort der Ge­
genwart ist, sondern eine Not­
wendigkeit über Jahrhunderte. 
Wahrend früher die Menschen 
meist machtlos den Gewatten der 
Natur, aber auch kriegerischen 
Auseinandersetzungen gegen­
überstanden und sich nur durch 
Flucht entziehen konnten, geht 
man heute davon aus, daß bei 
einiger Überlegung Schutzmög­
lichk~iten vorhanden oder zumin­
dest geschaffen werden könnten. 

Die Entwicklung der Katastro­
phenabwehr läßt sich bis ins 15. 
Jahrhundert zurückverfolgen. Da­
mals waren die zur Verfügung ste­
henden Mittel zwar recht primitiv, 
doch versuchte man eine gewisse 
Organisation aufzubauen. So hat­
te jeder Bürger die Pflicht, 
Löschgeräte bereitzuhatten. 

Der moderne Zivilschutz hat 
heute sehr viel weiterreichende­
re Aufgaben. Er deckt Bereiche 
wie Sanitätswesen, Versorgung, 
Rettung, Bergung, Strahlenschutz 
und Brandschutz ab. Im Mittel-

punkt steht, damals wie heute, 
der Mensch als Hilfesuchender 
und Helfer zugleich, und der 
Mensch sollte es sein, der sich 
den Selbstschutz zunutze machen 
sollte, denn es ist den·lljirgern 
unseres Staates heute in die 
eigene Verantwortung gegeben, 
Selbstschutzkenntnisse zu erwer­
ben und Selbstschutz zu be­
treiben," 

Langen 

Im Rahmen einer Selbstschutz­
und Sicherheitswoche präsentier­
te der BVS seine Zivilschutzaus­
stellung vor der Stadthalle in 
Langen. 

Bürgermeister Hans Kreiling 
übernahm gerne die Schirmherr­
schaft, wie er ausdrücklich in sei­
ner Erörrnungsansprache beton­
te. Sein Hinweis auf die Ver­
pfliChtung des Hauptverwaltungs­
beamten für den Selbstschutz 
wurde von den anwesenden Ho­
noratioren mit Beifall aufge­
nommen. 

Kreiling sprach auch darüber, 
daß Selbstschutz jeden einzelnen 
Bürger angehe und forderte die 
Anwesenden auf, das Angebot des 
BVS auch anzunehmen. Dies gei­
te, so sagte er, auch für den 
Schutzraumbau, "denn Tscherno­
byl kann sich wiederholen, aber 
auch viele andere Katastrophen". 

Dem BVS und seinen Mitarbei­
tern zollte der Bürgermeister ho­
he Anerkennung für die schwieri­
ge Arbeit. Sein Dank galt ferner 
dem Selbstschutzsachbearbeiter 
der Stadt Langen, Dieter Hafer­
korn, der mit viel Engagement die 
notwendigen Vorbereitungen ge­
troffen habe. 

Staatssekretär Claus Demke, 
Hessisches Ministerium der Fi­
nanzen, hob in seiner Ansprache 
die Pflicht der Politiker, den 
Selbstschutz bis hin zum Schutz­
raum zu fördern, hervor. 

Es gehe nicht an, daß der Bür­
ger allein dies gewältigen müsse, 
die öffentliche Hand, die verant­
wortlichen Politiker sollten schon 
in die Pflicht genommen werden 
und ihren Teil beitragen, daß un­
sere Welt friedlicher und somit 
sicherer werde. Er freue sich, 
daß die Stadtverwaltung Langen 
und der BVS hier den Vorreiter 
mache. 

Claus Demke weiter: "Ich will 
alles in meiner Macht stehende 

tun, um den Selbsthilfegedanken 
zu fördern." 

Im Anschluß führte der Fach­
gebietsleiter "Öffentlichkeitsar­
beit" der BVS-Landesstelle Hes­
sen, Kärchner, die Gäste durch 
die Ausstellung. Kärchner stellte 
seinen Ausführungen das Motto 
voran: "Selbstschutz ist die Brük­
ke für den Bürger zur Selbst- und 
Nachbarschaftshilfe bei Unfallen, 
Unglücken und Katastrophen." 

Der abschließende Empfang 
im Rathaus konnte zu vie len Ge­
sprächen genutzt werden. 

A!duelles tlUS 
11IIelnltlnd-PftIlz 

Bad Dürkheim 

Bei strahlendem Sonnenschein 
fand in Bad Dürkheim ein Sicher­
heitswettbewerb statt, den die 
BVS-Dienststelle Ludwigshafen 
auf Wunsch der Stadtverwaltung 
durchführte. 

Zum gleichen Zeitraum fand 
auch die Zivilschutzausstellung 
"Mit dem Bürger - für den Bür­
ger" im Foyer der Kreisverwal­
tung in Bad Dürkheim statt. Ne­
ben verschiedenen Schaufenster­
werbungen waren auch BVS-Aus­
stellungen auf dem Messegelände 
und im neuerbauten Rathaus der 
Stadt Bad Dürkheim zu sehen. 

Besucher der Ausstellungen 
waren sowohl Bewohner der 
Stadt als auch Kurgäste. Übrigens 
war die älteste Teilnehmerin am 
Sicherheitswettbewerb 72 Jahre 
alt und ebenfalls Kurgast. Sie in­
formierte sich über alles und 
wollte auch nicht versäumen, das 
Löschen an der Brandübungspup­
pe zu üben. 

. Neu-Anspach 

Die BVS-Dienststelle Friedberg 
wurde von der Adolf-Reichwein­
Schule in Neu-Anspach zur Teil­
nahme an einer Projektwoche 
eingeladen. In der Begrüßungsre­
de stellte der Konrektor der 
Schule die Bedeutung des Zivil­
schutzes und insbesondere des 
Selbstschutzes hervor. Er beton­
te, daß die in den verschiedenen 
Lehrgängen des BVS vermittelten 
Kenntnisse und Fertigkeiten die 
Bürger und damit auch die Schü· 
ler in die Lage versetzen, sich 

selbst und anderen in Gefahren­
situationen helfen zu können. 

Es nahmen 20 Schüler an 
einem Selbstschutz-Grundlehr­
gang und einem Se-Ergänzungs­
lehrgang "W' teil. Die lebensret­
tenden Sofortmaßnahmen und 
die praktischen Brandschutzübun­
gen stießen auf großes Interesse 
bei den Schülern. 

In der Verabschiedung bedank­
te sich die Schulleitung für die 
gute Zusammenarbeit mit dem 
BVS, verbunden mit der Horr­
nung, daß sich der BVS auch im 
nächsten Jahr an der Projektwo­
ehe beteiligt. 

'Maren 

An der neu gestalteten Eifel­
ausstellung in Mayen hatte sich 
auch die BVS-Dienststelle Ko­
blenz beteiligt. Dabei wurde die 
Ausstellung "Bevölkerungsschutz" 
vorgestellt. Eine Selbstschutzaus­
stattung in Wohnstätten ergänzte 
die vorhandenen Bilder. Die aus­
gestellten Geräte zogen immer 
wieder Besucher an. Viele Fragen 
über den Selbstschutz konnten 
von den BVS-Mitarbeitern beant­
wortet werden. Vorsorge, Eigen­
hilfe und eine Vorrats haltung wa­
ren besonders aktuelle Themen. 

Beim Rundgang besuchte auch 
der Oberbürgermeister der Stadt 
Mayen, Albert Nell, den BVS­
Stand. In einem längeren Ge­
spräch mit dem Fachbearbeiter 
für Schutzbau, Karl Viktor Kaifer, 
und dem Leiter der BVS-Dienst­
stelle Koblenz, Herbert Ne~land, 
wurde vor allem die neugestaltete 
Örrentlichkeitsarbeit des BVS vor­
gestellt. Oberbürgermeister Nell 
wies darauf hin, daß gerade In­
formationen über Notsituationen 
und das richtige Verhalten bei 
Gefahren noch intensiver und 
deutlicher herausgestellt werden 
müssen. 

Nürnberg 

Unter dem Motto "Die AOK 
Mittelfranken und der BVS im 
Dienste der Bürger" veranstaltete 
die BVS-Dienststelle Nürnberg 
eine Bildausstellung in Verbin­
dung mit einer Ausstellung von 
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Aufschlußreiche Informationen über Selbstschutzgeräl bot der BVS bel der AOK in Nümberg. 

Selbstschutzgerät in der AOK­
"Gesundheitskasse" in Nürnberg_ 

AOK-Direktor Walter Schwarz 
konnte 85 Ehrengäste zur Eröff­
nungsveranstaltung begrüßen. 
Bei seiner Ansprache unterstrich 
er die Verantwortung der beiden 
Körperschaften für den Dienst 
am Bürger. BVS-Dienststellenlei­
ter Erhard Hosemann erläuterte 
Sinn und Zweck der Ausstellung 
und gab einen kurzen Überblick 
über die Arbeit des Verbandes. 

Mitarbeiter der BVS-Dienst­
stelle Nürnberg demonstrierten 
anschließend vor dem Gebäude 
der AOK Ausschnitte aus dem 
Selbstschutz-Grundlehrgang. Zum 
Abschluß wurde den Ehrengästen 
der Film "Sicherer leben" vorge­
führt. 

München 

Aus der Hand von Innenmini­
ster August R. Lang empfing BVS­
Landesstellenleiter Günther Kop­
sieker im Innenministerium in 

Bande des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland. 

In seiner Laudatio führte Mini­
ster Lang unter anderem aus, daß 
Kopsieker seit fast drei Jahrlehn­
ten im BVS tätig ist. Er war zu· 
nächst Dienststellenleiter in Kre­
feld, übernahm dann die Bezirks­
steIle in Arnsberg und leitete 
zehn Jahre lang die BVS-Landes­
stelle Nordrhein-Westfalen. Da-

neben wirkte er bei der Personal­
vertretung mit und war Vorsitzen­
der des lJauptpersonalrates des 
BVS. Seit 1980 leitet er die BVS­
Landesstelle Bayern. 

Minister Lang faßte zusam­
men: "Sie setzten sich stets mit 
großem persönlichen Einsatz für 
die Verbreitung des Selbstschutz­
gedankens und den Schutz der 
Bevölkerung ein. Sachkundig und 

(Folo: Malejka) 

verantwortungsbewußt vertraten 
Sie die Belange des Verbandes 
und widmeten sich engagiert der 
Betreuung der ehrenamtlichen 
Helfer. Auf dem Gebiet der Öf­
fentlichkeitsarbeit und der Aus­
bildungstätigkeit können bei den 
der Landesstelle nachgeordneten 
BVS-Dienststellen aufgrund Ihres 
Wirkens hervorragende Ergebnis­
se erzielt werden." 

München das Verdienstkreuz am Staalsminisler Lang (rechts) verliest die Verleihungsurkunde für BVS-Landesstellenlelter Kopsleker. 
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I GIS ®I 
Helmut Nitschke 

Der Schutzraumbau in Berlin 
Betrachtung der baulichen Zivilschutzmaßnahmen ergibt eine negative Bilanz 

Die zum Bereich "Zivile Vertei­
digung" in der Bundesrepublik 
Deutschland von den parlamenta­
rischen Gremien verabschiedeten 
Gesetze konnten auf Grund der 
alliierten Vorbehalte nie nach 
Berlin (West) übernommen wer­
den. Einzige rechtliche Basis für 
alle in Berlin (West) zutreffenden 
Zivilschutzmaßnahmen ist die An­
ordnung der Alliierten Komman­
dantura von 1965, BKiO 65 11 , in 
der der Senat von Berlin angewie-
sen wurde , 

I. alle in Berlin notwendigen 
Maßnahmen vorzubereiten und 
durchzuführen, mit denen Leben 
und Gesundheit der Zivi lbevölke­
rung, ihre Wohnungen, Arbeits­
stätten und die für die Befriedi­
gung ihrer Lebensbedürfnisse 
wichtigen Einrichtungen und Gü­
ter ... geschützt werden können. 

2. Maßnahmen im Sinne der 
Nr. I sind insbesondere solche 
... zur Errichtung von Schutzräu­
men für die Bevölkerung und von 
Schutzbauten für lebenswichtige 
Betriebe, Anlagen und Einrich­
tungen. 

Bevor die alliierte Anordnung 
in 'die Praxis umgesetzt werden 
konnte, mußte die Finanzierung 
aller zu treffenden Zivilschutz­
maßnahmen sichergestellt wer­
den. Nach mehrjährigen Verhand­
lungen zwischen dem Bund und 
dem Land Berlin wurde in einem 
Verwaltungsabkommen insbeson­
dere die Finanzierung sicherge­
stellt. 

Stand der 
SchmbaumaBnahmen 

I. öHentliche 
Mehnweckanlagen 

Im Rahmen des Bauvorhaben 
"Ku damm-Karree" entstand eine 
mehrstöckige Garagenanlage, de­
ren untere zwei Etagen eine 
Schutzanlage darstellen. Bauliche 
Nachlässigkeit und eine vielleicht 
nicht immer optimale Wartung 

dieser Schutzanlage führten aller­
dings zu derart gravierenden 
Mängeln, daß der Schutzraum im 
Gefahrenlall einen nur unzurei­
chenden Schutz bietet. 

Eine weitere Anlage befindet 
sich als Tiefgarage am Exelsion­
Gebäude in Berlin-Kreuzberg. 

Einer Privatinitiative ist es zu 
verdanken, daß in der Laubacher 
Straße in Berlin 41 eine Schutzan­
lage mittlerer Größe, ebenfalls 
als Tiefgarage, entstand. 

Im Rahmen der Erweiterung 
des Streckennetzes der Berliner­
Verkehrs-Betriebe wurde der U­
Bahnhof "Pankstraße" geplant 
und so konzipiert, daß er nach 
Bewilligung entsprechender 
Haushaltsmittel durch den Bund 
zu einer Mehrzweckanlage ausge­
baut werden konnte. 

Die Erweiterung des U-Bahn­
Streckennetzes in Richtung Span­
dau ermöglichte Anfang der acht­
ziger Jahre den Bau des U-Bahn­
hofes "Siemensdamm" als Mehr­
zweck-Schutzanlage. 

Die in Berlin (West) vorhande­
nen Mehrzweckanlagen haben fol-
gende Kapazitäten: . 
Tiefgaragen: 

Kudamm-Karree, Uhlandstraße 
3592 Schutzplätze 

Exelsior-Gebäude, Stresemann­
straße 3 102 Schutzplätze 
Laubacher Straße 450 Schutzplätze 
V-Bahnhöfe: 

Pankstraße 3346 Schutzplätze 
Siemensdamm 4332 Schu.tzplätze 
Fassungsvermögen insgesamt: 

14822 Schutzplätze 
Die Mehrzweckanlagen verfü­

gen über Notbrunnen, Notstrom­
anlage sowie Sitz- und Liegemög­
lichkeiten. Sie gestatten einen 
Aufenthalt von bis zu 14 Tagen. 

Ungelöst ist die Frage nach 
einem Schutzraumbetriebsdienst, 
der im Gefahrenfall die zum Teil 
sehr aufwendigen Anlagen in Be­
trieb zu nehmen und die Schutz­
suchenden zu betreuen hätte. 
Auch die medizinische Betreuung 

in den Schutzanlagen ist und 
bleibt ungelöst. 

2. Instandgesel%le Schutz­
anlagen aus dem 2. Weltkrieg 

Berlin (West) weist als Teil 
der ehemaligen Reichshauptstadt 
eine große Zahl von Schutzanla­
gen aus dem 2. Weltkrieg auf. 
Nach Kriegsende versuchte man, 
diese Hindernisse eines Wieder­
aufbaues abzutragen oder zu 
sprengen. Dies gelang nur zu 
einem verhältnismäßig kleinen 
Teil. Bei Altbunkern, wie dem in 
der· Schöneberger Paliasstraße, 
gelang es lediglich, die Zwischen­
decken herauszusprengen. Der 
Baukörper aber als solcher, Wän­
de und Decken aus mehreren Me­
tern Stahlbeton, zeigte sich von 
allen Sprengversuchen unbeein­
druckt. 

Nachdem die alli ierten Schutz-
mächte Zivilschutzmaßnahmen 
genehmigt hatten und die 
Kostenübernahme durch den 
Bund geregelt war, wurde eine 
Bestandserhebung durchgeführt. 
Ziel der Prüfung war es, instand­
setzungswürdige SChut;anlagen 
zu ermitteln und durch den Senat 
dem Bund den Ausbau vorzuschla­
gen. Hierbei war zu berücksichti­
gen, daß ein Teil der alten, in­
standsetzungswürdigen Bunker 
zum Teil langfristig an gewerbli­
che Unternehmen vermietet wa­
ren. In anderen Schutzanlagen 
befand bzw. befindet sich ein Teil 
der Senats reserve. 

Um die Schutzanlagen dem Zi­
vilschutz zuzuführen, wurden aus­
laufende Mietverträge nicht mehr 
verlängert. Unter Berücksichti­
gung der vom Bund zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel erfolgt 
dann Zug um Zug der Ausbau. 

Im Rahmen dieser Maßnahmen 
sind folgende öffentliche Schutz­
räume entstanden: 
Fehrbelliner Platz 

I 809 Schutzplätze 

U-Bahnhof Gesundbrunnen 
I 318 Schutzplätze 

Eiswaidstraße 1074 Schutzplätze 
Massiner Weg 350 Schutzplätze 
Eiderstedter Weg 293 Schutzplätze 
Nicolaistraße 202 Schutzplätze 
Bosestraße 200 Schutzplätze 
Bornsdorfer Straße 

199 Schutzplätze 
Fassungsvermögen insgesamt 

5445 Schutzplätze 
Zur Zeit werden folgende ehe-

malige Luftschutzbunker zu 
Schutzräumen ausgebaut: 
Stresemannstraße 

ca. 520 Schutzplätze 
Paliasstraße ca. 4700 Schutzplätze. 

Sind alle aufgeführten Schutz­
anlagen ausgebaut, stehen der 
Bevölkerung insgesamt rd. 26000 
öffentliche Schutzplätze zur Ver­
fügung. 

3. Hausschmrtiume 

In der Stadt gibt es eine erst 
vor kurzem entstandene Siedlung, 
in der jedes Familienmitglied 
über einen Schutzplatz verfügt. 
Diese Siedlung, DüppeVGarten­
stadt, sollte vor Jahren auf einem 
Gelände der ehemaligen Wehr­
machtsführung entstehen.' Um 
das Gelände mit Ein- und Mehrfa­
milienhäusern bebauen zu kön­
nen, war es erforderlich, alte 
Schutzbauten abzutragen. 

Die hierfür zuständigen Stellen 
vertraten einhellig die Auffas­
sung, daß für die Zerstörung die­
ser alten Schutzanlagen Ersatz in 
Form von Hausschutzräumen ge­
schaffen werden müsse. Dieser 
als richtig erkannte Weg konnte 
auch, allen Protesten und Resolu­
tionen zum Trotz, gegangen wer­
den. Inzwischen sind Schutzräu­
me mit insgesamt I 250 Schutz­
plätzen fertiggeste llt. 

Es gibt mit Sicherheit weitere 
private Hausschutzräume in Ber­
lin, insbesondere in den Stadt­
randgebieten. Da die Bauherren 
aber oft auf den Bundeszuschuß 
verzichten, können weitere 
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Schutzplatzzahlen nicht erfaßt 
werden. 

ResUmee 

Die Bevölkerung Berlins ist ab­
solut unzureichend geschützt. 
Nach fertigstellung aller im Bau 
befindlichen Anlagen sind stati­
stisch für ca. 1,4 % der Bevölke-

rung Schutzplätze vorhanden, also 
noch erheblich unter dem Bun­
desdurchschnitt. 

Zu den sehr nohen Baupreisen 
kommt erschwerend hinzu, daß 
der Berliner Bauherr zwar den 
Zuschuß des Bundes zum Haus­
schutzraum beantragen kann und 
nach Maßgabe der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel auch 

erhält, die darüber hinaus entste· 
henden Mehrkos ten jedoch ent· 
gegen den Regelungen im Bun· 
desgebiet nicht steuerlich abge· 
schrieben werden können. Hier· 
von lassen sich vie le Bauherren 
abschrecken. 

Der Bund hat die für den 
Schutzraumbau im Land Berlin 
nachteilige Regelung, daß eine 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

steuerliche Abschreibung nicht 
möglich ist, bis heute nicht geän· 
dert, obwohl die Abschreibung 
von Mehrkosten aus dem Schutz­
raumbau in einem Steuergesetz 
geregelt und damit die entspre­
chende Übernahme nach Berlin 
ermöglicht werden könnte. 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des 
Bundesminister des Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

Leiter' -in der BVS-Dienststelle Neumünster 
Verg .-Gr. IVa BAT - ab 1 1. 1989-

Leiter' -in der BVS-Dienststelle Herford 
Verg .-Gr. IVaBAT - abl . 1. 1989-

Leiter'-in in FZA bei der BVS-Landesstelle Hessen 
Verg-Gr. IV b BAT - ab sofort-

Fachbearbeiter' -in im Fachgebiet Öffentlichkeitsarbeit bei der BVS-Landesstelle 
Niedersachsen in Hannover 
Verg .-Gr. V b BAT - ab 1. 1. 1989-

Fachbearbeiter' -in im Fachgebiet Öffentlichkeitsarbeit bei der BVS-Landesstelle Hessen 
in Wiesbaden 

Verg .-Gr. V b BAT - ab 1. 1. 1989-

Fachbearbeiter' -in bei der BVS-Dienststelle Bochum 
Verg .-Gr. V b BAT - ab 1. 3. 1989-

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes -
verfügen 

BIs zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personalbogen mit lichtbild, Lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen) 
sind bis zum 10. 12. 1988 zu richten an : 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Deutschherrenstr. 93-95, 5300 Bonn 2 

Personalbogen Wird auf schriftliche Anforderung übersandt. Bei ha Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem 
Dienstweg. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Arbelter-Samariter-Bund Deutschland e.V. sucht für seine Bundesgeschäftsstelle in Köln einen 

Sachbearbeiter für Katastrophenschutz und Rettungsdienst 

Zu seinen Aufgaben gehört neben der verwaltungsmäßigen Betreuung der Bereiche Katastrophenschutz und Rettungsdienst auch 
die Mitwirkung bei der Ausbildung im Katastrophenschutz auf Bundesebene. 

Der Bewerber sollte nicht nur über praktische Erfahrungen im RettungsdiensVKatastrophenschutz, sondern auch im administrati­
ven Bereich verfügen . 

Die Vergütung erfolgt in Anlehnung an BAT. 
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Bewerbungen sind zu richten an: 

ASB-Deutschland e . V ., Bundesgeschäftsstelle, 
Sülzburgstraße 140, 5000 Köln 41 



Technisches Hilfswerk 
Hamburg 

~ 
Zum 14. Mal bei 

"Du und Deine Welt" 

Hamburg. Es war die 25. In­
ternationale Familienauss tellung, 
die über 300000 Besucher anzog. 
Das THW hatte diesmal für se inen 
Stand das Motto ,,Alarmzug des 
THW Hamburg" gewählt. 

Um Einsatzmöglichkeiten und 
Arbeitsvorgänge deutlich zu ma­
chen, waren Geräte des Ber­
gungszuges, z. B. Motorsäge, 
Preßluftatmer, Gesteinsbohrham­
mer, Trennschleifer u.a.m. in 
Verbindung mit Funkalarm­
empfangern sowie ein Verschüt­
tetensuchgerät ausgestellt. 

In einer Außenveranstaltung 
für Presse- und Behördenvertre­
ter wurde das Verschüttetensuch­
gerät in der Eibe bei Winsen erst­
mals unter Wasser getestet. Be­
gleitet von Fernseh- und Rund­
funkteams wurde ein ausgedien­
ter VW-Kafer ca. 3 m tief in die 
Eibe versenkt. Ein BGS-Taucher 
wurde mit "versenkt" und machte 
sich, nachdem die Geophone im 
Wasser waren, durch Klopfzei" 
ehen bemerkbar. Die genaue Or­
tung des versunkenen Fahrzeuges 
konnte trotz vielfacher Störgeräu­
sche von einem Rettungsboot aus 
sofort erfolgen, und zwei weitere 
Taucher "retteten" ihren Kamera­
den aus dem Auto. 

Weiter informierten auf dem 
Messestand Bilder über den Ein­
satz des Alarmzuges und des 
Bergungsräumgerätes. Das Ber­
gungsräumgerät mit verschiede­
nen Zusatzgeräten in Arbeitsposi­
lion sowie eine Drehscheibe mit 
Modellen von Einsatzfahrzeugen 
im Maßstab I : 87, wurden in 
Form von Dioramen den Besu­
chern dargestellt. 

Nicht nur Hamburger, sondern 
auch Besucher aus Schleswig­
Holstein und Niedersachsen zeig­
ten großes Interesse für den 
Stand des THW. Der Wunsch, im 
Dienste der Humanität tätig zu 
sein und das Interesse an einer 

Staatssekretär Würzbach (rechts) läßt sich von Landesbeauftragten Traut· 
vetter (Mitte) und Bezirksbeauftragtem Siebert die funktion des Verschüt· 
letensuchgeräts erläutern. (Foto: Clasen) 

Mitarbeit in einer technisch aus­
gerichteten Katastrophenschutz­
organisation stand bei Informa­
tionsgesprächen im Vordergrund. 

Auch der Erste Bürgermeister 
der Freien und Hansestadt Ham­
burg, Henning Voscherau, Senats­
mitglieder, der Staatssekretär im 
Bu ndesverle idigu ngs m in iste rj um, 
Peter Kurt Würzbach, der Stand­
ortkommandant von Hamburg, Ka­
pitän zur See Helmut Kahler, der 
Leiter der Hamburger Berufsfeu­
erwehr, Oberbranddirektor Man­
Ired Gebhardt, und weitere Re­
präsentanten verschiedener Be­
reiche statteten dem Stand des 
THW einen Besuch ab. 

Radio Hamburg bat den THW­
Landesbeauftragten, Dipl.-Ing. 
Günter Trautvetter, um ein Inter­
view über das neue Verschütte-

tensuchgerät. Die Ausstellung 
war sehr erfolgreich. Deshalb 
wird das THW auch 1989 wieder 
bei "Du und Deine Welt" vertre­
ten sein. P.C.lA.K. 

Politiker 
informierten sich 

Hamburg. Information und 
Meinungsaustausch standen im 
Mittelpunkt eines Besuches, den 
Bundestagsabgeordneter Funke 
und das Mitglied der Bürgerschaft 
der Freien und Hansestadt Ham­
burg, Bodeit, dem THW-Landes­
verband abstatteten. 

Im Gespräch mit dem THW­
Landesbeauftragten Trautvetter 
und den Hauptsachgebietsleitern 

Nachruf 

Am 8. Oktober 1988 verstarb 
im Alter von 85 Jahren nach 
langem , schweren Leiden 

Or. med. Fritz Hoffmann 

Der Verstorbene gehörte 
dem THW seit der Grün­
dungsversammlung des Lan­
desverbandes Hamburg im 
Jahre 1952 an. 
Von 1953 bis 1955 war er 
maßgeblich an der Gründung 
und dem Aufbau des Bezirks­
verbandes Hamburg-Altona 
beteiligt. 
Bis 1968 war Dr. med. Hoff­
mann als betreuender Arzt 
und medizinischer Ausbilder 
tür alle sieben Bezirksver­
bände in Hamburg unermüd­
lich tätig . In den Jahren 1968 
bis 1980 war Dr. med. Hoff­
mann auch als Althelfer stets 
bemüht, sein fundiertes Wis­
sen an die Helfer weiterzu­
geben . 
Wir haben in ihm einen vor­
bildlichen Kameraden ver­
loren . 

Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk 
Der Bezirksbeauftragte 
für Hamburg-Altona 

erörterten die FDP-Parlamenta­
rier aktuelle Fragen zur Arbeit 
des THW. 

Landesbeauftragter Trautvelter (rechts) Im Gespräch mit den beiden FDP-Parlamentariem MdB Funke (links) und 
BürgerschaftsmItglied !oden. (Foto: Krüger) 
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Niedersachsen 

THW beim Tag der 
Niedersachsen 

Uelzen. Mit 150000 Besu­
chern konnte der diesjährige Tag 
der Niedersachsen, der am 20. 
und 21. August 1988 in der Heide­
stadt Uelzen stattfand, an den 
Vorjahreserfolg von Lingen an­
knüpfen. Auch die Verantwortli­
chen des THW als einem von 32 
teilnehmenden Verbänden zeig­
ten sich mit dem Verlauf der bei­
den VeranstalJungstage hoch zu­
frieden. Insgesamt positiv bewer­
tet werden kann auch der Ver­
such, die Landeswettkämpfe der 
THW-Jugend Niedersachsen in 
das bunte Geschehen einzu­
binden. 

Leistungsscbau des 
Ortsverbandes 

Mit einer gekonnten Präsenta­
tion seiner Einsatz- und Lei­
stungsbereitschaft wartete der 
THW-OV Uelzen auf, dessen lang­
jähriger Orts- und derzeitiger 
Kreisbeauftragter Rudolf Froin 
auch als Bürgermeister der soge­
nannten "Uhlenkörperstadt" (Eu­
lenkäuferstadt) wirkt. 

Unter der Leitung des Ortsbe­
auftragten Wolfgang Deuter wa­
ren nahezu alle Helfer beim Auf­
und Abbau sowie an der Durch­
führung der Veranstaltung betei­
ligt. Dabei kamen der komplette 
Bergungszug einschließlich des 
neuen Bergungsräumgerätes und 
der Instandsetzungszug mit sämt­
lichen Fahrzeugen sowie umfang­
reicher Gerätschaft zum Einsatz. 
Die Wasserdienstkomponente 

wurde eindrucksvoll durch den 
Aufbau einer 4-t-Pontonfahre do­
kumentiert. 

Die Jugendgruppe stand mit 
Ausnahme des Wettkampftages, 
wo man einen bravourösen drit­
ten Platz belegte, für die Unter- . 
stützung der aktiven Helfer zur 
ständigen Verfügung. 

"Gasthelfer" aus Rannen­
berg und Goslar 

Während die Goslarer Helfer 
mit ihrer Diorama- und Modell­
schau von Anfang an dabei gewe­
sen sind, waren in diesem Jahr 
vier Helfer aus Ronnenberg zum 
ersten Mal mit von der Partie. Sie 
demonstrierten mit großem Fleiß 
- wie bereits auf der "INTER­
SCHUTZ '88" - das Bergen aus 
Höhen mittels Rollglißgerät von 
einem Gerüstturm aus und hiev­
ten Hunderte kleiner und großer 
Bürger, darunter auch den Ober­
kreisdirektor Dr. Elsner, in die 
Höhe. Sie werden zukünftig einen 
festen Programmpunkt im Pla­
nungskonzept bilden. 

Preisausschreiben und 
Hilfeleistungen 

Eine gute Idee hatte der Orts­
verband Uelzen, indem er ein 
Preisausschreiben vorbereitete, 
bei dem vier Fragen aus dem 
THW-Alltag auf einer Postkarte zu 
beantworten waren. Mit fast I 000 
Teilnehmern sowie einer späte­
ren Verlosung wirkt diese Maß­
nahme über den Tag der Nieder­
sachsen hinaus und bietet vor 
allem Adressenmaterial für Jung­
helfer- und Helferwerbeaktionen. 

Bei der Aufzählung der Aktivitä­
ten sollen aber auch einige tech­
nische Hilfeleistungen nicht uner­
wähnt bleiben. So rückten am 
Samstagabend 15 Helfer aus, um 
eine Bühne im Jugendtreffzelt 

Sicher Im RollglIssgurt - das Trachtenmädchen hat keine Angst. 
(Foto: Bormann) 
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Die siegreiche Jugendgruppe aus Stade mit Bergungszugführer Biroth 
(lIoQ). (Fo'o: BormBoo) 

der Jugendfeuerwehr zu reparie­
ren. Am Nachmittag wurde auf 
Ersuchen der Polizei eine Geld­
kassette aus der IImenau gebor­
gen und ein Fahrrad gleich dazu. 
THW - live! 

LandesweUkämpfe der THW­
Jugend Niedersachsen 

Mit besonderer Billigung der 
Veranstalter - der niedersächsi­
schen Landesregierung und der 
Stadt Uelzen - wurden erstmals 
bei einem Tag der Niedersachsen 
die Landeswettkämpfe der THW­
Jugend durchgeführt. 

Pünktlich um 9.00 Uhr eröffne­
te am Samstagmorgen Bürgermei­
ster Froin in Begleitung des Lin­
gener Oberbürgermeisters Kluk­
kert die Wettkämpfe, zu denen 
acht von insgesamt 50 Gruppen 
angetreten waren. Folgende Auf­
gaben mußten bewälJigt werden, 
wobei der Faktor Zeit nur eine 
untergeordnete Rolle spielJe: 
• Bootsregatta auf der IImenau 
(nach Zeit) 
• Bau eines Tonnenstegs 
• Inbetriebnahme der Schmutz-
wasserpumpe und Bewegung 
eines Wasserballs innerhalb 
eines festgelegten Parcours mit 
dem Strahlrohr (nach Zeit) 
• Erste Hilfe - Herstellen der 
stabilen Seitenlage eines Verletz­
ten und Anlegen eines Druckver­
bandes am Unterarm 
• Einordnen einer Karte, M. 
I : 50000, sowie Punktbestim­
mung nach Koordinaten und 
Koordinatenbestimmung nach 
Punkten 
• Hissen der THW-Jugendnagge. 

Hoher Besuch am Mittag 
Mitten in das Wettkampfge­

schehen des zweiten Durchgangs 
am Mittag fiel der Besuch von 
Ministerpräsident Dr. Ernst AI­
brecht. Er zeigte sich vom sicht­
baren Eife. der Jugendlichen 

sehr angetan und ließ sich trotz 
eines dichtgedrängten Besuchs­
programms viel Zeit, um sich aus­
führlich zu informieren. 

Mit Spannung wurde dann am 
Nachmittag die Siegerehrung er­
wartet. Unter dem großen Jubel 
aller Beteiligten erhielt die Ju­
ge nd gruppe Stade aus der Hand 
von Wilfried Burghardt vom Nie­
dersächsischen Innenministerium 
den Pokal des Innenministers als 
erster Sieger überreicht. Ihr folg­
ten Northeim und Uelzen als 
Zweit - und Drittplazierte sowie in 
der weiteren Reihenfolge Nor­
denharn, Lüchow-Dannenberg, 
Hude-Bookholzberg, Cloppenburg 
und Oldenburg. Ihnen allen dank­
ten Landesbeauftragter Eckard 
Leiser und Landesjugendleiter 
Claus Dick-Franke für die Bereit­
schaft zur Teilnahme. Unter Be­
teiligung weiterer Jugendgruppen 
klang das VeranstalJungspro­
gramm am Samstag mit einem 
vielbesuchten Spiel-, Mitmach­
und Aktionstag unter der Gesamt­
verantwortung von Hans-Bernd 
Fuchs aus. 
Fazit 

Die Beteiligung des THW am 
Tag der Niedersachsen hat sich 
sehr bewährt. Auch wenn Spaß, 
Spiel und Freude beim Landes­
fest dominierten, war es doch 
wichtig, der Bevölkerung die hohe 
Motivation der ehrenamtlich wir­
kenden Mitglieder aller Katastro­
phenschutzorganisationen, na­
mentlich des im AllJag weniger in 
Erscheinung tretenden THW, im 
großen Leistungsspektrum der 
Aktiven vor Augen zu führen. Wie 
sagte doch ein Passant angesichts 
des THW-Bereiches zu seinem 
Nachbarn: "Das THW bleibt ja 
Gott sei Dank erhalten." Insofern 
haben auch die Aktivitäten in Uel­
zen 1988 wieder einen kleinen 
Beitrag zu einer positiven Mei­
nungsbjldung geleistet. R.B. 



THW-Oirektor zu Gast 
in Hannover und 

Lehrte 

Hannover. Die Verleihung 
der höchsten THW·Auszeichnung 
und die Einweihung einer neuen 
Unterkunft führten THW·Direktor 
Gerd Jürgen Henkel und Refe· 
ratsleiter THW I Hans·Joachim 
Derra in die niedersächsische 
Landeshauptstadt mit Abstecher 
ins 20 km entfernte Lehrte. 

In der Unterkunft des THW·OV 
Hannover versammelten sich 
hauptamtliche Mitarbeiter und 
ehrenamtliche Führungskräfte 
aus 13 Ortsverbänden der Umge· 
bung - sie repräsentierten im· 
merhin rund 1200 Helfer - , um 
der Auszeichnung von Ortsbeauf· 
tragtem Günther Cyriacks mit 
dem THW·Ehrenzeichen in Gold 
beizuwohnen. Am Vorabend sei· 
nes 60. Geburtstages erfuhr die· 
ser die hohe Ehrung für seine 
35jährige, engagierte Mitarbeit. 
Bereits 1953 hatte Cyriacks als 
junge Helfer am Hollandeinsatz 
teilgenommen und später trotz 
langjähriger Unterkunftsmisere 
dem THW die Treue gehalten. 

Das THW·Helferzeichen in 
Gold mit Kranz erhielt anschlie· 
ßend der Kreisbeauftragte für 
den Landkreis Hannover, Ernst 
Brünig. Für 25· bzw. 20jährige eh· 
renamtliche Mitarbeit im THW 
wurde das Ehepaar Rudolf und 
Doris Heppe mit Urkunden be· 
dacht. 

Im Anschluß an die Ehrungen 
gingen Direktor Henkel und Lan· 
desbeauftragter Leiser auf die ak· 
tuelle Situation des THW nach der 
Veröffentlichung des Bundes· 
rechnungshofgutachtens mit der 
Auflösungsempfehlung ein. Er· 
freut wurde die Mitteilung aufge-

Direktor Henke l (rechts) verliest 
die Verleihungsurkunde für Gün­
ther Cyrtacks. (Foto: Bonnann) 

Führungswechsel in Lehrte: Direktor Henkel (links) verabschiedet Hein­
rich Schaper (rechts) und führt Helmut Mogck in sein neues Amt als 
Ortsbeauftragter ein. (Foto: Bonnann) 

nommen, daß sich die Regie­
rungsparteien zwischenzeitlich 
nachdrücklich zur Existenz des 
THW bekannt und für die Schaf­
fung einer gesetzlichen Grundla­
ge noch in dieser Legislaturperio­
de ausgesprochen haben. 

Beim abendlichen Gespräch 
wurden auch die Alltagssorgen 
der Helfer erörtert - wobei das 
Spektrum vom Bedarf an zusätzli­
chen Führungs- und Transport­
fahrzeugen in einem Großortsver­
band bis zur Wartung und Pflege 
nicht -STAN- gemäßen Gerätes 
reichte. 

Aus Anlaß des 60. Geburtsta­
ges ihres Ortsbeauflragten hatten 
die Hannoveraner Helfer am 
nächsten Morgen zu einem Emp· 
fang eingeladen, zu dem als pro­
minenteste Gäste Oberbürger· 
meister Herbert Schmalstieg und 
Regierungspräsident Gottfried Ja­
kob erschienen waren. 

Mit einem Festakt, eingebun­
den in einen Tag der offenen Tür, 
beging der Ortsverband Lehrte 
die Einweihung seiner neuen Uno 
terkunft. Ab 10.00 Uhr hatten die 
zahlreichen Besucher Gelegen· 
heit, das neue Domizil in Augen· 
schein zu nehmen, sich über den 
Fahrzeug- und Gerätepark zu in­
formieren und Vorführungen, 
z. B. mit der Sauerstofflanze, bei· 
zuwohnen. Die jungen Gäste 
konnten sich bei Schlauchboot­
fahrten auf den Teichen des Ge­
ländes und am Überqueren eines 
Seilhängesteges vergnügen. 

Feierlich ging es dann am 
Nachmittag beim Festakt in der 
geschmückten Kraftfahrzeughalle 
zu. Nach Übergabe eines überdi­
mensionalen blauen Schlüssels 
durch Staatshochbauamtsleiter 
Lothar Pollack hielt THW-Direktor 
Gerd Jürgen Henkel die Festan· 
sprache, in der er seine Freude 
ausdrückte, daß das "Nomaden­
dasein" des Lehrter THW nun 

endlich ein Ende habe. Als "Mo· 
deli zum Appetitholen" für andere 
auf ihre Unterbringung wartenden 
Ortsverbände bezeichnete er 
treffend die wirklich gelungene 
Unterkunft. 

Für den dienstältesten aktiven 
Ortsbeauftragten des THW in Nie­
dersachsen, Dipl.-Ing. Heinrich 
Schaper, war die Einweihung des 
neuen Hauses Höhepunkt seiner 
Laufbahn und Abschied zugleich. 
Nach 27jähriger Ortsbeauftrag· 
tentätigkeit gab der 64jährige sein 
Amt ab. Seine Nachfolge trat Hel· 
mut Mogck an. Stehend und mit 
langanhaltendem Beifall wurde 
Kamerad Schaper von den Gästen 
und der Helferschaft verabschie· 
det. R.B. 

Veranstaltungs­
reigen in Nieder­

sachsen 

Eine Veranstaltung kommt sei­
ten allein - diese Erkenntnis be­
wahrheitete sich am ersten 
Herbstwochenende des Jahres im 
Landesverband Niedersachsen 
auf gravierende Weise. Und da 
gleich fünf Veranstaltungen paral· 
lei liefen, hieß das Motto: Alle 
verfügbaren hauptamtlichen Füh· 
rungskräfte an die Front. 

Leer. THW-Landesbeauftragter 
Eckhard Leiser entschied sich für 
einen Auftritt in seiner ostfriesi­
schen Heimat. Anläßlich der Ein· 
weihung der neuen Ortsverbands· 
Unterkunft in Leer hielt er die 
Festansprache. Sein Redekonzept 
umfaßte drei Schwerpunkte -
Mittelsituation auf dem Liegen­
schaftssektor, das Bundesrech­
nungshofgutachten mit dem kla· 
ren Votum der Regierungspartei· 
en für den Erhalt des THW, und 
schließlich das Verhältnis zwi-

sehen Feuerwehr und THW, das 
in Niedersachsen erfreulicher­
weise von Sachlichkeit geprägt 
ist. Nach dem Festakt, an dem 
neben vielen anderen Gästen die 
Bundestagsabgeordneten Rudolf 
Seiters und Günther Tietjen teil· 
nahmen, wurde die Bevölkerung 
zu einem Tag der offenen Tür 
erwartet, deren Besuch aller­
dings etwas unter der schlechten 
Witterung litt. 

Burgdorf. In Vertretung des 
THW-Landesbeauftragten wohnte 
Hauptsachgebietsleiter Einsatz 
Jochen Rohwedder der 28. Sit­
zung des erweiterten Vorstandes 
der THW-Helfervereinigung Nie­
dersachsen in Burgdorf bei. Die 
Leitung hatte der Landesvorsit· 
zende, MdB Dr. Dietmar Kansy. 
Neben aktuellen internen The­
men bildeten der Bundesrech­
nungshofbericht und das Verhält· 
nis zwischen Feuerwehr und THW 
weitere Diskussionsschwerpunk­
te. Ausführlich wurde auch über 
eine gesetzliche Regelung für das 
Technische Hilfswerk gespro­
chen. 

Peine. Zu einem Lehrgang für 
die Zugführer des Bergungsdien­
stes der THW-Geschäftsführerbe­
reiche Lüneburg, Braunschweig, 
Hildesheim und Göttingen hatte 
Hauptsachgebietsleiter Ausbil· 
dung Ralph Dunger in ein Peiner 
Hotel geladen. Dunger zeigte sich 
enttäuscht über die geringe Teil­
nehmerzahl von 20 Führungskräf· 
ten. Mit Unterstützung der Kolle­
gen Engelke und Riechelmann 
wurden Fragen aus Verwaltung, 
Ausstattung, Ausbildung und Hel­
ferrecht erörtert. Für alle Teil­
nehmer eine sehr informative 
Veranstaltung. 

Osterode. In südlicher Rich­
tung, in den Harz, verschlug es 
den Sachgebietsleiter Öffentlich­
keitsarbeit, Reiner Bormann, an 
diesem ereignisreichen Tag. Um 
9.00 Uhr hatte THW·Ortsbeauf· 
tragter Bernd Oppermann in 
Osterode zu einem kleinen Fest· 
akt an läßlich des 30jährigen Be· 
stehens in die Unterkunft einge· 
laden. Nach der Begrüßung durch 
den Ortsbeauftragten, einer An­
sprache von Sachgebietsleiter 
Bormann und Grußworten der 
Gäste begab man sich auf den 
Marktplatz des Harzstädtchens, 
wo eine Fahrzeug- und Geräte· 
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schau viele interessierte Besu­
cher fand. Der Abend gehörte 
dann mit einem geselligen Bei­
sammensein den Osteroder Hel­
ferinnen und lIelfern mit Angehö­
rigen. 

Hildesheim_ Bereits um 
11.00 Uhr wartete auf Sachge­
bietsleiter Reiner Bormann eine 
weitere Amtshandlung, die er in 
seiner Heimatstadt besonders 
gern vornahm. Im Beisein vieler 
Gäste und der gesamten !lelfer­
schaft wurde Karl-Heinz Mädel of­
fiziell in sein Amt als THW-Orts­
beauftragter der Domstadt einge­
führt. Mädel hat sich in dreißig­
jähriger Zugehörigkeit zum THW 
als einsatzbereiter und erfahre­
ner Helfer erwiesen, dem Bor­
mann .. fachliche Kapazität, per­
sönliche Integrität und menschli­
che Qualität" bescheinigte. Daß 
er für die Stadt Hildesheim zu­
dem ein Mann ihres Vertrauens 
ist, bestätigte Stadtdirektor Hoff­
mann in seinem Grußwort. R.B. 

Gemeinsam an die 
Öffentlichkeit 

Braunschweig. Der Altstadt­
markt in Braunschweig war Ort 
einer gemeinsamen Ausstellung 
der Bundesgrenzschutzabteilung 
Nord 4 und dem THW-OV Braun­
schweig. Anlaß der Ausstellung 
war der .. Informationstag Dritte 
Welt", der auch in Braunschweig 
stattfand. 

Der Ortsverband Braunschweig 
beteiligte sich mit einem Geräte­
kraftwagen, einem Mannschafts­
kraftwagen und einem Führungs­
fahrzeug an der Ausstellung. Es 
wurden Filme über die Arbeit des 
THW gezeigt, zahlreiche Gesprä­
che geführt und Nachwuchswer­
bung betrieben. 

Der Bundesgrenzschutz zeigte 
eine Fahre aus Pontons, einen 
Beleuchtungswagen und einen 
Tri n kwasserau fbe reitu ngswagen, 
mit dem pro Stunde 10000 Liter 
Trinkwasser produziert werden 
können. 

Als besonderer Gast konnte 
auf der Ausstellung der Parlamen­
tarische Staatssekretär beim Bun­
desminister für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Dr. Volkmar 
Köhler, begrüßt werden, der zu­
vor in der Industrie- und Handels­
kammer über Entwicklungshilfe 
gesprochen hatte. T.S. 
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Saarland 

Hohe Auszeichnung 
für Dieter Meyer­

Paysan 

Saarbrücken. Im Rahmen 
des Festaktes zum 30jährigen Be­
stehen des THW-DV Saarbrücken 
entpnichtete Gerd-Jürgen Hen­
kel, Direktor des THW, den bis­
herigen Kreisbeauftragten Dieter 
Meyer-Paysan auf dessen eigenen 
Wunsch. 

In seiner Laudatio ging Direk­
tor Henkel sowohl auf den beruf­
lichen Werdegang wie auch auf 
das Engagement des scheidenden 
Kreisbeauftragten ein. Insbeson­
dere führte Direktor Henkel die 
Leistungen Meyer-Paysans im 
Ausbildungswesen an, das bun­
desweit Bedeutung bekam und 
heute noch seinen Niederschlag 
in Ausbildungsvorschriften findet. 

Meyer-Paysan trat 1955 in das 
THW, OV Darmstadt, ein, wo er 
alsbald Ausbildungsleiter wurde. 
Er führte im Betreuungsbereich 
Süd hessen die Helferprüfung als 
Abschluß der Grundausbildung 
ein. Nach seinem Wohnungs­
wechsel 1958 nach Saarbrücken 
stellte er sich dem neu gegründe­
ten THW-Ortsverband Saarbrük­
ken zur Verfügung und beeinnuß­
te dessen Aufbau entscheidend. 
Von 1976 bis 1981 leitete er den 
Ortsverband als Ortsbeauftragter 
und hatte gleichzeitig das Amt des 
Kreisbeauftragten inne. 

Nachdem Dieter Meyer-Paysan 
neben anderen Auszeichnungen 
1975 das Bundesverdienstkreuz 
am Bande verliehen worden war, 
zeichnete Direktor Henkel den 
scheidenden Kreisbeauftragten 

nun nach mehr als 30jährigem 
Engagement mit dem THW-Ehren­
zeichen in Gold aus. S. 

Für .elne Verd ienste um das THW 
wurde Dleter Meyer-Paysan mit dem 
THW-Ehrenzekbeo in Gold ausge­
zekhnet. 

Baden-Württemberg 

IJ 
Nachruf 

Wir trauern um unseren Ka­
meraden 

Frank Braun 
der durch einen tragischen 
Unfall aus unserer Mitte ge­
rissen wurde. 
Frank war sejt 1985 im THW­
OV Schopfheim tätig. Seit 
Anfang des Jahres unter­
stand ihm die Grundausbil­
dung der Helfer. Er war 
durch seine Kameradschaf1-
Iichkeit und Zuverlässigkeit 
als Gruppenführer bei allen 
sehr beliebt. 
Alle, die ihn kannten, schätz­
ten ihn als unternehmungs­
lustigen und humorvollen 
Kameraden. 
Wir nehmen Abschied in tie­
fer Trauer. 

Trefzer, Ortsbeauf1ragter 
Die Helfer des THW-OV 
Schopfheim 

Die THW-Fahrzeua:.chau aus der Vogelperspektive. (Foto: Schardln) 

Bayern 

tf 
THW-Stützpunkt zum 

Ortsverband 
"befördert " 

Ergolding_ Als ein derzeit äu­
ßerst seltenes Ereignis bezeich­
nete THW-Landesbeauftragter 
Dipl.-Ing. Reiner Vorholz die Er­
hebung eines THW-Stützpunktes 
zu einem Ortsverband. Zu den 
bereits bestehenden Ortsverbän­
den Landshut und Vilsbiburg ge­
seilt sich nun der Ortsverband 
Ergolding. Diese Erhebung, so 
der LandesbeauflIagte, sei nur 
durch die jahrelange unermüdli­
che Arbeit der THW-!lelfer des 
Ergoldinger Stützpunktes, insbe­
sondere aber durch Hermann 
Schwarz, möglich geworden. 

Es gelte deshalb, so Vorholz, 
Hermann Schwarz, den bisheri­
gen Stützpunktlei ter zu ehren, 
der sich schon 1971 mit der Auf­
stellung eines in Ergolding zu sta­
tionierenden Fernmeldezuges be­
faßt habe. Als Dank und Anerken­
nung erhielt Hermann Schwarz 
aus der Hand des Landesbeauf­
tragten das THW-Ehrenzeichen in 
Silber. 

Auch Landrat Ludwig Meyer 
überbrachte dem THW die besten 
Glückwünsche zur Ernennung 
zum selbständigen Ortsverband. 
Er bedankte sich bei allen THW­
Helfern für ihren freiwilligen 
Dienst. 

Meyer betonte, es sei für ihn 
als Leiter des Katastrophenschut­
zes gut zu wissen, daß das THW 
im Landkreis so hervorragend 
ausgebildet sei. Ihm sei bewußt, 
daß niemand diese Organisation 
bezahlen könne, wenn nicht die 
vielen Übungs- und Einsatzstun­
den ehrenamtlich geleistet wür­
den. Er hoffe, daß sich stets 
junge Bürger berei tfanden, beim 
THW mitzuarbeiten. 

Nach Landrat Meyer über­
brachte Kreisbrandrat Georg 
GahT die Glückwünsche der Feu­
erwehren des Landkreises. Gahr 
erklärte, wenn auch manchmal zu 
lesen sei, es bestünde ein Kon­
kurrenzdenken zwischen Feuer­
wehren und THW, so könne er 
versichern, daß dies für den 
Landkreis Landshut nicht gelte. 



Nach den Grußworten verlas . 
der Landesbeauftragte die Urkun­
de für den neuen Ortsverband 
und ernannte gleichzeitig Man­
fred Winner zum Ortsbeauftrag­
ten von Ergolding. Winner sprach 
dann auch das Unterkunftspro­
blem an. Bis jetzt fehle es an 
zweckmäßigen Unterrichts-, Aus­
bildungs- und Aufenthattsräumen. 

L.B. 

Lob für das THW 

Regen. Bundesinnenminister 
Dr. Friedrich Zimmermann staUe­
te dem Regener THW einen Kurz­
besuch ab. Ortsbeauftrag\er AI­
fons Mania hieß den prominenten 
Gast willkommen und informierte 
über die Gegebenheiten des 
Ortsverbandes. 

Der Ortsverband besteht seit 
1974; er hat mittlerweile 60 Hel­
fer und verfügt über einen Ber­
gungszug und eine Fernmeldezen­
trale. Seit mehreren Jahren ver­
fügt der Ortsverband über eine 
geräumige, gut ausgestattete 
eigene Unterkunft . Innenminister 
Zimmermann war sichtlich beein­
druckt von der Leistung der THW­
Helfer und brachte dies in einem 
anschließenden Rundfunkinter­
view auch zum Ausdruck. 

Zu den Gästen der Veranstal­
tung zählten auch MdB Gerda 
Hasselfeldt, MdL Josef Nieder­
mayer und der Regener Bürger­
meister Heinz Wölfl sowie Hans 
Schelzig als Vertreter des THW­
Landesbeauftragten. PNP 

THW hilft Kehlheimer 
Glaskünstlerin 

Kehlheim. Im Rahmen des 
"Glasjahres Ostbayern" wurde 
die Idee der Kehlheimer Glas­
künstlerin Ursula Merker, fünf 
pyramidenförmige Glasschiffe im 
Altmühltal bei Essing schwimmen 
zu lassen, ein voller Erfolg. Ihre 
Aktion "Spiegelndes Altmühltal" 
sollte unter anderem auf die 
schöne Gegend zwischen Kehl ­
heim und Riedenburg aufmerk­
sam machen. 

Der THW-OV Kehlheim unter­
stützte diese Aktion auf Bitten 
des Landratsamtes Kehlheim. 
Der "Stapellaur' des Prototyps 
der Glasschiffe in den Original­
Maßen - 4 m lang, 2,3 m breit, ca. 
280 kg schwer - fiel zur Zufrie­
denheit der Künstlerin aus. Es 
wurden nun fünf dieser gläsernen 
Schiffe mit Lastwagen von Kehl­
heim nach Essing transportiert 
und im Rhein-Main-Donau-Kanal 
zu Wasser gelassen. 

Von der Slip-Stelle aus 
schleppten zwei Arbeitsboote die 
Glas-Pyramiden ca. 2 km strom­
aufwärts, was wegen der denkbar 
schlechten Stromlinienform der 
Objekte fast eine halbe Stunde 
pro Glasboot in Anspruch nahm. 

Die Boote wurden nach dem 
Entwurf der Künstlerin im Kanal 
postiert und so verankert, daß sie 
sich zwar drehen, aber nicht von 
der Stelle bewegen konnten. So 
hatten sie eine faszinierende Wir­
kung auf alle Zuschauer. R.L. 

THW-Pionier hoch 
geehrt 

Weiden. Das THW Weiden fei­
erte seinen Ortsbeauftragten: 
Hans Wieland, seit zwölf Jahren 
an der Spitze des Ortsverbandes, 
empfing aus der Hand von Staats­
minister August Lang das Bundes­
verdienstkreuz am Bande. Für die 
Helfer war das Grund genug, ihm 
bei seiner Rückkehr einen zünfti­
gen Empfang zu bereiten. 

In seiner Laudatio würdigte 
Minister Lang die Verdienste des 
Ortsbeauftragten. Hans Wieland 
ist seit 1962 mit großem Engage­
ment beim THW-OV Weiden tätig. 
Bereits 1970 leitete er in vorbil<f. 
Iicher Weise den Einsatz des THW 
anläßlich der Erdbebenkatastro­
phe in Banja Luka. 1976 übernahm 
er die Leitung des Ortsverbandes 
und wirkt seitdem auch als Kreis­
beauftragter für den Bereich Wei­
denlNeustadt. 1982 gründete Wie­
land einen örtlichen THW-Förder­
verein und ist seitdem dessen I. 
Vorsitzender. 

Zur Feierstunde im Münchner 
Innenministerium, bei der neben 
Minister Lang auch der Vorsitzen­
de der CSU-Landtagsfraktion. 
Alois Glück, der Arntschef des 
Innenministeriums, Ministerialdi­
rektor Dr. Georg Waltner, sowie 
der für den Brand- und Katastro­
phenschutz zuständige Ministe­
rialdirigent Dr. Erich Haniel an­
wesend waren, wurde Hans Wie­
land von einer THW-Delegation 
begleitet. R.M. 

20 000 Liter Öl 
flosse" in den Inn 

Rosenheim/Mühldorf/Bad 
Aibling. Vermutlich weil ihm 
plötzlich Übel wurde, verlor ein 
22jähriger Berufskraftfahrer auf 
der Bundesstraße zwischen Kuf­
stein und Söll die Beherrschung 
über seinen Tanklastzug. Der Lkw 
kam von der Fahrbahn ab und 
stürzte in die in den Inn münden­
de WeiBache. Dabei wurde der 
Tank aufgerissen und rund 20000 
Liter schweres Heizöl flossen in 
die WeiBache. 

Ein Großteil des Öls, so ein 
Sprecher der Landes-Gendarme­
rie-Direktion Innsbruck, habe von 
den Feuerwehren noch in Tirol 
zurückgehalten werden können. 
Das Ausmaß des Schadens an den 
Gewässern lasse sich jedoch vor­
erst nicht erfassen. Etwas später 
wurde der diensthabende Fluß­
meister des Rosenheimer Was­
serwirtschaftsamtes davon unter­
richtet, daß auf dem Inn bei Kie­
fersfelden Öl gesichtet worden 
sei. 

Das THW wurde alarmiert. 60 
THW-Helfer aus Rosenheim, Bad 
Aibling und Miesbach begannen 
unverzüglich mit dem Einbau 
einer Ölsperre auf dem Inn bei 
Nußdorf. Weil aber ein Teil des 
Öls währenddessen schon vorbei­
geflossen war, veranlaßte das 
Landratsamt Rosenheim die Er­
richtung einer weiteren Ölsperre 
bei Wasserburg. 

Ortsbeauftragter Mania (rechts) überreicht Bundesinnenminister Dr. Zim- Innenminister Lang gratuliert Ortsbeauftragtem WIeland zu der boben 
mermann ein Erinnenmgsgeschenk. (Foto: Sauer) Auszeichnung. (Foto: Meiler) 
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Viel körperlicher Einsatz war notwendig, bis die THW·Helrer den Autokran ..berreit_" h"'""'''c:.en'''. ______________ .o:<F.:.o"IO_: B",i..:.n,..:.m"e.:cie""r) 

Oort hatte das TIIW Mühldorf 
unweit des Innwerkes erhebliche 
Mühe beim Aufbau: Eine der 
Schlauchverbllldungen riß, so daß 
der Einbau der Ölsperre erst 
nach Stunden abgeschlossen wer­
den konnte. Acht Stunden nach 
Bekanntwerden des Ölunfalls war 
schließlich auch bei Wasserburg 
ein deutlicher Ölfilm auf dem Inn 
erkennbar. 

Als nach weiteren Stunden 
kein Öl mehr angetrieben wurtle, 
baute das TIIW die erste Ölsper­
re wieder ab, die Wasserburger 
Sperre blieb zunächst bestehen. 
Nach Angaben eines Sprechers 
des Wasserwirtschaftsamtes ist 
über Wasserburg hinaus auf dem 
Inn kein Öl mehr festgestellt wor­
den. 

"Einer trat 
für den anderen ein" 

Mallersdorf. Nach den har 
ten Einsätzen zur Dammverteidi­
gung beim katastrophalen Donau­
hochwasser Im MarI trafen sich 
die Einheiten und Fachdienste 
aus dem Großraum Mallersdorf 
Anfang August erstmals zu einem 
Gedankenaustausch im Einsatz­
zentrum des THW Mallersdorr. 
THW-Ortsbeauftragter Willi Sei­
del stellte den Einsatzeifer der 
THW Helfer heraus und lobte die 
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gute kameradschaftliche Zusam 
menarbeit mit den Kameraden 
der Feuerwehren. des Bayeri 
sehen Roten Kreuzes, der Bun­
deswehr und mit der Bevölke 
rung. 

Die Hochwasseremsätze rund 
um die Uhr, angefangen vom Tag 
des Katastrophenalarms am 
Sonntag, dem 27. MarI, bis Kar 
freitag, dem I. April , hätten bei 
allen Beteiligten ein Klima des 
Miteinander und der gegenseiti 
gen Unterstützung geschaffen, 
das beispielgebend sei, sagte der 
THW -Ortsbea u ftragt e. 

Für die Gemeinde Aholfing 
stattete Bürgermeister Georg 
Wagner den Dank an die lIelfer 
ab. 

Biirgermeh;ter Wagner erin 
nerte an die gefahrvollen Tage 
und skizzierte noch einmal den 
Verlauf der einzelnen Maßnah· 
men, die zum Schutz vor den 
verheerenden Fluten getrOffen 
wurden. 

Als Zeichen der Anerkennung 
und zur Erinnerung an die ge 
meinsam bewältigte "Hochwas 
serkatastrophe MärI 1988" über· 
reichte Bürgermeister Wagner im 
Beisein des gesamten Gemeinde­
rates den Wappenteller der Ge­
meinde Aholfing, um mit dieser 
Geste den Helfern für ihre Lei­
stungen bei den Hochwasserein­
sätzen zu danken. AW. 

Kran ausgegraben 

Dachau. Eine spektakuläre 
Bergung getang dem THW Dachau 
in Zusammenarbeit mit einer 
Münchner Autokran-Firma. Ein 
Kranwagen dieses Unternehmens 
war in Sollern (Landkreis Da­
chau) zum Aufstellen einer Fer­
tiggarage am Vormittag in eine 
Wiese gefahren und dort in kÜrIe­
ster Zeit bis zum Aufsetzen einge­
sunken. Der Boden der Wiese, 
ein ehemal iger Weiher, war für 
den zwar geländegängigen, aber 
rund 50 Tonnen schweren Auto­
kran viel zu weich. Glücklicher­
weise wurden keine Ölleitungen 
oder gar der Dieseltank des Fahr­
zeuges beschädigt, so daß keine 
unmittelbare Gefahr für die Um­
welt bestand. 

Zunächst war guter Rat teuer, 
doch dann benachrichtigte man 
schließlich das THW Dachau. Die 
THW-lIelfer sollten zunächst im 
Falle eines Lecks im Dieseltank 
oder einer Ölleitung zur Stelle 
sein und bei einbrechender Nacht 
die Einsatzstelle ausleuchten. 

Gegen 19.00 Uhr rückten die 
Dachauer mit sechs FahrIeugen 
an und versuchten, wenigstens 
ein weiteres Absinken und da­
durch noch größere Schäden zu 
verhindern. Die THW-Helfer gru-

ben alle vier Stützen des Kranes 
frei. Mit fester, jeweils etwa drei 
Quadratmeter großer Unterlage 
aus starken Holzbohlen, sollte 
der Kran sich auf seinen eigenen 
vier Stützen aus dem Boden he­
ben. Das Holz holte sich das THW 
aus einem nahegelegenen Säge­
werk. 

Und tatsächlich, nach stunden­
langem Ausgraben und Freilegen 
konnte sich der Kran vorsichtig 
und unter lautem Knacken der 
Bohlen hochheben. Jetzt schien 
die zunächst aussichtslos anmu­
tende Bergung machbar zu sein. 
Die acht Räder des Krans wurden 
mit Dachbalken, je drei nebenein­
ander und mit Querstreben ver­
nagelt, unterbaut. Darauf sollte 
der Kran mit Allradantrieb aus 
eigener Kraft rückwärts aus dem 
weichen Boden herausfahren. 

Gegen zwei Uhr morgens war 
es dann soweit, das Warten der 
zahlreichen Anwohner, die die 
ganze Zeit dabeiblieben, sollte 
sich rentieren. Der Kran senkte 
sich vorsichtig auf seine Räder 
und fuhr dann unter lautem Knak­
ken von brechendem Holz in 
einem Zug etwa zweihundert Me· 
ter auf festen Untergrund. Die 
acht Stunden harte Arbeit hatten 
sich gelohnt, und zurück blieben 
"nur" einige Quadratmeter völlig 
verwüsteter Wiese. W.B. 



Wamellens. 

Luftraumübenvachung aus 10000 Metern 
Höhe 

Die Warndienst-Verbindungsführer Corr und Lanwehr 
berichten über einen Tag an Bord eines NATO-Frühwarnflugzeuges 

Als Warndienst-Verbindungs-
führer versehen wir unseren 
Dienst in verbunkerten Anlagen 
der NATO-Luftverteidigung. Un­
sere Aufgabe in diesen Nerven­
zentralen der Luftverteidigung 
besteht darin, Informationen, die 
dort zur Verfügung stehen, für 
Zwecke des Zivilschut2es auszu­
werten. Im Falle einer Bedrohung 
werden von diesen Warndienst­
Verbindungsstellen Warnrnaßnah­
men zum Schutz der Bevölkerung 
eingeleitet. 

Diese Luftverteidigungszentra­
len verfügen über Großraum ra­
dargeräte, die Flugziele erfassen 
und auf Radarkonsolen darstel­
len. Das System wird unterstützt 

durch ein elektronisches Daten­
verarbeitungssystem, das es er­
möglicht, Flugzielinformationen 
mit benachbarten Radarsteilun­
gen auszutauschen. Dadurch 
steht ein großflächiges Luftlage­
bild zur Verfügung. Seit Anfang 
der achtziger Jahre wird dieses 
Datenverbundsystem durch Flug­
zieldaten "niegender RadarsteI­
lungen" wirkungsvoll ergänzt. 

Auch wir als Warndienst-Ver­
bindungs führer nutzen diese Da­
ten, die durch AWACS erfaßt und 
übermittelt werden, auf unseren 
Konsolen. 

Wenn man täglich mit diesen 
Daten arbeitet, macht ein solches 
"niegendes Radarsystem" natür-

lich neugleng. Fragen nach der 
Arbeitsweise, den technischen 
Möglichkeiten, der Zuverlässig­
keit und den Schwierigkeiten 
eines solchen Systems suchten 
nach Antworten. Wir beschlos­
sen, einen Mitnug zu beantragen, 
um diese Fragen vor Ort ZU er­
kunden. Dank tatkräftiger Unter­
stützung durch die 4. Luftwaffen­
division wurde uns diese Möglich­
keit eröffnet. 

Besuch in Geilenkirchen 

Am I. Tag unseres Besuches 
auf der "Main Operating Base" 
Geilenkirchen haben wir Gelegen­
heit, uns mit den personellen und 

technischen Voraussetzungen 
vertraut zu machen, die es er­
möglichen, dieses System zu be­
treiben. Meistens sind zwölf der 
insgesamt 18 Maschinen, die offi­
ziell als NATO E-3 A bezeichnet 
werden, in Geilenkirchen statio­
niert. Die restlichen sechs Ma­
schinen verteilen sich auf Flug­
plätze in Griechenland, Italien, 
Norwegen und der Türkei. 

Schon auf dem Flugplatz geht 
es recht multinational zu. Elf ver­
schiedene Nationalitäten der 
NATO-Mitglieds länder sind hier 
vertreten. Wir lassen diese inter­
nationale Atmosphäre auf uns 
wirken, als wir zu unserem Ziel, 
der örtlichen Flugsicherung, ge-

Die flugzeuge des NATO·Frühwamsystems AWACS (Airbome Wamlng and Control System) sind ein Eckpfeiler der Luftraumüberwachung. (Foto: Griek) 
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hen. Hier werden wir gründlich in 
die Aufgaben und Organisation 
der Flugsicherung eingewiesen. 
Wir erfahren von den unter­
schiedlichen Zuständigkeiten des 
Bezirks-, Bereichs- über den An­
flug- und Landekontrolldienst bis 
hin zum Platzkontrolldienst. 

Nach diesen umfangreichen In­
formationen im Anflug- und 
Landekontrollraum ist erst einmal 
eine Tasse Kaffee notwendig, um 
die Eindrücke zu verarbeiten. Der 
Höhepunkt dieser Einweisung ist 
die BesichJigung des Tower. Von 
hier oben liegt uns das gesamte 
FIvgfeld zu Füßen. Wir beobach­
ten eine E-3 A, wie sie über den 
Taxiway zu ihrer Startposition 
rollt. 

Als sie diese auf der Runway 
erreicht hat, wartet der Pilot auf 
die Startfreigabe durch den Con­
troller auf dem Tower. Nachdem 
der Luftraum nun endlich frei ist, 
erfolgt die Startfreigabe. Die vier 
Pratt & Whitney Triebwerke ent­
wickeln ihre volle Schubkraft und 
beschleunigen die E-3A. 

Es ist ein beeindruckendes Er­
lebnis, als die 145 Tonnen schwe­
re Maschine mit diesem unge­
wöhnlichen Teller auf ihren 
Schultern abhebl und in Richtung 
ihres Einsatzgebietes davonfliegt. 
Mit den Wünschen zu einem gu­
ten Flug verabschiedet sich der 
Tower-Controller. 

Wir denken an unseren Start, 
morgen früh um 8.30 Uhr Ortszeit 
soll unser "Take orr' sein. 

Mission D1M097 nReady to 
Go" 

27. April 1988. Der Tag unseres 
Mitfluges ist angebrochen. Um 
7.00 Uhr finden wir uns im Brie­
fing-Raum der I. StaHel zum Mis­
sion-Briefing ein. Briefings sind 
in der Fliegersprache kurze Be­
sprechungen über den Einsatz, in 
denen alle Einzelheiten der be­
treffenden Miss ion angesprochen 
werden. 

Der Meteorologe verspricht 
uns gutes Wetter während des 
Fluges. Nachdem der taktisch 
führende Offizier die Aufgaben 
dieses Tages erläutert hat, wer­
den die Uhren verglichen. Der 
Pilot gibt noch besondere Anwei­
sungen bei Luftnotfallen und nun 
sind wir bereit, mit dem Zubrin­
gerbus zum Flugfeld zu fahren. 
Mission 0 I M097 ready to goi 
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ZwöH AWAes in einer Reihe 

10 Minuten später erreicht der 
Bus den Abslellplatz für die Ma­
schinen. Uns bietet sich ein gran­
dioser Anblick. Da slehen sie, 
zwölf AWACS in einer Reihe! So 
etwas haben wir noch nie ge­
sehen. 

Wie zum Appell aufgestellt, 
stehen vor uns die Boeing 707's, 
ganz in grau lackiert; mit der gro­
ßen pilzförmigen Antenne wirken 
diese Vögel auf uns wie Kulissen 
aus einem Seience-fiction-Film. 

Der Bus hält. Das ist sie! M 
00451 - unser Flugzeug. 47 Meter 
ist es lang und hat eine Spannwei­
te von 45 Metern: Das Seitenleit­
werk ragt mit seiner Spitze gut 
13 Meter in den Himmel. Am auf­
falligsten jedoch ist die Radaran­
tenne. Sie hat etwa neun Meter 
Durchmesser und Ihront drei Me­
Ier über dem Rumpf. In der Tat, 
diese Maschine ist eine fliegende 
Meisterleistung der Ingenieure. 

Wir sind die ersten, die den 
Zubringerbus verlassen und stei­
gen die Treppe zur Eingangstür 
hinauf. Die Sonne scheint, es 
wird ein guter Tag. 

Der Innenraum der Maschine 
ist in gedämpftes, diHuses Licht 
getaucht. Links neben der Ein­
gangstür sehen wir das Cockpit, 
ein Techniker beendet seine letz­
ten Überprüfungen. Wohin müs­
sen wir gehen? Ach ja, uns waren 
beim Mission-Briefing die Sitze 
Nr. 34 und 37 zugeteilt worden. 
Wir gehen an verschiedenen Ra­
darkonsolen vorbei und etwa in 
der Mitte des Flugzeuges finden 
wir unseren Sitz. Sehr bequem! 

Nun haben wir Zeit, uns ein 
wenig umzusehen, bis zum Start 
werden noch gut I ~ Stunden ver­
gehen. Es dauert eben seine Zeit, 
bis zwölf AWACS-Flugzeuge in ihr 
Element steigen können. 

Soldoten aller NATO-Staaten 

Die Besatzung ist mittlerweile 
auch vollzählig eingetroffen. Das 
Cockpit ist mit vier Crewmitglie­
dern besetzt. Zwei Piloten, ein 
Navigator und ein Flugingenieur 
sind für das Fliegerische verant­
wortlich. 

Die taktische Besatzung, die 
eigentlichen Radarspezialisten, 
besteht aus 13 Soldaten. Die 
I. Staffel setzt sich aus etwa 
einem Drittel deutschen Soldaten 
und zwei Drittel amerikanischen 

Soldaten zusammen. Der NATO­
Gedanke wird allein aus der Zu­
sammensetzung der Mannschaft 
offensichtlich. In den drei 
AWACS-S taHeln verrichten Solda­
ten fast aller NATO-Staaten ihren 
Dienst. 

Die Zeit bis zum Start verbringt 
die Crew mit Ausfüllen von Listen 
und Log-Büchern. Auch hier isl 
die "Schriftlichkeit der Verwal­
lung" maßgebend. 

Sehr sorgfaltig werden die 
Sauerstoffgeräte überprüft, die 
überall im Innenraum angebracht 
sind. Diese Atemgeräte werden 
zur Lebensversicherung, wenn 
der Druck der Kabine abfallen 
sollte. Ein amerikanischer Offi­
zier, der mein Atemgerät über­
prüft, klopft mir auf die Schulter 
und sagt: "Vou will live! Du wirst 
überleben!" Welch ein Trost! 

Der Pilot meldet sich über die 
Bordsprechanlage. Er kündigt 
eine "Rapid Decompression Exer­
eise" während des Fluges an und 
erläutert die dafür vorgesehenen 
akustischen Signale. Diese Übung 
soll die TäJigkeiten der Besatzung 
bei Druckabfall schulen. Das Si­
gnal "Bail Out, Absprung", wird 
nur kurz angesprochen - FaH­
schirme werden zur Zeit nicht 
ausgegebenl 

9 Std. 30 Minuten über 
Süddeutschland 

Es ist 8.30 Uhr. Startzeit! Der 
Pilot beschleunigt das Flugzeug. 
Nach kurzer Zeit weist ein Ruck 
darauf hin, daß wir abgehoben 
haben. Steil steigt die Maschine 
in den Himmel. Nach etwa 20 Mi­
nuten haben wir unsere Einsatz­
höhe erreicht, wir dürfen die Si­
cherheitsgurte lösen. Wir be­
schließen, die Maschine zu er­
kunden. Wo fangt man am besten 
an? Vorne natürlich, im Cockpit. 

Hier haben wir einen imposan­
ten Blick nach außen. Ansonsten 
gib I es kaum Möglichkeiten, die 
Außenwelt zu betrachten. Im hin­
teren Teil der AWACS stehen nur 
vier bierdeckelgroße Scheiben 
für Ausblicke zur Verfügung und 
die sind dazu noch vergittert, um 
aus dem Rumpf einen Faradey­
sehen Käfig zu machen. Hier vor­
ne jedoch hai man gute Sicht. Die 
Sonne scheint mit gleißender 
Helligkeit. Unter uns sehe ich 
mächtige Wolken, wie aus Watte 
geformt. Der Navigator erklärt 
uns unsere Flugroute. Wir wer-

den 9 Std. 30 Minuten in der Luft 
sein. 

Unser Einsatzgebiet ist ein 
Oval im südlichen Deulschland. 
Der Navigator hat aHes auf seiner 
Fliegerkarle eingelragen. Stolz 
erklärt er uns seine Navigations­
geräte. Neben verschiedenen 
Trägheitsnavigationsgeräten ver­
fügl die Maschine über ein lei­
stungsfahiges Wetterradar. Sogar 
eine Sextantenstation ist an·Bord. 
"Wird bei Transatlantikflügen 
noch benutzt", erklärt der Naviga­
tor. Ein Blick auf die Fluginstru­
mente zeigt uns: Wir fliegen in 
fast 10000 Metern Höhe mit einer 
Geschwindigkeit von 380 Knoten. 

Unser nächster Anlaufpunkt ist 
der Radio Operator, der Funk­
platz. Hier werden alle Fernmel­
deverbindungen hergestellt, die 
notwendig sind, um den Auftrag 
zu erfüHen. Von der Kurzwelle bis 
in die höchsten Frequenzen kann 
fast das gesamte WeHenspektrum 
abgedeckt werden! 

Aber es gibt mehr zu sehen. 
Hinter den Funkern treHen wir 
den Computerspezialisten. Er ist 
damit beschäftigt, ein Datenband 
auszuwechseln. "Hier wird aHes 
aufgezeichnet", erklärt er uns. 
Der Computer ist gewissermaßen 
das Nervenzentrum dieser flie ­
genden Frühwarnslation. "Ohne 
uns geht gar nichts", strahlt uns 
der Techniker an. 

Wir woHen gerade noch einige 
Fragen stellen, da ertönt aus den 
Bordlautsprechern das Signal 
"Druckabfall". Wir erinnern uns 
an die Anweisungen der Piloten. 
Zurück zum Sitz und anschnallen. 
Gott sei Dank, dieses ist nur eine 
Übung! Nachdem Entwarnung ge­
geben wird, sind wir auf dem Weg 
zur Middle Section, der mittleren 
SekJion, wo die Radarkonsolen 
stehen. 

Der Wamdienst ist mit AWAes 
verbunden 

An neun Konsolen wird hier 
die Luftraumüberwachung sicher­
gesteHt. Weiterhin ist es von hier 
möglich, eigene Flugzeuge per 
Funk an Angreifer zu führen, um 
diese zurückzudrängen oder zu 
bekämpfen. 

Ein deutscher Offizier läßt uns 
an seiner Konsole Platz nehmen 
und erklärt uns deren Grundfunk­
tionen. Die DarsteHung auf der 
Konsole ist so, als ob man einen 
Schulatlas öffnet. Ganz Europa 



tut sich vor einem auf. Das Radar­
bi ld bewegt sich nicht, alle Flug­
zeugbewegungen werden vom 
Rechner kompensiert. 

In grüner Grafik erscheinen 
die Radarinformationen. Die 
Landkarte ist übersät mit kleinen 
Pünktchen. Jeder Punkt kenn­
zeichnet die Position eines Flug­
zeuges. Sehe ich nicht da ein 
Flugzeug in Südfrankreich? Und 
was ist mit dem Flieger über Lon­
don? Mal sehen, was über der 
Adria fliegt! Die Auffassung des 
Radars ist einfach unglaublich! 

Der Offizier erklärt, daß alle 
Daten mit dem Boden ausge­
tauscht werden. Über die Luft­
waffenkampfführungszentralen ist 
also auch der Warndienst direkt 
mit AWACS verbunden und kann 
an dem immensen Datenangebot 
teilhaben! Nur mit Schwierig­
keiten können wir uns von der 
Konsole lösen, aber da ist ja noch 
der Radartechniker. Ein amerika­
nischer Unteroffizier zeigt uns 
mit Stolz sein "Baby". Es fallt auf, 
daß keine Hohlleiter zu sehen 
sind, die durch die Kabinendecke 
zur Antenne führen. Auf unsere 
diesbezügliche Frage fängt der 
Amerikaner unverdrossen an, auf 
gut vier Meter Länge die Kabinen­
verkleidung zu demontieren, um 
uns seine Hohlleiter zu zeigen. So 
genau wollten wir es nun doch 
nicht wissen! 

Uns knurrt der Magen. Fragen 
macht hungrig. Wie gut, daß die 
kleine Küche gleich hinter dem 
Arbeitsplatz des Technikers zu 
finden ist. Hier sind auch unsere 
Lunch-Pakete verstaut worden. 
Mal sehen, was es gibt. Schnitzel, 
Karottenstäbchen, Roastbeef­
Sandwich, Cola - nicht schlecht! 

Ein groBer Tag geht zu Ende 

Die Zeit vergeht buchstäblich 
wie im Fluge. Wir stehen kurz vor 
der Landung. Schade, daß dieser 
großartige Tag zu Ende geht. Aber 
noch ein Bonbon hat der Pilot für 
uns. Bevor endgültig gelandet 
wird, erleben wir noch ein Touch­
and-Go-Manöver. Die Maschine 
startet nach kurzer Bodenberüh­
rung durch und geht ,vieder in 
den Steig flug. So etwas erlebt 
man nur bei AWACS. 

Ehemaliger 
Warnamtsleiter 
verstorben 

Nur wenige Monate vor seinem 
80. Geburtstag verstarb der frü­
here Leiter des Warnamtes 11, 
Bassum, Gerhart Mehnert. Der 
gebürtige Berliner trat 1959 als 
technischer Angestellter in den 
Bundesdienst ein. Nach Referen­
tentätigkeiten im damaligen Bun­
desamt für zivilen Bevölkerungs­
schutz (BzB) übernahm er 1964 

. die Aufgaben des Leiters des 
Warnamtes 11. Aus dieser Funk­
tion ~rat er im Oktober 1973 als 
Verwaltungsoberrat in den wohl­
verdienten Ruhestand. 

Aufmerksamkeit. Dazu trug u. a. 
der Aufbau einer funktionsfiihigen 
Warndienst-Meßstelie am Infor­
mationsstand bei. 

An dieser Meßstelie konnte 
die entsprechende Technik erläu­
tert werden; in regelmäßigen Ab­
ständen wurden Abfragen demon­
striert und die aktuellen Ver-

• 

strahlungswerte dem Bürger 
halbstündlich durch Aushang be­
kanntgegeben. 

Die kooperative Zusammenar­
beit mit dem BVS, eine Besucher­
zahl von fast zweieinhalb tausend 
Bürgern und das - zumindest zeit­
weise - sonnige Wetter trugen 
zum Erfolg der Veranstaltung bei. 

Gerhard Mehnert hatte we­
sentlichen Antei l am Ausbau des 
Warndienstes im Bereich seines 
Warngebietes, das das Land Bre­
men und den westlichen Teil Nie­
dersachsens umfaßt. Die Arbeit 
und die Leistung von Gerhart 

Der leiter des Wamamtes V, Dipl.-Ing. Volker Helbig, bel der Funkttonsbe­
schre ibung der WD-Meßstation. (Foto: Jansen) 

Mehnert zum Schutz der Bevölke-
rung werden auch weiterhin im W d" th lfe 
Zivilschutzsystem der Bundesre- - arn lens e r 
publik Deutschland ihre Auswir- übten 
kungen behalten. Gedankenaustausch 

Gerhart Meh~ert t 

Warndienst stellte 
sich vor 

Düren. Im Rahmen eines Sicher­
heitswettbewerbs des BVS in der 
Fußgängerzone der Stadt Düren, 
hat das Warnamt V die Gelegen­
heit genutzt, der Bevölkerung die 
Aufgaben eines Warnamtes nach 
dem Zivilschutzgesetz und der 
Strahlenschutzverordnung näher­
zubringen. 

Insbesondere die Aufgabe des 

Weingarten. Rainer Schrie­
der, Auswerteleiter der Warn­
dienstieitmeßstelie in Weingar­
ten, wurde für seine 20jährige 
ehrenamtliche Mitarbeit im Warn­
dienst von Regierungsdirektor 
Grünewald mit der Ehrennadel in 
Gold und einer Ehrenurkunde 
ausgezeichnet. 

Grünewald, der diese Ehrung 
im Auftrag des Präsidenten des 
Bundesamtes für Zivilschutz vor­
nahm, würdigte Rainer Schrieder 
als einen zuverlässigen und fleißi­
gen Mitarbeiter. 

Die Ehrung fand im Rahmen 
eines Helfertages statt, zu dem 

sich die Angehörigen der WD­
Leitmeßstelie 82 in Mosbach mit 
ihren Kollegen aus Weingarten in 
der Weingartener Leitmeßstelie 
trafen. 

Werner Voß, Leiter des Warn­
amtes VIII in Rottenburg, hieß zu 
diesem Treffen zahlreiche Gäste 
aus den Katastrophenschutz­
organisationen und der Stadtver­
waltung Weingarten willkommen. 
Dabei nutzte er die Gelegenheit, 
dem Leiter der WD-Leitmeßstel­
le 84, Hans Baur, sowie allen zu­
gehörigen Helfern für die hervor­
ragende Organisation der gesam­
ten Veranstaltung zu danken. 

Er wies besonders darauf hin, 
daß neben den gemeinsamen 
Warndienstübungen gerade sol­
che Helfertage dazu geeignet sei­
en, den für die Arbeit wichtigen 
Kontakt der Warndiensthelfer un­
tereinander zu vertiefen. 

Warndienstes gemäß der Strah- Regierungsdirektor Grünewald (rechts) zeichnet Auswerteleiter Schrieder 
lenschutzverordnung fand große mit der Ehrennadel in Gold aus. (Foto: Raur) 
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1 Deuuches Rlees Kreul + 1 
Rotes Kreuz 

leistet Überlebenshilfe im Sudan 

Die Überschwemmungen im Sudan machten Hunderttausende von tlücht· 
Iingen obdachlos. 

Nach deo sintOutartigen Re­
genfallen am 4. August 1988 hat 
sich die Lage in Khartum etwas 
entspannt. Der anhaltende Regen 
in Äthiopien und im Südsudan 
führt beim Blauen und Weißen Nil 
jedoch weiter zu Hochwasser und 
Überschwemmungen. Dies ist be­
sonders in Khartum beim Zu sam­
menfluß des Nils und nördlich 
der Hauptstadt der Fall. In der 
Drei-Städte-Hauptstadt (Khartum! 
OmdurmanlKhartum-Nord) mit 
vier bis fünf Millionen Einwoh­
nern leben ca. eine Million Men­
schen, die überwiegend aus Kon­
niktregionen des Landes kommen 
und bereits seit geraumer Zeit 
am Rande der Stadt ohne Infra­
struktur siedeln. Die vielfältigen 
Probleme, die sich aus der An­
siedlung von Hunderttausenden 
dieser Heimatlosen für die 

, 

Hauptstadt und den Sudan insge­
samt ergeben, waren schon vor 
den Überschwemmungen eine 
schleichende und sich ständig 
weiterentwickelnde Katastrophe. 
Die Überschwemmungen mach­
ten die Notlage dieser Bevölke­
rungsschicht nun öffentlich be­
kannt. Die Heimatlosen in der 
Hauptstadt verloren weitgehend 
ihre Unterkünfte und sind ständig 
der Seuchengefahr ausgesetzt. 

Der Rote Halbmond im Sudan 
hat sich mit Unterstützung der 
Liga der Rotkreuz- und Rothalb­
mondgesellschaften dieses be­
sonders gefährdeten Personen­
kreises angenommen und verteilt 
Zelte, Plastikfolien und Decken. 
Darüber hinaus entstanden 25 
Gesundheitsstationen in Zelten, 
die mit Ärzten aus staatlichen 
Krankenhäusern und von der ört-

-
Die Helfer des Roten Halbmonde. übernehmen die Verteilung der Hilrs­
güler. 
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lichen Ärztevereinigung personell 
besetzt werden (tägliche Pflicht­
stunden) . Hinzu kommen Helfer 
des Roten Halbmondes, die Kon­
zentrate für Salzlösungen zur 
Durchfallbekämpfung verteilen, 
die Anwendung der Lösungen den 
Müttern erklären, Wunden pfle­
gen und verbinden, sowie Hilfs­
dienste verschiedenster Art in 
den Stationen leisten. Die häufig­
sten in den Gesundheitsstationen 
festgestellten Erkrankungen sind 
Durchfall, Malaria und Masern, 
hinzu kommen viele Verletzungen 
an den Beinen derjenigen Men­
schen, die meist barfuß durch 
das knöcheltiefe oder auch etwas 
tiefere Wasser laufen und auf 
scharfe Gegenstände treten. 

Die Wasserversorgung wird ge­
genwärtig vom Roten Halbmond in 
Zusammenarbeit mit dem Schwei­
zer Katastrophenhilfecorps ver­
bessert; Brunnen werden ge­
bohrt. Das DRK hat mit Zuladun­
gen auf zwei Hilfsflüge Folienma-

'DRK-Hilfe für 
Hurrikan-Opfer in 
Mexiko 

Der Hurrikan "Gilbert", der 
mehrere Länder der Karibik und 
das texanisehe Festland in den 
Vereinigten Staaten zu weiten 
Teilen verwüstet hat, richtete 
auch in Mexiko und der Halbinsel 
Yucatan schwere Schäden an. Für 
Zehntausende von Obdachlosen 
leistete das Deutsche Rote Kreuz 
(DRK) eine weitere Soforthilfe. 
Vier Tonnen leichte Herren-, Da­
men- und Kinderoberbekleidung 
im Gesamtwert von rund 20000 
DM wurden nach Mexiko geflo­
gen. Noch besteht kein Gesamt­
überblick über die auf der mexi­
kanischen Halbinsel Yucatan 
durch den Hurrikan angerichteten 
Schäden. Das Mexikanische Rote 
Kreuz hat bereits weiteren Bedarf 

te rial in den Sudan geliefert, das 
als Regen- und Staubschutz bzw. 
als Unterkunftsmaterial bei den 
Überschwemmungsopfern Ver­
wendung findet. 

Dringend benötigt werden 
Fahrzeuge zur Aufrechterhaltung 
der Hilfsstruktur unserer Schwe­
stergesellschaft. Der Rote Halb­
mond möchte nach den zur Zeit 
laufenden Überlebenshilfen seine 
Katastrophenschutzstruktur aus­
bauen und die Wasserversorgung 
von bis zu 400000 Heimatlosen 
der Hauptstadt übernehmen, bis 
die Regierung Strukturhilfen für 
diesen Personenkreis geschaffen 
hat. 

Um die angelaufenen Hilfs­
maßnahmen fortsetzen zu kön­
nen, bittet das DRK die Bevölke­
rung der Bundesrepublik 
Deutschland um Spenden auf das 
Sonderkonto 414141, Kennwort 
"Sudan" bei allen Banken und 
Sparkassen sowie beim Postgiro­
amt Köln. 

an Hilfsgütern für die Betroffe­
nen gemeldet. So werden unter 
anderem dringend Küchensets, 
Decken, Notbeleuchtungen und 
Generatoren, da unter anderem 
das Elektrizitätssystem zusam­
mengebrochen ist, benötigt. 

Die Kleiderhilfe des DRK für 
Mexiko ist die zweite Hilfsliefe­
rung für ein von dem Hurrikan 
"Gilbert" betroffenes Land. Vor­
her waren bereits 5 000 Decken 
auf die bislang am schwersten 
betroffene Karibik-Insel Jamaika 
geflogen worden. Auch aus der 
Dominikanischen Republik und 
Haiti sowie aus Honduras liegen 
dem DRK Hilfsanfragen vor. 

Für die dringend benötigte 
Fortsetzung seiner Hilfsmaßnah­
men bittet das DRK die Bevölke­
rung um Spenden auf das Sonder­
konto 41 41 41, Kennwort "Wir­
belsturm Gilbert" bei allen Ban­
ken und Sparkassen sowie beim 
Postgiroamt Köln. 



Sowjetische Delegation zu Gast beim DRK 
Eine Delegation der Allianz der 

Gesellschaflen des Roten Kreu­
zes und Roten Halbmondes der 
Sowjetunion hielt sich zu einem 
Freundschaftsbesuch vom 7. bis 
11. September in der Bundesre­
publik Deutschland auf. 

Geleitet wurde die Delegaiion 
vom Präsidenten des Exekutiv-Ko­
mitees der Allianz, Dr. Dimitry D. 
Venedictov. In seiner Begleitung 
befanden sich der Präsident des 
Zentralkomitees der Ukraine, Dr. 
Ivan Ussitschenko, die Leiterin 
des Suchdienstes, Frau Valentina 
Fatiukhina, und der Referatsleiter 
für Auswärtige Beziehungen, Ale­
xey Gartinsky. 

Die Delegation hielt sich zu 
Informationsgesprächen im DRK-

Generalsekretariat auf und be­
sichtigte den Hilfszug des Deut­
schen Roten Kreuzes. Weiterhin 
standen eine Einladung in die So­
wjetische Botschaft für die Dele­
gierten aus der Sowjetunion und 
ihre Gastgeber vom Deutschen 
Roten Kreuz auf dem Programm, 
der Besuch des Blutspendedien­
stes in Bad Kreuznach, die Be­
sichtigung des DRK-!.andesver­
bandes Saarland in Saarbrücken, 
der DRK-Rettungsleitstelle in 
Winterberg und des DRK-Kran­
kenhauses in Saarlouis. 

Weit~re Besuche und Gesprä­
che, die in freundschaftlicher 
Atmosphäre geführt wurden, er­
gänzten das Programm. 

Margitta Zimmermann 

Botho Prinz zu Sayn-WiUgenstein, Präsident des Deutschen Roten Kreuzes, 
überreicht dem Präsidenten des Exekutiv-Komitees ·der Allianz der Gesell­
schaften vom Rolen Kreuz und Roten Halbmond, Dr. Dimitry D. Venedictov, 
das Ehrenzeichen des DRK für besondere Verdienste um das Deutsche Rote 
Kreuz. (Fotos: Zimmermann) 

Frau Valentina Fatiukhina, Leiterin des Suchdienstes; Dr. Christi~n Kergel, SIelIv. 
Generalsekretär des DRKj Dr. Dimltry D. Venedictov, Präsident des Exekutiv-Komitees der Allianz der Gesellschaften vom Roten Rreuz und Roten 
Halbmond; Botho Prinz zu Say-Wittgenstein, Präsident des DRKj Dr. Ivan Ussitschenko, Präsident des Zentralkomitees der Ukraine; Bemd Hoffmann, 
AbteilungsleIter im DRKj Michael Naumann, Mitarbeiter des DRK-Suchdienstes; AJexey Gartinsky, Rereratsleiter für Auswärtige Beziehungen. 

Gemeinsames 
Hilfsprogramm für 
die Obdachlosen in 
Bangladesh 

Zur Unterstützung des Roten 
Halbmondes in Bangladesh, der 
eine Million von. insgesamt 25 Mil­
lionen Obdachlosen nach der 
Überschwemmungskatastrophe 
versorgt, habe~ die Europäische 
Gemeinschaft, das Auswärtige 
Amt, das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und das Deutsche Rote Kreuz 
(DRK) ein gemeinsames Sofort-

hilfeprogramm aufgelegt. Ein 
DRK-Sprecher sagte in Bonn, das 
Programm umfasse die Beschaf­
fung und den Transport von I 800 
Tonnen Reis, 225 Tonnen Linsen 
und 60000 Kleidungsstücken samt 
der Transportkosten in Höhe von 
insgesamt 1,5 Millionen Mark. 

Auch die Liga der Rotkreuz­
und Rothalbmondgesellschaften 
unterstützt die SChwestergesell­
schaft in Bangladesh mit zehn 
Millionen Schweizer Franken, da­
mit deren Hilfsaktion in 17 Di­
strikten ausgeweitet werden 
kann. Nach Informationen des 
Roten Halbmonds in. Dhaka sind 
von den Überschwemmungen, 

den schwersten seit Menschen­
gedenken, 24 Millionen Menschen 
in 41 Distrikten betroffen. Eine 
halbe Million Häuser seien völlig 
zerstört worden, etwa 1,5 Millio­
nen Gebäude hätten schwere 
Schäden davongetragen. Riesige 
Anbauflächen stünden unter Was­
ser, es drohen große Erntever­
luste. 

Der DRK-Delegierte in Dhaka, 
Michael Schulz, steht in dauern­
dem Kontakt zum Roten Kreuz in 
Bonn und bestätigte inzwischen 
den dringenden Bedarf an Hilfe 
aus den Ausland. Sie soll in das 
bereits existierende Programm 
des Roten Halbmondes und sei­
ner Verte ilungsstruktur eingebaut 

werden, die sich schon bei der 
Flutkatastrophe im vergangenen 
Jahr bewährt hat. Während sich 
Michael Schulz in der Hauptstadt 
von Bangladesh um die Koordinie­
rung der dort eingehenden Hilfs­
güter kümmert , wird ein weiterer 
DRK-Delegierter die Helfer des 
Roten Halbmondes im !.andesin­
nern unterstützen. 

Um die eingeleiteten Hilfs­
maßnahmen fortsetzen zu kön­
nen, bittet das DRK die Bevölke­
rung um Spenden auf das Sonder­
konto 41 41 41, Kennwort "Bangla­
desh" bei allen Banken und Spar­
kassen sowie beim Postgiroamt 
Köln. 
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 
Rechtzeitig zur Berl iner Feier: 

Die große lOO-Jahr-Chronik des ASB 
von Wilhelm Müller 

Das Jahr 1988 ist für den Arbei ­
terSamanter Bund ein Jubi­
läumsjahr. Hundert Jahre ist es 
her, daß sich in Berlin sechs 
Zimmerleute zusammengetan ha­
ben und den ersten lirste-Hilre­
Kurs mit praktischen Übungen or­
ganisierten. Seitdem hat sich 
sehr viel verändert, und der ASB 
ist äußerlich kaum wiederzuer­
kennen. Aus einer losen Gemein­
schaft, die oft Mühe hatte, einen 
Versammlungsraum zu finden, ist 
eine große Organisation gewor­
den, mit Rettungswachen, So­
zialstationen, Pflegeheimen und 
Spezialrahrzeugen aller Art. Mo­
derne Geräte und neue Methoden 
beherrschen das Bild. Kaum 
einer erinnert sich mehr an die 
Zwischensturen und Fortschritte 
vergangener Zeiten, die den ASB 
aur den heutigen Stand gebracht 
haben. Doch das Jubiläum wäre 
unvollständig ohne einen Rück­
blick aur die eigene Vergangen­
heit. Diese Lücke hat Wilhelm 
Müller, Bundesgeschärtsführer 
des ASB, mil seiner umrassenden 
100-JahrChronik geschlossen. 
Nach mehreren Vorsturen -
einem Buch über die Samariter in 
Köln 1985 und der Kleinen ASB­
Chronik 1986 - hat Müller jetzt die 
bewegte Geschichte des ASB seit 
den Anfangen ausführlich darge­
stellt. 

Das Buch ist alles andere als 
ein unzugangliches Geschichts­
werk. Mil verständlichen Texten 
ist es rur einen großen Leser­
kreis geschrieben. Die Chronik 
ist so gestaltet, daß man zu dem 
Storr schnell Zugang erhält: Je­
weils zu einem bestimmten Jahr 
stehen mehrere kleinere Artikel, 
illustriert durch Bilder, Statisti­
ken oder alte Dokumente. Daher 
eignet sich die Chronik gleicher­
maßen als Nachschlagewerk wie 
als Lesebuch: Es ist eine illu­
strierte Geschichte des Arbeiter­
Samanter-Wesens. 

Die Chronik ist das Ergebnis 
rast zwanzigjährigen Sammelns 
und Forschens. Noch Mitte der 
60er Jahre existierte so gut wie 
kein geordnetes Archivmaterial 
über die Geschichte des ASB. 
Wilhelm Müller, der 1974 das Amt 
des Bundesgeschäftsführers 
übernahm, setzte sich dafür ein, 
daß die vorhandenen Bestände an 
Bildern, Akten und Zeitschriften 
gesichtet wurden. Man begann, 
Archive in der Bundesrepublik 
und in der DDR anzuschreiben 
und Dokumente, die den ASB be­
trerren, auszuwerten. Obwohl der 
Schwerpunkt des ASB in der Vor­
kriegszeit in Mitteldeutschland 
lag, besitzt die DDR nicht soviel 
Material wie der ASB in der Bun­
desrepublik heute. Auch Zeitzeu 

gen wurden intensiv berragt. Aus 
der Mitgliederkartei des ASB 
suchte man 287 Mitglieder her­
aus, die schon vor 1933 aktiv wa­
ren, und zeichnete ihre Erinne­
rungen über die ASB-Ve]gangen­
heit aur. 

Für die 100-Jahr-Chronik hat 
Wilhelm MüUer die verschieden­
sten Quellen verwertet. Neben 
den Akten der Bundesleitung, die 
wie durch ein Wunder heute noch 
erhalten sind, hat er Protokolle 
von Sitzungen, Rundschreiben, 
Festschriften der Ortsverbände 
und die seit 1910 bestehende Mit­
gliederzeitung benutzt. Fünr Jahr­
gänge der Zeitschrift, von 1920 
bis 1925, wurden nur dadurch 
wieder verfügbar, daß ein alter 
Samariter sie aur dem Dachboden 

Wilhelm Müller 

rw ~in~m IJnfall 
fine a an ... 
lUustrierte Geschichte des 
Arbeiter-Samariter-Bundes 

Wirtschaftsverlall GmbH 

rand und der Bundeszentrale 
übergab. Das über die Jahre an­
gelegte Bildarchiv umraßt heute 
annähernd 10000 Fotos, von de­
nen etwa I 000 in die Chronik 
eingearbeitet sind. Oft war es 
schwierig, die Bilder zu datieren, 
wenn sie keinerlei Aurschrift oder 
Jahreszahlen trugen. Dann muß­
ten die Fotos anhand von Details 
wie Häusern oder Kleidungsstük­
ken identifiziert werden. 

Die weitreichenden Forschun­
gen waren nur möglich durch die 
Mitarbeit von engagierten Samari­
tern in den Ortsverbänden. Diese 
gingen in die kleinen Archive und 
Bibliotheken, werteten die Lokal­
zeitungen aus und beschallten 
der Bundeszentrale weiteres Ma­
terial. Die von Wilhelm Müller ins 
Leben gerurene Forschungsaktion 
hat vielen lIelrern in den Ortsver­
bänden neues Interesse an der 
Geschichte des ASB vermittelt. 

In der Chronik ist in 850 Ein­
zelartikeln alles verwertet, was 
für denen ASB von Bedeutung 
war. Jede Entwicklung, jedes Er­
eignis ist dann angesprochen, als 
es zum ersten Mal im ASB au ft rat. 
Die Chronik versucht aber auch, 
die Regionen im ASB gleichmäßig 
zu berücksichtigen. Schließlich 
stehen die ASB-Ereignisse nicht 
losgelöst von der allgemeinen Ge­
schichte da, sondern sind durch 
Hinweise aur das Umreld, aur Ar­
beiterkultur und Politik ergänzt. 
Wichtige Ereignisse der deut­
schen Geschichte, die auch die 
Entraltung des ASB maßgeblich 
bestimmt haben, sind aurgeführt. 
Die 100-Jahr-Chronik des ASB ver­
sucht, mehr zu sein als ein Ver­
einsregister mit Namen und Jah­
reszahlen. 

In Berlin können die Teilneh­
mer der 100-Jahr-Feier die Chro­
nik verbilligt erwerben, danach ist 
das Werk im Buchhandel zum la­
denpreis zu kau ren. 

Martin Lehrer 



DDR-Delegation des Deutschen Roten 
Kreuzes zu Besuch beim ASB 

. Eine DDR-Delegation des 
Deutschen Roten Kreuzes kam 
aufgrund einer Gegeneinladung 
(1985) nach Köln (Sitz der Bun­
desgeschäftsstelle des ASB), um 
sich vor Ort über Aufgaben und 
Einrichtungen einer westdeut­
schen Hilfsorganisation zu infor­
mieren. Als Delegierte kamen: 
Prof. Dr. Dr. Gerhard Rewald 
(Präsident), Dr. Karl-Heinz Borg­
wadt (Vize präsident) und Dr. 
Winfried van Treek (Abteilungs­
leiter). 

Beide Hilfsorganisationen füh­
len sich in ihrer Tradition mitein­
ander verbunden, denn die Wie­
dergründung des Deutschen Ro­
ten Kreuzes in der DDR nach dem 
2. Weltkrieg fußt auf der traditio­
nellen Arbeit des ASB in den Jah­
ren 1903 bis 1933. 

Nicht der Kriegsschauplatz, 
sondern das "Schlachtfeld der Ar­
beit", auf dem durch mangelnde 
oder nicht vorhandene Sicher­
heitsvorkehrungen in den Fabri­
ken der Jahrhundertwende unzäh­
lige Arbeitsunfalle passierten, bil­
deten damals den Leitgedanken, 
eine Hilfsorganisation zu grün­
den. Ihr Ziel: Menschen auszubil­
den, die Erste Hilfe leisten konn­
ten. Das war 1888. Dieser leitge­
danke, bedürftigen Menschen zu 
helfen, steht bei beiden Organi­
sationen nach wie vor oben an. 
Allerdings haben sich die Aufga-

ASB unter den 
HeHem 
beim Grubenunglück 
Borken 

Bei dem bisher schwersten 
Unglück auf einer Braunkohlen­
grube kamen Anfang Juni im nord­
hessischen Borken 51 Bergleute 
ums Leben. Mit 57 Samaritern 
und insgesamt 15 Fahrzeugen un­
terstützte der ASB Kassel die Ar­
beit der Rettungsmannschaften 
über und unter Tage. 

Nach bisherigen Erkenntnissen 
ist die Grube durch eine Braun­
kohlenstaubexplosion zerstört 
worden, deren Ursache noch un­
klar ist. Dabei stürzten fast alle 

Aus Anlaß des Besuches einer DDR-Delegation des Deutschen Roten Kreuzes gab der Oberbürgermeister der Stadt 
Köln, Nomert Burger, einen Empfang im Rathaus der Stadt. 
V.I.n.r.: Fritz Tepperwien (Stv. ASB-Bundesvorsitzender) , Fritz GogaUa (Beisllzer im ASB-Bundesvorstand), Areud 
Rahmer (ASB-Schatzmelster), Prof. Dr. Dr. Gerbard Rewald (Präsident des DRK der DDR), Dr. Karl-Heim Borgwadt 
(Vizepräsident des ORK der DDR), Norbert Burger, Gabriele Klühs (BeisltzeriD im ASB-Bundesvorstand), Dr. 
Wlnfried va" Treek (AbteIlungsleiter des DRK der DDR), Marlt" Ehmer (ASB-Bundesvorsitzender). (Foto: Specht) 

bengebiete stark erweitert und 
den gegenwärtigen gesellschaftli­
chen Strukturen angepaßt. 

Vom 22. - 26. August 1988 
konnte sich die DDR-Delegation 
durch ein umfangreiches Besich­
tigungsprogramm einen Überblick ' 
über verschiedene Einrichtungen 
des ASB verschaffen: Auslandhil­
fe/Rückholdienst, Bundesschule, 
Seniorenheime, Ambulanznug­
dienst, Einsatzzentralen, Sozial­
und Hauspnegestationen, Fahr­
dienst für Behinderte, Rettungs­
wachen, Katastrophenschutz. Er­
gänzt wurden diese Besichtigun-

Schächte ein, und die 57 Bergleu­
te der Frühschicht wurden einge­
schlossen. Sofort nach der Explo­
sion entstand in den Stollen eine 
tödliche Konzentration von gifti­
gem Kohlenmonoxid, was auch 
die Rettungsarbeiten äußerst ge­
rahrlich machte. Am Unglücksort 
übernahm der ASB mit seiner mo­
bilen Rettungswache die Betreu­
ung der Angehörigen der Kumpel, 
die in der Grube verschüttet wa­
ren. Der ASB-Rettungswagen wur­
de an der Bergungsstelle am 
"Nordschacht" des Bergwerks 
eingesetzt, bis nach elf Tagen die 
letzten Vermißten geborgen wer­
den konnten. In den ersten 36 
Stunden wurden die ASB-Helfer 
von Kassel aus versorgt und alle 
acht bis zwölf Stunden ausge-

gen durch Fachvorträge zu aktuel­
len Themen wie: "Versorgung 
pflegebedürftiger Menschen", 
"Die Situation des Rettungsdien­
stes" und "Mobile Soziale Dien­
ste für Alte, Behinderte und pne­
gebedürftige in der BRD". 

Die Besichtigungen und Vorträ­
ge boten ausreichend Anlaß, ge­
genseitige Erfahrungen mitzutei­
len. Die Vertreter beider Organi­
sationen kamen überein, Exper­
tendelegationen auszutauschen, 
und zwar für die Bereiche: Ausbil­
dungsfragen, Krankentransport 
und Rettungsdienst, Katastro-

tauscht, das erste Mal um Mitter­
nacht des !.Juni, des Tags der 
Explosion. 

Von drei Seiten versuchten die 
Grubenwehren, die zum Teil aus 
dem Ruhrgebiet eingenogen wa­
ren, in die Grube vorzudringen. 
S'Chutt und die hohe Giftgaskon­
zentration machten es den Ret­
tungsmannschaften schwer, in 
den verschütteten Stollen voran­
zukommen. Wegen der akuten 
Gefahr für die Männer der Gru­
benwehr mußten mit ihnen je­
weils ein Arzt und ein Rettungssa­
nitäter unter Tage fahren. ASB 
und Berufsfeuerwehr wechselten 
sich bei diesem Dienst ab. Als 
nach zwei Tagen die Schadstoff­
konzentration teilweise abgenom­
men hatte, richtete die Gruben-

phenschutz und Jugendarbeit. 
Durch diesen Expertenaustausch 
sollen die Kontakte weiter inten­
siviert werden. 

"Wir sind überzeugt davon, 
daß durch den Besuch und durch 
die getroffenen Vereinbarungen 
die Kontakte zwischem dem Deut­
schen Roten Kreuz der DDR und 
dem Arbeiter-Samariter-Bund in 
der BRD gefestigt worden sind -
nicht zuletzt auch deshalb, weil 
man sich persönlich kennenge­
lernt hat", sagte der Bundesvor­
sitzende des ASB, Martin Ehmer, 
zum Abschluß des Besuches. K.M. 

leitung provisorische Rettungs­
posten unter Tage ein, die mit 
Notärzten und ASB-Helfern be­
setzt wurden. Diese Rettungsstel­
len blieben bis zur Bergung der 
letzten Toten am I !.Juni be­
stehen. 

Dank der unermüdlichen Ar­
beit der Rettungsmannschaften 
konnten nach zwei Tagen noch 
sechs Kumpel lebend geborgen 
werden. Durch einen glücklichen 
Umstand waren sie von dem gifti­
gen Gas verschont geblieben. Der 
Leiter der Kasseler Berufsfeuer­
wehr, F. Disse, lobte nach Ab­
schluß der Rettungsarbeiten das 
Zusammenwirken aller beteiligten 
Helfer von Bundesgrenzschutz, 
ASB, dem Roten Kreuz und den 
Krankenhäusern. Dr. Blum 
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I Johannicer-Unfall·Hille 

Rettungsdienst im Abseits? 

[n der Rettungsleitstelle 
Buxtehude geht von einem 
aufgeregten älteren Mann 
die Meldung ein, daß seine 
Frau in der Wohnung zusam­
mengebrochen ist und leblos 
daliege. 

Aufgrund dieses MeIdebil­
des werden ein Rettungswa­
gen und ein Notarzteinsatz­
fahrzeug im Rendezvoussy­
stem zum Einsatzort ge­
schickt. 

Die Patientin wird am Not­
faUort untersucht, notfall­
mäßig versorgt und zur wei­
teren diagnostischen Klä­
rung in das Krankenhaus 
eingeliefert. 

Nach eingehender Unter­
suchung durch den dienst­
habenden Arzt entscheidet 
dieser, daß eine stationäre 
Behandlung nicht erforder­
lich ist , und entläßt die Pa­
tientin in die Obhut und wei­
tere Behandlung des Haus­
arztes. 

Dieser fiktive Einsatz aus dem 
Bereich des Rettungsdienstes 
kommt Tag für Tag vor; ist also 
für die Notärzte und Rettungssa­
nitäter fast schon ein Routineein­
satz geworden. Bisher war es 
selbstverständlich. daß die 
Kosten für den Einsatz von der 
gesetzlichen Krankenversiche­
rung getragen werden. Geht es 
nach dem Willen der Bundesre­
gierung, so gi ll dies nach dem 
l.Januar 1989 nicht mehr; die 
Kosten dieses Einsatzes wären 
dann vom Patienten selber zu 
tragen! 

Umstrittenes Vorhaben 

Gesundheitsreformgesetz: Seit 
Monaten geistert dieser Begriff 
durch die Medien, und bis vor 
kurzem ist kaum jemandem auf­
gefallen, daß der Entwurf eines 
Gesetzes zur Strukturreform 
im Gesundheitswesen - so die 
offizielle Bezeichnung - unter an-
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Rückschritt durch Gesundheitsreformgesetz 

Der Rettungsdienst stellt eine anerkann te und unverziehtbare Versorgungsleistung der Bevölkerung dar. 

derem auch den Rettungsdienst! 
Krankentransport maßgeblich 
tangiert, wenn nicht sogar auf 
Dauer demontiert. 

Der vorgenannte Gesetzent­
wurf ist umstritten wie kaum ein 
anderer. Bedenken werden nicht 
nur von der Opposition, den 
Wohlfahrtsverbänden, kari tativen 
Einrichtungen usw., sondern 
auch aus den Reihen von CDUI 
CSU und FDP vorgetragen. Nie­
mand wird bestre iten, daß die 
Absicht der Bu ndesregierung, 
eine Kostendämpfu ng im Gesund­
heitswesen durch eine Struktur­
reform in der Krankenversiche­
rung zu erwirken, grundsätzlich 
zu begrüßen is t. Neben einer 
Kostendämpfung muß eine solche 
Reform aber auch darauf ab­
zielen. 
• die medizinische Versorgung 
der Bevölkerung auf Dauer zu si­
chern, 
• die Leistungsfähigkeit des ge­
samten Gesundheitssystems zu 
stärken, ohne dabei mehr Bela­
stungen als bisher für den Kreis 
der Versicherten festzu­
schreiben. 

In den §§ 68 und 142 des Ge­
setzentwurfes wi rd für den Ret­
tungsdienst festgelegt, daß 
• die Krankenkassen zukünftig 
nur noch Kosten für medizinisch 

notwendige Fahrten in Höhe des 
20,- DM je Fahrt übersteigenden 
Betrages bei vollsta tionären Lei­
stungen übernehmen, 
• diese Regelung unterschieds­
los sowohl für den qualifizierten 
Krankentransport und die Notfall­
rettung als auch für die soge­
nannten Patientenfahrten gilt. 

Das heißt, daß die geplante 
Re form völlig an den gewachse­
nen Struktu ren und Erfordernis­
sen eines zeitgemäßen Rettungs­
dienstes vorbeigeht und den Ret­
tu ngsdienst zu einer reinen 
Transportleistung disqualifiziert. 
Es ist erschreckend, daß die 
Johanniter-Unfall-Hilfe in ihren 
Stellungnahmen die Verfasser 
des Gesetzentwurfes auf die mitt­
lerweile selbstverständlich ge­
wordene Tatsache hinweisen 
mußte, daß der Rettungsdienst 

eine anerkannte und unverzieht­
bare Versorgungsleistung der Be­
völkerung darstellt. Die geplanten 
Eingriffe in Struktur und Leistung 
des Rettungsdienstes ste llen -
insbesondere auf dem Lande -
eine konkrete Gefährdung der 
Versorgung mit qualifizierter ret­
tungsdienstlicher Leistung dar. 

Der Gesetzentwurf übersieht, 
daß die Entscheidung des Einsat­
zes von Rettungsmilteln aufgrund 
des Meldebildes getrOffen wird. 
Er übersieht weiter, daß die 
Kosten des Rettungsdiensles 
durch die HiICsCrist (12 bis 15 
Minuten) bestimmt werden. Die­
se Hilfsfrist - gesundheitspoli­
tisch durch Länderbestimmungen 
vorgegeben - ist von den Lei­
stungsträgern des Rettungsdien­
stes einzuhalten, weil der Ret-

Bei einem Gesamtbetrag von ca. [ ,57 Milliarden DM 
ffi r Rettungsdienst und Patienten fahrten pro Jahr soU ein 
Betrag von 800 Millionen DM, also 51 Prozent, eingespart 
werden. Der Anteil des Rettungsdienstes an den Gesamt­
kosten Gesundheitswesen beträgt 0,64 Prozent. 

Die oben gegannten geplanten Einsparungen betragen 
6 Prozent der insgesamt einzusparenden 14 Milliarden 
DM - also das Zehnfache(l) des Anteils! 

Kann der Rettungsdienst nach dieser Amputation 
zukünftig überhaupt noch als ein solcher bezeichnet 
werden? 
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tungsdienst sonst weitgehend 
wirkungslos wird , da aus notlall­
medizinischer Sicht die ersten 15 
Minuten nach Eintritt des Scha­
densereignisses über das Schick­
sal, die notwendige Dauer des 
Krankenhausaulenthaltes sowie 
die evtl. Invaliditätsquote des Pa­
tienten entscheiden. 

Wer also im Rettungsdienst 
Kosten dämplen wi ll, der muß die 
Hilisirist verlängern. Das bedeu­
tet steigende Kosten und Anstieg 
der Sterblichkeits- und Invalidi­
tätsrate, und das muß der Bevöl­
kerung dann auch klipp und klar 
gesagt werden. 

Da aulgrund der Hilisirist die 
Vorhaltekosten des Rettungs­
dienstes weitgehend gleich blei­
ben werden, wird es möglicher­
weise zukünft ig weniger Einsätze 
geben, die sich dann aber verteu­
ern, wei l die gleichen Vorhalteko­
sten finanziert werden müssen. 
Das hat zur Folge, daß langlrist ig 
Kapazitäten des Rettungsdienstes 
abgebaut, Rettungswachen ge­
schlossen und Personal entlassen 
werden muß. Dies bedeutet 
einen Einbruch in das flächendek­
kende und rund um die Uhr 
dienstbereite System. Insbeson­
dere die Bevölkerung auf dem 
Lande wird diese Ausdünnung 
und zwangsweise Steigerung der 
Hilrslristen besonders trerren. Es 
grenzt ans Makabre, leststeIlen 
zu müssen, daß auf dem Lande 
zukünftig schneller gestorben 
wird. 

Das Vertrauen in die Regierung 
und Politiker wi rd sicherlich nicht 
dadurch gestärkt, daß sich diesr 
zu den Bedenken und Stellung­
nahmen nicht äußern oder, wenn 
sie dies in Einzelfallen einmal 
doch tun - wie Bundesarbeitsmi­
nister Norbert Blüm -, den Ret­
tungsdienstorganisationen vor­
werfen, sie würden eine Verunsi­
cherungskampagne der Patienten 
einläuten. 

Es bleibt zu hollen, daß die 
Alternativvorschläge - vor allen 
Dingen der des Freistaates Bay­
ern, der auch von anderen Bun­
desländern mitgetragen wird -
au lgegrillen und doch noch reali­
siert werden. Die Selbstbeteili­
gung von 20,- DM wird bei reali­
stischer Betrachtung sicher un­
umgänglich se in; die Übernahme 
der Transportkosten nur bei an­
schließender vollstationärer Be­
handlung muß aber gestrichen 
werden! Werner Franzen 

Sonnenbrand und Wundverband 
"Viel Praxis" war das Mot­

to des diesjährigen Bundes­
jugendausbildungslagers 
(BJAL), das vom 23. Juli bis 
6. August in Friedrichshafen 
stattfand. Zum zehnten Mal 
befand sich das Sanitätsaus­
bildungszentrum ,,850" der 
Bundeswehr fest in der Hand 
der JUH. Die Leitung des la­
gers hatte Klaus-Pete': Pla-
Ihow, Landesjugenddezer-
nent aus Schieswig-Hol-
stein. Für die Ausbildung 
zeichnete traditioneU die 
Bundesschule verantwort­
lich, die ,Jan Schmalbrück 
entsandt hatte. Das breite 
Ausbildungs- und Freizeitan­
gebot fand die Zustimmung 
der über 90 Teilnehmer aus 
der ganzen Bundesrepublik. 

Was macht man als Schminker, 
wenn der Darsteller nicht so aus­
sieht im Wundbild, wie man sich 
das so vorgestellt hat? Ganz ein­
lach, der Schminker macht alles 
wieder ab und beginnt von vorn. 
Wie man schminkt und korrekt 
darstellt, konnten die Teilnehmer 
unter Anleitung von tsa Lange 
(OV Ladenburg) lernen. Großes 
Erstaunen herrschte bei den 
"Maskenbildnern", als sie vorge­
führt bekamen, mit welch simp­
len Mitteln wie Satzteig, Schnell­
karree, Rübensirup und anderen 
Zutaten echt aussehende Wunden 
"anzurichten" sind . Ganz klar, 
daß der Schminktehrgang dann 
als "Service" die Verletztendar­
steiler für den Hellerkurs her­
richten mußte. Dieser Kurs, wie 
jedes Jahr am stärksten besucht, 
stand unter der Leitung von Birgit 
Brauns, Walter Kratz und Paul­
Christian Franz. 

Sie zeigten all das, was ein 
Sänitätsheller der JUk können 
muß. Die Ausbilder konnten 
einem schon leid tun, denn ihr 
Kurs erhob die Nachtarbeit zum 
Prinzip. Abends ab 22 Uhr ging es 
rund, denn da wurde geübt, geübt 
und geübt. Um Mitternacht muß­
ten die letzten Lernwilligen mit 
Gewatt aus dem Übungsraum ge­
zerrt werden, in dem die Recor­
ding Annes und andere Übungsge­
räte zur "Mißhandlung" bereitla­
gen. Der "Knüller" war die Ab­
schlußübung: Der Hellerkurs ver" 

sorgte die vom Schminkkurs her­
gerichteten Verletzten sach- und 
lachgerecht, der Ausbilderleht­
gang schiedsrichterte, der Lehr­
gang "Soziale Dienste" beteiligte 
sich ebenso wie der Sprechlunk­
Kurs. Damit waren sämtliche Teil­
nehmer in die Abschlußübung 
eingebunden und konnten ihr 
Können demonstrieren. 

Soziale Dienste, eine neues 
Ausbildungsangebot der JUH, 
wurde erstmals im Rahmen des 
Ausbildungslagers angeboten. Die 
eil Teilnehmerinnen und zwei 
Teilnehmer lernten dabei unter 
der Anle itung von Axel Simon den 
Umgang mit Behinderten und 
konnten auch selbst Erlahrungen 
als Behinderte sammeln . Sie wur­
den im Rollstuhl nach Friedrichs­
haien gelahren und mußten dann 
in den Kaufhäusern einkaulen, 
sich von Passanten beim Über­
queren der Straße hellen lassen 
und dabei oftmals erlahren, daß 
viele Menschen mit Behinderten 
nichts zu tun haben wollen. Die 
ganze Aktion wurde mit einer Vi­
deo-Kamera aulgezeichnet und 
hinterher gemeinsam bespf()­
ehen. Die Betrorrenheit war deut­
lich spürbar, als mancher seine 
negativen Erlahrungen erzählte. 
Neben diesen praktischen Dingen 
stand aber auch eine ganze Men­
ge Theorie an: Wie stellt man 
Anträge, wo kann man Hillen be­
antragen, welche HilIsmittel gibt 
es, waren nur einige der ange­
sprochenen Themen. 

Relativ klein war der Lehrgang 
"Sprechlunk/ABC". Unter diesem 
Kürzel führte Klaus M. Lange acht 
Heller in die Kartenkunde ein und 
inlormierte sie über atomare, 
biologische und chemische 
Kamplstorre, die teilweise auch 
bei "zivilen" Unglückslällen aul­
treten. Im Mittelpunkt aber stand 
die Fernrneiderei. Eine· Woche 

lang probten die Fernmelde-Lehr­
linge den sogenannten KatS-Dv 
81O.3-Sprechlunk. Neben dem 
praktischen Umgang mit den 
Funkgeräten wurde auch kräftig 
Theorie gebürrelt, um die physi­
kalischen Grundlagen kennenzu­
lernen und zu verstehen. 

Traditioneller Bestandteil des 
BJAL sind die Lehrgänge für 
Schwesternhellerinnen und Aus­
bitder der Stule I (Erste-Hille­
Ausbildung). Im Schwesternhel­
lerinnen-Kurs lernten eil Teilneh­
mer unter der praxisorientierten 
Leitung von Barbara und Allred 
Eltus den Umgang mit Kranken 
und deren Pflege. Wie man Kurs­
teilnehmer motiviert und wie man 
Erste Hille richtig "verkault", ver­
mittelte Jan Schmal bruch in sei­
nem Seminar für Ausbilder. Das 
Grundlagenwissen in Methodik, 
Didaktik und Medienkunde konnte 
von den Teilnehmern anschlie­
ßend in Lehrproben angewandt 
und überprüft we rden. 

Neben der Ausbildung kam 
aber auch die Freizeit beim dies­
jährigen BJAL nicht zu kurz. Dank 
des guten Wetters - letztes Jahr 
ertrank die ganze Veranstaltung in 
Regenwasser - konnnten die 
Schwimmbäder "gestürmt" wer­
den. So mancher klagte denn 
auch über einen Sonnenbrand 
beim ersten Tagesaus flug zum 
Nebelhorn nach Österreich. Hier 
konnte man Drachenflieger und 
Gleitsegler bei ihren Starts be­
wundern. Für den zweiten Tages­
ausflug stand eine Bodenseelahrt 
auf dem Programm. 

Bundesarzt Dr. Wollgang Kra­
wietz, der das Lager am Ende der 
ersten Woche besuchte, zeigte 
sich erlreut über die gebotenen 
Möglichkeiten und sagte seine 
Unterstützung zu, damit es auch 
1989 wieder ein BJAL in Fried­
richshaien geben kann. 
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Italceser-Hilfscliensc I 1 
Gesundheitsreform: 

Geht der Rettungsdienst baden? 
"Unsere Gesundheit ist in Ge­

fahr" "Bürokratie statt Lei­
stung" - "Wer krank ist, muß 
zuzahlen" "Eine Mogetpackung 
voller Irrtümer". Kostproben von 
Presseschlagzeilen zur Struktur­
reform des Gesundheitswesens. 
Der Widerstand hat sich formiert. 
Krankenkassen, Krankenhausge­
sellschaften, . Sozialverbände, Ar­
beitgeber und Taxiunternehmer 
haben sich mehr oder weniger 
lautstark zu Wort gemeldet, Ärz­
te, Zahnärzte, Gewerkschaften, 
Arzneimittelhersteller und viele 
andere sich ebenfalls kritisch mit 
dem Reformvorhaben auseinan­
dergesetzt, zum Teil in gar nicht 
zimperlicher Art. Zweifelsohne, 
die Bundesregierung ist unter 
massiven Beschuß geraten. 

Im Gesundheitswesen sind 
seit 1970 die Kosten um fast 400 
Prozent auf gegenwärtig jährlich 
rund 120 Milliarden DM ange­
wachsen. Eine gigantische Sum­
me. Verschlimmert wird die Si­
tuation noch dadurch, daß trotz 
dieses gewaltigen Ausgabenvolu­
mens kein Ende der Kostenexplo­
sion in Sicht ist. Weitere Ausga­
bensteigerungen tassen sich nicht 
mehr durch eine Anhebung der 
Beitragssätze der Krankenkassen, 
wie seit Jahren praktiziert, auf­
fangen. Hier ist mit einer Bela­
stung der Arbeitslöhne von durch­
schnitt/ich 13 Prozent die 
Schmerzgrenze für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer erreicht, d. h. 
ein weiterer Anstieg der Beitrags­
sätze wäre wirtschafts- und so­
zialpolitisch unvertretbar. 

Handeln tut not 

Und so ist es an sich zu begrü­
ßen, daß die Bundesregierung 
den Mut faßte, das "heiße Eisen" 
Gesundheitsreform anzufassen. 
Dabei ließ sie sich von der Ober­
legung leiten, daß es mit einer 
wie auch immer gearteten "klei­
nen Lösung" nicht getan ist. Um 
die Ausgabenexpansion in den 
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Griff zu bekommen, soll die ge­
setzliche Krankenversicherung 
grundlegend neugeordnet wer­
den. In der Tat spricht vieles 
dafür, daß es nur mit einer Re­
form an Haupt und Gtiedern ge­
lingen kann, die gesundheit/iche 
Versorgung unserer Bevölkerung 
zu erhalten und langfristig zu 
sichern. 

Das haben auch die Hilfsorga­
nisationen erkannt. Unisono er­
klärten sie ihre Bereitschaft, das 
Anliegen des Reformwerks zu un­
terstützen. Wenn das Deutsche 
Rote Kreuz, Arbeiter-Samariter, 
Johanniter und Malteser sich 
dennoch in die Schar der "Wider­
ständler" einreihen, so nicht, um 
Kritik um ihrer se lbst willen zu 
üben. Antaß zur Beanstandung ge­
ben ihnen vielmehr die auf den 
Rettungsdienst bezogenen Rege­
lungen des Gesundheits-Reform­
gesetzes. Die Bundesrepublik 
Deutschland verfügt heute über 
ein nächendeckendes, jederzeit 
einsatzbereites Rettungsdienstsy­
stem, das weltweit zu den besten 
zählt. Form und Qualität dieses 
Systems lassen sich, so die Über­
zeugung der Hilfsorganisationen, 
nicht mehr aufrechterhalten, 
wenn der Bundestag das Gesetz 
in der vorliegenden Fassung be­
schließen sollte. 

KostenerstaHung von nach­
trlIglicher Diagnose abhilngig 

Was besagen nun die Maßnah­
men, die den Stein des Anstoßes 
bilden? Unter der Überschrift 
"Fahrkosten" sieht der Paragraph 
68 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Strukturreform im Gesund­
heitswesen (Gesundheits-Re­
formgesetz - GRG) vor, daß 
- die Krankenkassen künftig nur 
noch Kosten für medizinisch not­
wendige Fahrten in Höhe des 
20,- DM je Fahrt übersteigenden 
Betrages bei solchen Leistungen 
übernehmen, die vollstationär er 
bracht werden, 

- diese Regelung unterschiedslos 
sowohl für die Notfallrettung, den 
qualifizierten Krankentransport 
(das sind Transporte von Perso­
nen, die keine Notfallpatienten 
sind, die aber aufgrund ihrer Er­
krankung medizinisch betreut 
werden müssen) als auch für die 
sogenannten Patientenfahrten 
(Taxi) gilt. 

Die Menschen hierzulande 
müssen also befürchten, daß sie 
- von Härtefällen abgesehen -
künftig selber zur Kasse gebeten 
werden, wenn der Rettungsdienst 
für sie tätig geworden ist. Denn 
nur, wenn sich, um dies noch­
mals zu verdeutlichen, an den 
Rettungsdiensteinsatz eine voll­
sta tionäre Klinik- bzw. Kranken­
hausbehandlung anschließt, wer­
den die Kassen die Kosten der 
rettungsdienst/ichen Leistungen 
übernehmen. Aber auch ßann ist 
sowohl bei einer Notfallrettung 
als auch bei einem qualifizierten 
Krankentransport eine Selbstbe­
teiligung der Patienten in Höhe 
von 20,- DM vorgesehen. 

Eine solche Regelung verkennt 
in eklatanter Weise die rettungs­
dienstlichen Einsatzabläufe und 
die Funktion der Rettungsdienst­
leitsteIlen. Die Leitstellen müs­
sen im Bereich der Notfallrettung 
im Interesse des Patienten in 
kürzester Zeit entscheiden, wei­
ches Rettungsmittel (Rettungs-
hubschrauber, Notarztwagen, 
Rettungswagen, Krankentrans-
portwagen) sie zum Einsatz brin­
gen. Das Meldebild, aufgrund 
dessen sie ihre Entscheidung 
treffen, stammt in vielen Fällen 
von medizinisch nicht geschulten 
Personen. 

Der medizinische Laie kann je­
doch im allgemeinen nicht beur­
teilen, ob z. B. die plötzliche Er­
krankung eines Familienangehöri­
gen oder die Verletzungen, die 
ein Passant bei einem Unfall er­
litten hat, eine stationäre Be­
handlung erfordern. Selbst ein 

Jlraxiserfahrener Notarzt kann 

dies aufgrund seiner Feststellun­
gen vor Ort nicht immer mit letz­
ter Sicherheit voraussagen. Erst 
die weitergehende diagnostische 
Untersuchung in der Klinik führt 
zu gültigen Erkenntnissen und 
Entscheidungen. Der Bürger darf 
aber nicht finanziell bestraft wer­
den, indem ihm die Kosten der 
rettungsdienstlichen Leistungen 
aufgebürdet werden, wenn eine 
stationäre Aufnahme nicht not­
wendig ist, weil sich im nachhin­
ein seine Verletzungen oder sei­
ne Erkankung glücklicherweise 
doch nicht als so schwerwiegend 
herausgestellt haben. 

Besondere Gefährdung der 
Notfallversorgung im 
ländlichen Bereich 

Die Benutzungsentgelte des 
Rettungsdienstes sind je nach Re­
gion unterschiedlich. Sie können 
bei Entsendung eines Rettungs­
wagens mit Notarzt bei 2000,- DM 
und sogar noch darüber liegen. 
Der Bürger wird künftig gründlich 
zu überlegen haben, ob er den 
RettungSdienst in Anspruch 
nimmt. Die Gefahr, daß dies auch 
in medizinisch notwendigen Fäl­
len unterbleibt, liegt auf der 
Hand. Für die Kassen werden hö­
here Kosten entstehen, weil ohne 
eine qualifizierte vorklinische 
Versorgung intensivere und län­
gere stationäre Krankenhausauf­
enthalte die zwangsläufige Folge 
sein werden. 

Ein wesentlicher Faktor bei 
der Bemessung der Einsatzent­
geIte sind die Vorhaltekosten (ca. 
65 %). Ein moderner Rettungs­
dienst, der bundesweit über 24 
Stunden auch an den Wochenen­
den und feiertags einsatzbereit 
ist, kostet seinen Preis. Zum 
Nulltarif ist dies nicht zu haben. 
Bei verringerter Inanspruchnah­
me aber und unverändert hohen 
Fixkosten werden erhebliche Ver­
luste eintreten. Dieser Effekt 
wird sich durch den Eigenkosten-



In kürzester Zelt muß In der Lelts telle darüber entschieden werden, welche 
Rettungsmittel zum Einsatz kommen sollen. 

anteil von 20,- DM noch verstär­
ken, weil sich hierdurch zusätz­
lich die Zahl der qualifizierten 
Krankentransporte und damit die 
Einnahmen des Rettungsdienstes 
reduzieren werden. Die Hilfsor­
ganisationen, die zu rund 75 Pro­
zent den Rettungsdienst im Bun­
desgebiet abdecken, sind nicht in 
der Lage, die Defizite auszuglei­
chen. 

Es stellt sich daher die Frage, 
wer für die Verluste aufkommt. 
Die öffentliche Hand oder viel­
leicht doch die Krankenkassen? 
Wenn beide sich dieser Verant­
wortung entziehen, wird es un­
ausweichlich dazu kommen, daß 
Kapazitäten des Rettungsdienstes 
abgebaut, Rettungswachen ge­
schlossen und Personal kräfte 
entlassen werden müssen. Eh­
renamtliche Helfer könnten nicht 
mehr im bisherigen Umfang ein­
gesetzt werden. Die Hilfsfristen 
(das sind die Zeitspannen vom 
Eingang der Notfallmeldung bis 
zum Eintrerren des Rettungsdien­
stes am Notfallort), die im Bun­
desgebiet bei 8 bis maximal 15 
Minuten liegen, könnten nicht 
mehr eingehalten werden. Diese 

Auswirkungen würden sich vor al­
lem in ländlichen Regionen ein­
stellen. Durch eine Ausdünnung 
des RettungSdienstsystems wür­
de die Bevölkerung auf dem lan­
de sehr bald eine schlechtere 
Notfallversorgung erhalten als ih­
re in Baltungsgebieten lebenden 
Mitbürger. 

Sollte der Staat - der Ret­
tungsdienst ist eine staatliche 
Aufgabe - die zu erwartenden De­
fizite auffangen, um den hohen 
Standard dieses wichtigen Be­
standteils der öffentlichen Ge­
sundheitsvorsorge weiterhin si­
cherzustellen, wäre das Ergebnis 
lediglich eine Umverteilung der 
finanziellen Ressourcen. Der Bür­
ger müßte als Steuerzahler für 
das eintreten, was er als kranken­
versicherter Beitragszahler ein-· 
spart. Dies kann nicht der Sinn 
und Zweck einer Gesundheitsre­
form sein. 

Falscher Verständnis der 
Funktion des 
Rettungsdienstes 

Schon der Terminus "Fahrko­
sten" im Gesetzentwurf offen-

Der Reltungsdlenst ist ein wichtiger Bestandteil der medizinischen Gesund­
heltsvorsorge im vorklinischen Bereich. 

bart, daß die Bundesregierung 
nicht erkannt hat, was Rettungs­
dienst heutzutage darstellt. Des­
sen Leistungen beschränken sich 
anders als früher nicht mehr auf 
einen reinen Transportdienst. 
Rettungsdienst ist nach heutigem 
Verständnis und heutiger Wirk­
lichkeit notwendige vorklinische 
Versorgung, deren Effizienz ent­
scheidend ist für den Erfolg und 
die Dauer der nachfolgenden kli­
nischen Behandlung. 

Ebensowenig scheint es bis­
lang nach Bonn durchgedrungen 
zu sein, daß der Rettungsdienst, 
bestehend aus Notfallrettung und 
qualifiziertem Krankentransport, 
sowohl in funktionaler, organisa­
torischer, medizinischer als auch 
in ökonomischer Hinsicht eine 
Einheit bildet. Sollren sich die 
Reformpläne der Bundesregie­
rung in bezug auf den Versiche­
rungsschutz bei rettungsdienstli­
chen Leistungen realisieren, wird 
es de facto zu einer Trennung der 
beiden Komponenten des Ret­
tungsdienstes kommen. Damit 
wäre der Notfallrettung die wirt­
schaftliche Basis entzogen, was 
deren baldiges Ende in ihrer jet­
zigen Form bedeuten würde. 

Ein leistungsfllhiger 
Rettungsdienst ist von 
groBem Nuhen 

Dies alles wird um so unver­
ständlicher, wenn man den volks­
wirtschaftlichen Nutzen eines 
funktionierenden Rettungsdien­
stes bedenkt. Nach einer Studie 
des Deutschen Verkehrssicher­
heitsrates aus dem Jahre 1985 
werden mit jeder in den Ret­
tungsdienst investierten Mark 
5,- DM eingespart, eben weil eine 
schnelle notfallmedizinische Hil­
feleistung noch am Ort des Not­
fallgeschehens in vielen fällen 
teure stationäre Klinikbehandlun­
gen verkürzt oder gar abwendet. 
Es ist aber nicht nur der finan­
zielle Aspekt, den es zu bedenken 
gilt. Es geht ebenso um viel 
menschliches Leid, das durch 
einen effizienten Rettungsdienst, 
der Menschenleben rettet und In­
validitäten zu verhindern hilft, 
vereitelt werden kann. 

Der Ausgabenposten "Ret-
tungsdienst" umfaßte 1987 1032 
Millionen DM. Gewiß ist das ein 
ordentlicher Batzen Geld. Ver­
gleicht man diese Summe jedoch 
mit den Gesamtausgaben im Ge-

-
sundheitswesen, macht sie nicht 
einmal I Prozent aus. Der Ret­
tungsdienst ist also, relativ be­
trachtet, nicht der große 
Kostenfaktor unseres Gesund­
heitssystems, mit dessen Be­
schneidung der große Sparerrekt 
erzielt werden könnte. Im Hin­
blick auf die Versicherungslei­
stungen beim Rettungsdienst den 
"Rotstift" ansetzen zu wollen, 
zeugt von Kurzsichtigkeit, wenn 
hierdurch diese bewährte Ein­
richtung der Gesundheitsversor­
gung der Bevölkerung zerschlagen 
wird. 

Echte Kostendtimpfung durch 
die HiHsorganisationen 

Wenn die Kosten des Ret­
tungsdienstes trotz aller Verteue­
rungen dennoch in einem noch 
erträglichen Rahmen geblieben 
sind, ist dies, was betont sei, zu 
einem wesentlichen Anteil den 
Hilfsorganisationen zu verdanken. 
Durch die Mitwirkung ihrer eh­
renamtlichen Helfer und die Ar­
beitszeitregelungen ihrer haupt­
amtlichen Mitarbeiter im Ret­
tungsdienst leisten sie schon seit 
Jahrzehnten in Millionenhöhe 
einen echren Beitrag zur 
Kostendämpfung im Gesundheits­
wesen. Auch das scheint der Bun­
desregierung entgangen zu sein. 

Ein weiterer wichtiger Punkt 
sei noch kurz angesprochen: Der 
Wegfall der LeistungspOicht der 
Krankenkassen und die Selbstbe­
teiligung der Patienten zwingen 
zur privaten Abrechnung. Der Ge­
setzentwurf trirrt dazu, wie die 
Entgelte erhoben werden sollen, 
keine Aussage. Zu Recht lehnen 
die Hilfsorganisationen die Über­
nahme von Inkasso-Aufgaben in 
Zusammenhang mit der Durch­
führung rettungsdienstlicher Lei­
stungen ab. Ein solches Tun wür­
de in Widerspruch zu ihrem 
Selbstverständnis stehen und ih­
rem Ansehen abträglich sein. 

Überdies läßt es die Art der 
Aufgaben, die dem Rettungs­
dienstpersonal obliegen, nicht zu, 
sich ums Geldkassieren zu küm­
mern, was insbesondere den Eh­
renamtlichen nicht zugemutet 
werden kann. Der Einzug von Ge­
bühren im nachhinein aber 
scharrt neue Bürokratie, zusätzli­
chen Verwaltungsaufwand und er­
höht das Risiko, daß Entgelte 
nicht eingetrieben werden kön­
nen. All das wird zu einer zusätzli-
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ehen Verteuerung des Rettungs­
dienstes fuhren. Wer die admini­
strativen Mehrkosten und die zu 
erwartenden Porderungsausfalle 
tragen soll, ist weder im Gesetz 
geregelt, noch hat sich die Bun­
desregierung bezeichnenderwei­
se dazu bislang geäußert. 

grundlegenden Neuordnung der fürchten wäre, sich aber auch bei Angelegenheit gemacht werden, 
unmiltelbar vor Ort Inkasso-Auf­
gaben wahrzunehmen. Sollte der 
Paragraph 68 des Gesetzentwurfs 
entgegen dem Volum der llilfsor­
ganisationen unverändert be­
schlossen werden, muß ein Ab­
rechnungsverfahren gefunden 
werden, das die Hilfsorganisatio­
nen weder finanziell noch in ih­
rem Ansehen belastet. 

gesetzlichen Krankenversiche- einem Massenanfall von Verletz-
rung, die vom einzelnen mehr ten nachteilig auswirken. 
Solidaritäl und Eigenverantwor- • Es ist löricht, ein vorbildli-
lung verlangt, zumindesl zu ches und be,,~hrtes Hilfelei-
dämpfen. stungssyslem, wie es der hiesige 
• Das Ziel der Siruklurreform, Reltungsdienst darslellt, aufs 
das hohe Niveau unseres Gesund- • Spiel zu setzen. Dabei ist der 
heitswesens zu erhalien und zu Grundfehler des Geselzentll1Jrfs 

Zusarnnoenfassung stärken, kann, was den Rettungs- darin zu sehen, daß er den Ret-
dienst angeht, mcht erreicht wer- lungsdiensl als reine Transport-

• Der Malteser-Hilfsdienst sieht 
ebenso wie die anderen Hilfsor­
ganisationen (ASB, DRK und JUH) 
die Notwendigkeit, der seit Jah­
ren anhaltenden Kostenexplosion 
im Gesundheitswesen Einhalt zu 
gebieten. 

den, sofern der Gesetzentw1Jrf in leistung siehl und nicht als das, Bleibt zu hoffen, daß Einsicht 
und Vernunll der verantwortli­
chen Politiker doch noch obsie­
gen werden, indem sie eine Ge­
sundheitsreform scharren, die im 
Interesse der Menschen unseres 
Landes der Bedeutung eines lei­
stungsfahigen Rettungsdienstes 
und der Arbeit der Hilfsorganisa­
tionen auf diesem Gebiet Rech­
nung trägt. Heinz Himmels 

seiner jelzigen Passung Gesetzes- was er talsächlich ist, nämlich als 
krall erlangen sollte. einen wichtigen Bestandteil der 
• Ein solches Gesetz hätte ne- medizinischen Gesundheitsver-
gative Polgen für die Leistungsfä- sorgung der Bevölkerung im vor-
higkeit der Rettungsdienste. Ins- klinischen Bereich. 
besondere die vorklinische Not- • Insbesondere aus Gründen 

• Er begrüßt daher grundsätz­
lich die Bestrebungen der Bun­
desregierung, eine weitere Aus­
gabenexpansion mittels einer 

fallversorgung der ländlichen Be- des Selbstverständnisses des 
völkerung würde sich fühlbar ver- Malteser-Hilfsdiensles und der 
schlechtern, ein Abbau des Ret- Natur rettungsdienstlicher Lei-
tungsdienstpotenlials, der zu be- slungen kann es nicht zu dessen 

Resolution 
der 29. Bundesversammlu.ng des Malteser-Hilfsdienstes 

zur Strukturrefonn im Gesundheitswesen 
(Gesundheits-Reformgesetz - GRG) 

Der Gesetzentwurf sieht in § 68 unter der Oberschrill "Fahr­
kosten" vor, daß 
• die KrankenKassen künllig im Reltungsdienst (Notfallreltung, 
qualifiZierter Krankentransport) nur noch Fahrkosten überneh­
men, wenn sich eine stationäre Behandlung anschließt, jeder 
Transport das Inkasso des Eigenanteils von 20,- DM durch den 
Leistungsträger im Rettungsdienst beim Versicherten auslöst. 
• der qualifizierte Krankentransport zum Arzt, bei dem eine 
fachliche Betreuung notwendig ist oder werden kann, nicht mehr 
von der Krankenkasse finanziert wird. 

Diese Regelung kann nicht hingenommen werden, weil sie: 
• die rettungsdienstliche Versorgung der Bevölkerung gefährdet, 
• die im Reltungsdienst tätigen freiwilligen Hilfsorganisationen in 
unzumutbarer Weise belastet und 
• dieses in der Praxis zu unvertretbaren Ergebnissen führt, 

und zwar aus folgenden Gründen: 
o Die Bundesregierung läßt sich bei ihren mit der Reform 
bezweckten Sparmaßnahmen orrenkundig von der irrigen Vorstel­
lung leiten, daß der Rettungsdienst eine reine Transportleistung 
sei. 

Talsächlich aber ist - wie täglich aufs neue erwiesen - dieser 
von Notärzten und Rettungssanitätern wahrgenommene Dienst ein 
unverziehtbarer Bestandteil der Gesundheitsversorgung unserer 
Bevölkerung im vorklinischen Bereich. Jede Verringerung seiner 
Wirksamkeit kann weit höhere stationäre Behandlungskosten ver­
ursachen, kann vermeidbare Invaliditäten und Menschenleben 
kosten. e Das heute flächendeckende Rettungsdienstsystem in der Bun­
desrepublik Deutschland, bislang beispielhall in seiner Qualität 
und Effizienz, wird zu etwa 75 Prozent von den freiwilligen 
Hilfsorganisationen (ASB, DRK, JUH, MHD) getragen. Seine per­
manente Funktionsfähigkeit bedingt hohe Vorhaltekosten an Per­
son und Material. Sollte dieses Gesetz in Krall treten, so ist mit 
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einem drastischen Rückgang der Inanspruchnahme des Rettungs­
dienstes mit demgemäß noch ungünstigeren Vorhaltekosten und 
folglich mit Defiziten zu rechnen, die keine der Hilfsorganisationen 
abzudecken vermag. Das aber führt zwangsläufig zur Schließung 
von Reltungswachen, zur Entlassung geschulten Reuungspersonals 
und somit zur Ausdünnung des Rettungsdienstsystems vor allem in 
den ländlichen Gebieten. 

Kann der Gesetzgeber dies zulassen oder gar wollen? 
o Sollten diese Vorschrillen in Krall treten, dann ware der MHD 
gezwungen, Inkasso-Aufgaben zu übernehmen, die mit seinem 
Selbstverständnis als freiwillige Hilfsorganisation nicht vereinbar 
smd und daher abgelehnt werden. 
Aber nicht nur dies; ebenso gravierend sind: 

das Risiko des Bürgers, die gesamten Rettungskosten selbst 
zahlen zu müssen, 

der erhebliche Verwaltungsaulwand des Reltungsdienstes beim 
Inkasso der Selbstbeteiligung von 20,- DM, 

das damit verbundene Ausfallrisiko bei der Realisierung der 
erbrachten Leistungen. 
Kann der Gesetzgeber das wirklich wollen? 

Deshalb erwartet der MHD vom Gesetzgeber: 
daß auch in Zukunll jeder Transport im Rettungsdienst, bei dem 

aus medizinischen Gründen eine fachliche Betreuung notwendig ist 
oder wird, durch die Krankenkassen finanziert wird ; 

daß ein Inkasse der Selbstbeteiligung von 20,- DM durch die 
Hilfsorganisationen entfällt. 

Diese Forderungen sind im Interesse der betrorrenen Bevölke­
rung berechtigt. Die Erwägungen des Bundesrates im Beschluß 
vom 10.6.1988 (BT-Drs 11tl493) sind zwar im Ansatz begrüßens­
wert, können aber nicht befriedigen, weil sie in bezug auf den 
großen Bereich der qualifizierten Krankentransporte nicht ausrei­
chend sind. 

Bremen, 11. eptember 1988 
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Erster Delegationsbesuch der Feuenvehren 

der Bundesrepublik in der DDR 

Der 26. September 1988 wird in die Feuerwehrgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik als der Zeitpunkt eingehen, wo sich erstmals Feuerwehr­
Delegationen beider Staaten zu einem offIZiellen Besuch trafen. Auf 
Einladung der DDR besuchte eine fünfköpfig~ Delegation des 
Deutschen Feuerwehrverbandes unter Führung von Präsident 
Struve eine Woche lang Feuerwehren und historische Stätten in 
Ost-Berlin und im Bezirk Potsdam. Beide Delegationen stellten sich 
einem Erinnerungsfoto (v.l.n.r.): FNfW-Vorsitzender Ltd. BD Kurt 
Klingsohr, Vizepräsident Dr. Peter Fischer, Präsident Hinrich 
Struve, Generalmajor Herbert Pohl (DDR), Vizepräsident Rolf 
Englerth, Oberst Joachim Walter (DDR), Bundesgeschäftsführer 
Reinhard Voßmeier. 

Generalmajor Pohl betonte im Verlaufe des Delegationsbesu­
ches, daß sich die Führungsspitze der Feuerwehren beider Staaten 
schon seit vielen Jahren mindestens einmal jährlich auf internatio­
naler Ebene im Rahmen von CTIF-Tagungen trirrt und daß die dabei 
gewonnene gegenseitige Anerkennung die Basis für den jetzigen 
ersten offiziellen Delegationsbesuch darstellt. Seit rund zehn Jah­
ren treUen sich bei CTIF-Tagungen seitens des DFV Präsident 
Struve, Oberbranddirektor Gebhardt und Bundesgeschäftsführer 
Voßmeier mit Generalmajor Pohl und Oberst Walter. 

Der Präsident des Deutschen 
Feuerwehrverbandes, Hinrich 
Struve, leitete eine fünfköpfige 
Delegation des Verbandes, die 

vom 26. - 30. September 1988 in 
der Deutschen Demokratischen 
Republik weilte. Sie folgte einer 
Einladung des Vorsitzenden des 

Nationalen Komitees der Feuer­
wehren der DDR, Generalmajor 
Herbert Pohl, Leiter der Hauptab­
teilung Feuerwehr im Ministe­
rium des Innern der DDR. 

Erstmals in der Nachkriegszeit 
besuchte eine offIZielle Feuer­
wehr-Delegation der Bundesrepu­
blik Deutschland Feuerwehren 
der DDR. Die erfreulichen Ver­
besserungen in den Beziehungen 
zwischen beiden Staaten führten 
zu dieser längst überfalligen offi­
ziellen Kontaktaufnahme zwi­
schen den Feuerwehren der Bun­
desrepublik mit ihren rund 1,2 
Millionen Aktiven und denen der 
DDR mit den rund 450000 aktiven 
Männern und Frauen. 

DFV-Präsident Struve sprach 
bei der Abreise der Delegation 
des Deutschen Feuerwehrverban­
des eine Gegeneinladung an Ge­
neralmajor Pohl aus, mit einer 
Delegation der Feuerwehren der 
DDR im nächsten Jahr die Feuer­
wehren der Bundesrepublik zu 
besuchen. Präsident Struve 
sprach in Übereinstimmung mit 
Generalmajor Pohl den Wunsch 
aus, diesen begonnenen Dialog 
der Völkerverständigung fortzu­
setzen. 

Wahrend des einwöchigen Auf­
enthaltes in der DDR wurden Ein­
richtungen des Brandschutzes 
und historische Stätten in Ost­
Berlin sowie im Bezirk Potsdam 
besucht. Hierbei konnten sich die 
Vertreter des Deutschen Feuer­
wehrverbandes vom hohen Lei­
stungsstand der DDR-Feuerweh­
ren und ihrer Einsatzbereitschaft 
überzeugen sowie sich über die 
Dienst- und Lebensbedingungen 
der Feuerwehrangehörigen der 
Berufs- und Freiwilligen Feuer­
wehren unterrichten lassen. 

Die Gespräche mit Vertretern 
der Feuerwehren sowie von Ar­
beitsgemeinschaften )unge 
Brandschutzhelfer" verliefen in 
einer aufgeschlossenen und sach­
lichen Atmosphäre. Erfahrungen 
bei der Vorbeugung und Bekämp-

fung von Bränden sowie bei der 
Nutzung wissenschaftlich-techni­
scher Erkenntnisse zur Verbesse­
rung des Brandschutzes wurden 
ausgetauscht. 

Musilaüge der 
Feuerwehren 
beim 1. Deutschen 
Bundesmusikfest 

Über Pfingsten 1989 veranstal­
tet die Bundesvereinigung Deut­
scher Blas- und Volksmusikver­
bände in Trier ihr I. Deutsches 
Bundesmusikfest. Zu den 18 Mit­
gliedsorganisationen der Bundes­
vereinigung zählen auch die I 368 
Musikzüge des Deutschen Feuer­
wehrverbandes. Sie sind eingela­
den, sich an diesem großen Fest 
zu beteiligen. 

Aktiv musizieren können die 
Feuerwehrzüge 
• bei Wertungsspielen 
• bei Platzkonzerten 
• im Großkonzert der Spielleute 
• bei der Abschlußveranstaltung 
im Gemeinschaftschor und 
Marsch durch Trier. 

Die Feuerwehrzüge können 
aber auch als Beobachter teilneh­
men, sich unter die Hörer der 
über 20 Saalkonzerte, 200 Platz­
konzerte und Stadionveranstal­
tungen begeben. Forumsveran­
staltungen am Samstag vor Pfing­
sten orientieren über aktuelle 
Entwicklungen der Vereinsarbeit. 

Anmeldungen müssen aller­
dings umgehend an das Organisa­
tionsbüro Bundesmusikfest, 
Ören,tr. 15, 5500 Trier, erfolgen. 
Das Organisationsbüro verschickt 
auch die 12seitige Einladung. 
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Günler Fritzsche, Oberbrandinspelrtor der Feuerwehr Bremen 
Gerd Seedorf, Pressereferenl des landesfeuerwehrverbandes Bremen 

Großbrand in Bremen: 
Alle Freiwilligen Feuenvehren eingesetzt 

Im März 1988 wurden bei 
einem Großeinsatz im Bremer 
Industriehafen alle stadtbremi­
schen Freiwilligen Feuerwehren 
eingesetzt. Der folgende Beitrag 
soll einen Einblick in die Ge­
schehnisse vor Ort und ein biß­
chen hinter den Kulissen bringen. 

17. März 1988 
19.54 Uhr: Notrufeingang bei 

der Einsatzleitzentrale der Feuer­
wehr Bremen: "Es brennt Baum­
wolle. Beim Industriehafen." 

19.55 Uhr: Löschzug 6 (LFI 
TLFIDLK, Stärke 117), Einsatzleit­
dienst (ELW, 111) und Einsatzbe­
reitschalt (LF, 117) rücken aus. 

20.00 Uhr: Löschzug 6 trifft 
an der BrandsteIle ein. An einer 
Außenseite einer eingeschossi­
gen 60 m x 60 m großen Lager­
halle in Stahlskelett-Bauweise mit 
Gasbetonausfachung und in 

Hier brach du Feuer aus. 
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3,50 m Höhe umlaufenden Fen­
sterband brennt ein Stapel von 
etwa 400 Ballen Baumwolle. Ein 
Ballen hat eine ungefähre Größe 
von 60cm x 80cm x 120cm. 
Weitere auf dem Betriebsgelände 
lagernde Ballen sind durch Fun­
kenflug gefährdet ebenso wie die 
Halle selbst, in der ca. 17000 
Ballen Baumwolle bis unter die 
Dachhaut in bis zu acht Lagen 
gestapelt sind. Die Halle hat nach 
drei Seiten je zwei Holz-Schiebe­
tore. Zur Abriegelung des Bran­
des nehmen die Besatzungen des 
LF und TLF I S-Rohr und zwei C­
Rohre vor. Von der Einsatzbereit­
schalt werden die Wasserversor­
gung über Hydrant hergestellt 
und anschließend zwei B-Rohre 
vorgenommen. Es werden zur 
Verstärkung drei weitere lösch­
züge angefordert. Das feuer brei­
tet sich durch die zerborstenen 

Scheiben des fensterbandes in Ein ca. 6 m breites Tor wird auf­
die Lagerhalle hinein aus. gebrochen und ein Monitor im 

20.05 Uhr: A1armierung des Eingangsbereich des Tores im ln­
Löschzugs I (TLflLfIDLK, 1/10), nenangriff eingesetzt. 
der Freiwilligen Feuerwehren 20.30 Uhr: Die FF Schöne-
Seesenthom (3 LF/RW I, 1/25) beck (2 LF, 1/19) wird in Marsch 
und Grambkermoor (LF, 1/4), des gesetzt, kurz darauf werden die 
Feuerlöschbootes I (If.l) und des FF Lesumbrok (LFlfLF/SW, 1/10) 
Direktionsdienstes (ELW, 1/1). und die FF Burgdamm (LF, 1/8) 
Nach Eintreffen baut der Lösch- alarmiert. Ein Rettungswagen 
zug I die Wasserversorgung vom geht an der EJnsatzstelie in Be-
200 m entfernt festgemachten reitstellung. Die eingetroffenen 
Feuerlöschboot I zur BrandsteIle Wehren nehmen weitere 4 C-Roh­
auf und nimmt 2 C-Rohre, ein re über Steckleitern an der rech­
B-Rohr und einen Monitor vor. ten Seiten, 3 C-Rohre an der lin­
Nach Aufbau einer weiteren Was- ken Seite und einen Wasserwer­
serförderstrecke nehmen die fer an der Vorderseite teils im 
Freiwilligen Feuerwehren Gramlr Innen-, teils im Außenangriff vor. 
kermoor und Seesenthom 2 C- Ein weiteres C-Rohr wird über 
Rohre, ein B-Rohr, einen Monitor eine Drehleiter an der linken Hai­
und einen Wasserwerfer vor. Der lenseite vorgenommen. Zuneh­
Brand hat sich inzwischen bis auf' mend werden die Angriffstrupps 
die Hällte der Halle entlang der mit Preßiuftatmern ausgerüstet, 
rechten Hallenseite ausgebreitet. so daß zur kontinuierlichen Ver-
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Stand der Löscharbeiten am 17. März 1988, 21.50 Uhr. 
(Zeichnung: Fritzsche) 

sorgung der GW-Atemschutz an­
gefordert wird. Auch wird jetzt an 
der Einsatzstelle zur besseren 
Führung der Einheiten eine Tech­
nische Einsatzleitung im angefor­
derten ELW 2 eingerichtet. 

21.50 Uhr: Die Halle brennt 
in voller Ausdehnung. Es sind 

jetzt insgesamt 44 Berufsfeuer­
wehrleute und 90 freiwillige Feu­
erwehrleute im Einsatz. Der 
Löschangriff wird jetzt mit 2 Was­
serwerfern, 3 Monitoren, 4 B­
Rohren und 16 C-Rohren vorge­
tragen. Die löschwasserkapazität 
beträgt 12000 Vmin. 

'\ 
"-

22.30 Uhr: Die Dachstütz-
pfeiler in der Hallenmitte verlie­
ren ihre Festigkeit, die Dachhaut 
ist großflächig zerstört. An der 
linken Hallenseite stürzen Teile 
der Wandausfachung nach außen. 
Aufgrund der Gefahr eines Hal­
leneinsturzes werden die Innen-
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angriffe abgebrochen. Zwischen­
zeitlich werden vom Direktions­
dienst und dem Vorsitzenden des 
Landesfeuerwehrverbandes in 
der TEL die Ablösung der Einsatz­
kräfte sowie die Versorgung koor­
diniert. 

IZS-MAGAZIN 10/881 53 



18. März 1988 
00.00 Uhr: Die Feldküche, 

eingesetzl von der FF SeesenI­
horn, slellt Einsatzverpflegung 
und warme Getränke bereit. Die 
Ablösungen beginnen. Es wird zu­
nächst ein 4-Stunden-Turnus 
durchgeführt. Die FF Blumenthai 
besetzt Wache 7, während die 
Wehren aus Vegesack, Huchting, 
St. Magnus und Blockland an der 
BrandsteIle zum Einsatz ge­
langen. 

4.00 Uhr: Wahrend die BF ih­
re Kräfte nach Wachen aufgeteilt 
alle vier Stunden ablöst, werden 
auch weitere Freiwillige Wehren 
zur Ablösung eingesetzt. Jetzt 
sind es die aus Seehausen, Lehe­
sterdeich, Arsten und Oberneu­
land. 

8.00 Uhr: Die letzte Vier­
stundenschicht beginnt. Da für 
die freiwilligen Helfer eine 
Sechsstundenschicht zeitlich öko­
nomischer ist - schließlich ist 
immer noch die An- und Abfahrt, 
das Wiederaufrüsten der Fahr­
zeuge usw. nötig - soll ab Mittag 
ein Sechsstundenrhythmus einge­
führt werden. Es lösen die FF 
Farge, FF Strom und FF Osterholz 
die bis dahin tätigen Wehren ab. 

10.00 Uhr: Die auf dem Ein­
satzgelände verteilten Gullys sind 
immer wieder verstopft. Es wer­
den vier TS 20rJ zum Abpumpen 
des Löschwasser eingesetzt. 

11.00 Uhr: Die Wasserver-
sorgung durch das Feuerlösch­
boot I wird durch das Löschboot 
2 übernommen. 

12.00 Uhr: Die letzten, noch 
nicht im Einsatz gewesenen Weh­
ren Borgfeld, Timmersloh, Mahn­
dorf und der Versorgungszug lö­
sen ab. 

13.15 Uhr: Das Amt für 
Stadtreinigung und Stadtentwäs­
serung wird angefordert, um die 
verstopften Gullys zu reinigen. 
Später kommt eine Privatfirma 
hinzu. 

14.19 Uhr: Feuer in der Ge­
walt. Elwa ab diesem Zeitpunkt -
es sind jetzt 92 Mann im Einsatz -
beginnt eine entscheidende Pha­
se in der Bekämpfung dieses Feu­
ers. MII drei Gabelstaplern und 
einem Radlader wird mit der Räu­
mung der Halle begonnen. Die 
unbeschädigten Ballen werden 
auf ein Firmengelände im nahege­
legenen Kalihafen gebracht, dort 
übernehmen zwei Mann mit 
einem LF Brandwache. Die be­
schädigten Ballen werden auf die 

der Lagerhalle gegenüberliegen­
den Straßenseite auf einem 
Grünstreifen abgesetzt und, so­
weit sie noch schwelen, einzeln 
abgelöscht. Die zerstörten un­
brauchbaren Ballen werden durch 
eine Privatfirma auf die Mülldepo­
nie Walle gebracht. Dort wird für 
die Nachlöscharbeiten ein LF 
(Besatzung 1/6) stationiert. 

23.56 Uhr: Ein Feuerwehr-
mann erleidet an der EinsatzsteI­
le einen Unfall. Bei Löscharbei­
ten stürzt er von einem Stapel 
Baumwolle. Er wird noch vor Ort 
von einem Notarzt, nachdem er 
sofort von Kollegen geborgen 
werden konnte, untersucht und 
mit Beckenverletzungen ins Kran­
kenhaus gebracht. 

19. März 1988 
Die Brandbekämpfung wird mil 

72 Kräften (7 der BF und 65 der 
Fp) durchgeführt. Es wird teil­
weise immer noch unter Atem­
schutz gearbeitet. Inzwischen 
wird mit 6 Gabelstaplern und 2 
Radladern geräumt. 

20. März 1988 
Die Halle ist etwa zur Hälfte 

geräumt. 10 C-Rohre, 2 B-Rohre, 
2 Monitore und I Wasserwerfer 
sind eingesetzt. Zum letzten Mal 
geht ein Trupp unler Atemschutz 
vor. 

21. März 1988 
Es sind 32 Mann im Einsatz. 

23. März 1988 
Die vorerst letzte Freiwillige 

Feuerwehr wird aus dem Einsatz 
abgezogen. Die BF hat noch 14 
Mann im Einsatz. 

26. März 1988 
"Feuer aus." Noch einmal wer­

den vier Wehren eingesetzt. Es 
geht ans Aufräumen. 

27. März 1988 
Die Brandwachen werden ab­

gezogen. Im Zuge weiterer regel­
mäßiger Kontrollen werden ver­
einzelt noch Nachlöscharbeiten 
durchgeführt. 

5. April 1988 
Letztmalig wird eine Kontrolle 

durchgeführt. Der Einsatz ist be­
endet. 

Eine Bilanz dieses Einsatzes 
zeigt, daß Baumwollbrände mit 
erheblichem Einsatz von Perso-

Die Löschtrupps haben sich vorgearbeitet. 

lösch- und Bergungsarbelten werden gleichzeitig durchgerührt. 

Tagelang werden geborgene, noch schwelende Ballen einzeln abgelöscht. 

nen und Material bekämpft und 
unter Kontrolle gebracht werden 
können, daß aber zum frühest­
möglichen Zeitpunkt - hier mußte 

ein Abkühlen der Stahlträger in 
der Halle abgewartet werden -
versucht werden muß, die Ballen 
zu trennen und, falls erforder-



lieh, einzeln abzulöschen. Be­
währt hat sich auch die schnelle 
Einrichtung einer TEL vor Ort, so 
daß Entscheidungen schnell und 
ohne lange Wege getroffen ~nd 
umgesetzt werden können. Er­
wähnenswert ist die reibungslose 
Zusammenarbeit zwischen der 
Berufsfeuerwehr und der Freiwil­
ligen Feuerwehr sowie sicher 
auch der persönliche Einsatz 
eines jeden Feuerwehrmannes. 

Addiert waren insgesamt sei­
tens der Feuerwehr I 553 Kräfte 
(895 der BF und 658 der FF) und 
514 mal Fahrzeuge im Einsatz. 
Insgesamt wurden über 13 km 
Schläuche ausgelegt, fast 5000 Li­
ter Kraftstoff verbraucht und für 
5000,- DM Einsatzverpflegung 
ausgegeben. Die Polizei wendete 
für Verkehrslenkungsmaßnahmen 
182 Beamtenstunden auf. Die ge­
samte Löschwassermenge betrug 
ca. 50000 m'. Die Schadenshöhe 
wird auf etwa 15 Millionen DM 
geschätzt. Als Brandursache wird 
Brandstiftung angenommen. Zerstörte Baumwollballen werden verladen. 

, 

(Fotos: Seedorf) 

Teilnahme deutscher Feuerwehren 
an Feuerwehrleistungsbewerben im Ausland 

Meideschluß: Ende Februar 
1989 

Für einen Start deutscher Feu­
erwehren an Feuerwehr-Wettbe­
werben 1989 im Ausland sind 
nachfolgende Bedingungen zu be­
achten: 

Bronze/Silber 

I. Grundsätzliches 
Die Teilnahme deutscher Feu­

erwehren an Feuerwehrleistungs­
bewerben im Ausland ist aufgrund 
gegenseitiger Vereinbarungen der 
nationalen Feuerwehrverbände 
geregelt und möglich. Für die 
'Feuerwehren der Bundesrepublik 
Deutschland ist hierfür der Deut­
sche Feuerwehrverband zu­
ständig. 

2. Antrag 
Anträge zur Teilnahme an 

einem Feuerwehrleistungsbe­
werb im Ausland sind zu richten 
an den 
Deutschen Feuerwehr­
verband (DFV) 
Kohlenzer Straße 133, 
5300 Bonn 2 

Für die Teilnahme an einem 
Feuerwehrleistungsbewerb im 
Ausland ist eine Starterlaubnis 
des DFV erforderlich. 

An einer Teilnahme interes­
sierte deutsche Feuerwehren ha­
ben diese bis spätestens Ende 
Februar 19S9 (unter Vorbehalt 
einer späteren Teilnahme) form­
los beim DFV anzumelden. Dar­
aufhin erhalten diese Feuerweh­
ren vom DFV die benötigten An­
meldeunterlagen und die vorlie­
genden Veranstaltungsinforma­
tionen. 
Zusätzlicher Hinweis für 
bayerische Feuerwehren: 

Teilnahmevoraussetzung für 
Feuerwehren des Freistaates 
Bayern ist gemäß Beschluß des 
Sprechergremiums, daß die Mit­
gl ieder der Bewerbsgruppe min­
destens die Stufe 11 (Silber) des 
Bayerischen Feuerwehrleistungs­
abzeichens besitzen. Diese Vor­
aussetzung ist vom Abnahmebe­
rechtigten des DFV zu prüfen. 
Liegt die Voraussetzung nicht vor, 
kann keine Abnahme der Trai­
ningsleistung und ' Bestätigung im 
Anmeldebogen erfolgen. 

3. Voraussetzungen 
Allgemeine Voraussetzungen 

(gemäß österreichischer Bestim­
mungen) für die Zulassung sind, 
daß das Mitglied der Bewerbs­
gruppe 
• seit mindestens drei Monaten 
aktives Feuerwehrmitglied ist, 
• am ersten Tag des Leistungs­
bewerbes (Stichtag) das 65. Le­
bensjahr nicht überschritten hat 
und 
• einen gültigen Feuerwehr­
dienstausweis besitzt. 
• Der Aktive darf im Bewerb um 
das FLA in Bronze und im Bewerb 
um das FLA in Silber bei jeder 
Bewerbsveranstaltung nur einmal 
antreten, 
• darf unbeschadet des Besitzes 
eines FLA aus einem früheren 
Feuerwehrleistungsbewerb er­
neut antreten. 
Die Bewerbsgruppe 
• muß aus Angehörigen der glei­
chen Feuerwehr bestehen, 
• muß in der Klasse A antreten, 
wenn das Gesamtalter der Aktiven 
weniger als 270 Jahre beträgt, 
• darf bei einem Gesamtalter 
von 270 Jahren und darüber ent-

weder in der Klasse A (ohne A1-
terspunkte) oder in der Klasse B 
(mit Alterspunkten) antreten. 

Frauengruppen der Feuerweh­
ren können nur dann eine Start­
erlaubnis erhalten, wenn das 
Gastland hierfür Bewerbungs­
gruppierungen vorgesehen hat 
bzw. wenn dem DFV von dort eine 
Einwilligung zum Start (Sonderge­
nehmigung) vorliegt. - Jugend­
feuerwehren können an diesen 
Bewerben nicht teilnehmen. 

4. Bedingungen 
Bei den hier angesprochenen 

Feuerwehrleistungsbewerben im 
Ausland han~eJt es sich um Be­
werbe nach den 
a) Bestimmungen für den Be­
werb um das FLA in BronzelSilber 
des Österreich ischen Bundesfeu­
erwehrverbandes 
b) Freundschafts-Wettbewerbe 
nach den Bestimmungen für den 
"Internationalen Feuerwehrwett­
kampf des CTIf'" 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Die OlRG feierte im Oktober Geburtstag 

Eine Nation hat schwimmen gelernt 

Sommer und Sonne - Badetag. 
Planschen, Springen, .Hüpfen, 
Johlen und Kreisen. Ein gutge­
launtes Badevolk trifft sich am 
Wasser. Die einen toben mit dem 
Badeball, die anderen bräunen 
sich auf der dümpelnden Luftma­
tratze, wieder andere paddetn mit 
dem Boot oder nitzen mit dem 
Surfbrett übers Wasser. 

All diese Freizeitaktivitäten 
bergen Gefahren: Das Boot kann 
kentern, die Luftmatratze kann 
von der Strömung aufs Meer ge­
trieben werden, ablandiger Wind 
läßt den unerfahrenen Surfer 
nicht wieder ans Ufer zu rück­
kehren. 
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75 Jahre humanitäres Wirken 
der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft e. V. 

Oft wird Schlimmeres von den 
Aktiven der OLRG verhütet. In 
mehr als 1000 festen und mobilen 
Stationen wachen die Wasserret 
ter an der Küste, an Seen und 
Flüssen, aber auch in Frei- und 
Hallenbädern und sorgen für un­
getrübte Badefreuden und Ur­
laubsspaß. Mehr als 52000 Men­
schen - davon etwa 8000 unter 
Einsatz des Lebens der Retter 
wurden seit 1950 vor dem Ertrin­
ken gereUet. 

"KopfgeldU flIr Lebensrettung 

Der Wachdienst, mit immerhin 
fast 2,3 Millionen Wachstunden 

im letzten Jahr, ist freiwillige und 
ehrenamtliche Arbeit - Bezah 
lung, auch für erfolgreiche Ret­
tungen gibt es, anders als vor 200 
Jahren, nicht. 1791 beispielswei­
se selZte die "Gesellschaft der 
Unternehmer" in Lübeck, "damit 
es nun auch nicht an äußerer 
Ermunterung fehlen möge", re­
gelrechte Erfolgsprämien zur Ret­
tung Ertrinkender aus: 

Wurde ein Ertrunkener vor Ab­
lauf einer Stunde nach dem Ein­
sturz aus dem Wasser gezogen, 
war dafür eine Prämie von fünf 
Reichstatern ausgesetzt. Gar zehn 
Reichstaler gab es, "wenn sie den 
Körper wieder zum Leben brin-

gen. .. und darüber sich mit 
glaubhaftem Zeugniß legitimie­
ren". Zusätzlich spendeten die 
Unternehmer noch "Werkzeuge 
zur Reuung ertrunkener Men­
schen", wie beispielsweise auch 
eine "Röhre zum Einblasen der 
Luft". 

Speziell an der Nord- und Ost­
seeküste hat der Gedanke der 
aktiven Wasserreuung also eine 
lange Tradition. Im 18. und in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhun­
derts blieben die Aktivitäten aller­
dings auf lokale Initiativen be­
schränkt. Erst in den 70er Jahren 
des letzten Jahrhunderts enlwik­
kelte sich im Deutschen 



Schwimm-Verband die Idee einer 
nationalen Wasserrettungsorgani­
sation. 

Katastrophe war der Auslöser 

Den endgültigen Anstoß zum 
Gründungsaufruf der DLRG gab 
dann 40 Jahre später, im Jahr 
1912, das große Unglück am Lan­
dungssteg des Ostseebades Binz 
auf Rügen, bei dem 17 Menschen 
ihr Leben verloren. 

Am 19. Oktober 1913 fand die 
offizielle Gründungsfeier der 
DLRG in Leipzig statt. Wie not­
wendig eine Wasserrettungsge­
sellschaft war, belegt die Zahl von 
5000 Todesfallen durch Ertrinken 
im Jahr 1913. 

Der I. Weltkrieg mit seinen 
gesellschaftlichen, politischen 
und wirtschaftlichen Schwierig­
keiten und die inflationäre Geld­
entwertung in den zwanziger Jah­
ren verhinderten über Jahre den 
zielstrebigen Aufbau eines Was­
serrettungssystems. Die Zahlen 
der Todesfalle durch Ertrinken 
stiegen noch an. 1922 ertranken 
im Deutschland der Weimarer Re­
publik 8000 Menschen. Eine an­
dere Zahl macht deutlich, woran 
es lag: nur zwei bis drei Prozent 
der Bevölkerung konnte 
schwimmen. 

Schwimmen als Zeichen der 
Bildung 

Schwimmen ist heute eine der 
beliebtesten Freizeitbeschäfti­
gungen. Das war nicht immer so. 
Im antiken Griechenland war die 
rahigkeit des Schwimmenkön­
nens ein Ausdruck für Bildung, 
weshalb ein "ungebildeter 
Mensch" mit dem Ausspruch cha­
rakterisiert wurde: "Er kann we­
der schwimmen noch lesen" 
(Diogenian). Die mittelalterliche 
Gesellschaft hatte andere Moral­
und Wertvorstellungen. Die Kunst 
des Schwimmens wurde über 
Jahrhunderte bedeutungslos. Im 
Schulunterricht waren Baden und 
Schwimmen bei Strafe verboten. 

J. Chr. Fr. Gutsmuths, Vor­
kämpfer für den Schwimmunter­
richt, läutete die Wende ein und 
forderte 1797: "Das Schwimmen 
muß das Hauptstück der Erzie­
hung werden. Bisher ist das Er­
trinken Mode gewesen, weil das 
Schwimmen nicht Mode ist. Soll 
denn das Schwimmen nicht auch 
bei uns Mode werden?" 

Das sicherste und wirksamste 
Mittel gegen den Ertrinkungstod 
ist die Fähigkeit, sich im Wasser 
zu bewegen. Insofern gilt 
Schwimmenkönnen als die aktiv­
ste Form der Wasserrettung. Aus 
dieser Erkenntnis hat die DLRG 
seit Bestehen die Förderung des 
Schwimm unterrichts durch Wort 
und Tat zu ihrem wichtigsten An­
liegen gemacht. 

Erfolge bestHtigen das 
Konzept 

Schwimmenlernen wurde aber 
nicht nur als Prophylaxe - im 
Hinblick auf eine Selbstrettung -
begriffen, sondern sollte die er­
ste Stufe sein zum Rettungs­
schwimmer, der anderen in Was­
sergefahr hilft. Der konsequen­
ten Realisierung dieses zweiglei­
sigen Konzeptes über all die Jah­
re ist es zu verdanken, daß die 
Zahl der Todesfalle durch Ertrin­
ken stetig zurückgegangen ist und 
jetzt Ende der 80er Jahre auf eine 
Quote von 500 bis 600 Personen 
im Jahr gesenkt werden konnte. 

Neben Schwimmunterricht und 
Wasserrettung wurde die Aufldä­
rung der Bevölkerung über die 
Gefahren des Wassers durch 
"Scharrung von billigen Leitfaden, 
Plakaten, Flug- und Merkblättern, 
Lichtbildvorträgen" schon im 
Gründungsaufruf als Aufgabe for­
muliert. 

Chronik mit Höhen und Tiefen 

Nach organisatorischen und 
finanziellen Schwierigkeiten beim. 
Aufbau der DLRG nach dem 
I. Weltkrieg begann in der Mitte 
der 20er Jahre die Konsolidierung 
der Wasserrettungsorganisation. 
Das Jahr 1925 kann als jener Zeit­
punkt angesehen werden, an dem 
der eigentliche kontinuierliche 
Ausbau der heutigen DLRG zur 
größten selbständigen Wasserret­
tungsorganisation der Welt be­
gann. 

Zehn Jahre später weist die 
Statistik die Erfolge der DLRG­
Arbeit aus. 35000 Mitglieder in 
321 Untergliederungen, fast 4500 
Hilfsleistungen wurden voll­
bracht. Über 45000 Grundschei­
ne, 5700 Leistungsscheine und 
1300 Lehrberechtigungen wurden 
erworben. 

Der Aufbau des Rettungswach­
dienstes ging stetig weiter: 

l \ 
Ausbildung zum Reuungsschwimmer. 

--

-- .....:.. .... 
~ 

ReUungsboot auf Patrouillenfahrt. 

600 000 Stunden freiwilliger unbe­
zahlter Rettungswachdienst, 200 
große Rettungswachen mit fünf 
bis sechs Personen Besatzung -
Daten aus dem Jahre 1936. 1945 
hörte die DLRG auf zu existieren. 
Sofort nach der Beendigung des 
Krieges wurde die DLRG mit gro­
ßem Engagement wieder aufge­
baut. 

Mitte der fünfziger Jahre, Bill 
Haley rockte ,,Around the Clock", 
gab es schon wieder 60000 Mit­
glieder. 1953 erschien die erste 
Ausgabe des "Lebensretters" als 
amtliches Organ der DLRG. Die 

-(Foto: H. P. Oehter) 

-

(Foto: wdv) 

Organisation entwickelte sich 
konsequent weiter. 

Seepferdchen für die Jüngsten 

Frei- und Fahrtenschwimmer­
zeugnis - die Älteren werden sich 
erinnern, so setzte die DLRG ihre 
Bemühungen um die Schwimm­
ausbildung fort. Mit Erfolg. Das 
Zeugnis eines Frei- und Fahrten­
schwimmers gibt es nicht mehr. 
Es wurde durch ein modernes, 
verbessertes Ausbildungssystem 
ersetz\: Jugendschwimmpaß, 
Deutscher Schwimmpaß, Zeug-
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Schwtmmausblldung in der DLRC. 
(Foto: Fuhnnann) 

nisse für Frühschwimmer, das 
beliebte "Seeplerdchen" mit al­
tersgerechten Leislungszielen 
bilden die Grundlage für die Fa-
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higkeit, sich selbst aus Wasserge­
fahr zu retten. 

Heute zählt die DLRG nahezu 
eine halbe Million Mitglieder. In 
50 Jahren hat sich diese "Familie" 
mehr als verzehnfacht. Seit 1913 
wurden 280000 Menschen vor 
dem Tod durch Ertrinken gerettet 
oder aus Wassernot geborgen. 

Die Statistik der letzten Jahre 
belegt deutlich, daß immer wen i 
ger in ot geratene Schwimmer 
geborgen werden müssen. Viel­
mehr ist es die ständig zuneh­
mende Zahl der Surfer und Seg­
ler, die der Hilfe der Wasserret­
ter bedarf. Inzwischen können 
nämlich fast 80 Prozent all.r Bun­
desbürger schwimmen die 
DLRG hat dazu einen wesentli­
chen Beitrag geleistet. 

Auf Initiative der Wasserretter 
ist der Schwimmunterricht fester 
Bestandteil des Schulsports ge· 

worden. Schwimmen, Gesund­
heitssport Nummer ein, macht fit 
und hat sich in den letzten Jahren 
regelrecht zum Breitensport ent­
wickelt weitgehend unterstützt 
durch die DLRG. Seit etwa zehn 
Jahren geht die DLRG neue Wege 
in Sachen Gesundheit und Brei­
tensport. Im Mittelpunkt stehen 
Angebote für Familien und ältere 
Menschen. 

Gesundheitsvorsorge durch 
Breitensport 

Nahezu alle Ortsgruppen bie­
ten zielgruppengerechte Freizeit­
und Aktivangebote im und am 
Wasser. In Zusammenarbeit mit 
verschiedenen Partnern hat die 
DLRG in der letzten Dekade über 
35000 Badeparty-Aktionen, 
"Treffpunkt Bad" und "Schwimm 
mit bleib fit"-Veranstaltungen 

im Bundesgebiet durchgeführt. 
Sie alle haben zum Ziel, sich im 
Alltag fit zu halten und gemein­
sam Sport zu treiben, um die 
Gesundheit zu erhalten. Auch die­
se Aktionen, die auch die Kom­
munikation fördern sollen, wer­
den von ehrenamtlichen Mitglie­
dern organisiert und durchge­
führt. 

Auch verbandsintern kommt 
der Sport nicht zu kurz. Die Fa­
higkelt, aus Wassergefahr zu ret­
ten, setzt eine bestimmte Lei­
stungsfähigkeit voraus. Die Trai­
ningsangebote stoßen vor allem 
bei den jugendlichen Mitgliedern 
auf reges Interesse. 

DLRG-Jugend: aktiv, kritisch, 
kreativ 

Die DLRG ist übrigens eine 
,junge" Organisation. Zwei Drit-



Ergebnis eines Tauchereinsatzes ..schmutzbefreiung öffentlicher Gewäs· 
ser"". Ein DLRG·Beitrag zum Umweltschutz. 

tel, also 330000 Mitglieder, sind 
jünger als 25 Jahre. Sie gehören 
der DLRG-Jugend an. Vor 25 Jah­
ren gegründet, entwickelte sie 
sich inzwischen zur viertgrößten 
Jugendorganisation in der Bun­
des republik. 

Absicht bei der Gründung war, 
Jugendlichen innerhalb der Ge­
samtorganisation Freiräu'me zur 
Erfüllung eigener Ideen und Wün­
sche zu schaffen. Diesem Gedan­
ken wird heute mit einem breiten 

Angebot, das Kinder und Jugend­
liche zu einem aktiven Freizeit­
verhalten bei gleichzeitiger kriti­
scher Auseinandersetzung mit 
der Umwelt anregt, Rechnung ge­
tragen. Kreativität und Aktivität 
stehen in der DLRG-Jugend ganz 
oben. 

Beim Sport werden, über den 
Breitensportgedanken hinaus, 
auch leistungsbezogene Sportan­
reize geboten. Die Teilnehmerfel­
der bei den jährlich stattfinden-

den Deutschen Meisterschaften 
im Rettungsschwimmen belegen 
das große Interesse. 

Nach zahlreichen Ausschei­
dungsweUkämpfen auf lokaler, 
Bezirks- und Landesebene Qualifi­
zieren sich jährlich 2500 Sportler 
für die nationalen Titelkämpfe. 
Die Spitzensportler aus den Rei ­
hen der DLRG gehören seit Jah­
ren zur internationalen Spitze im 
Rettungsschwimmen. Das bewei­
sen die herausragenden Resulta­
te bei Welt- und Europameister­
schaften. 

Jeder kann heHen 

Die Verpflichtung zur Hilfelei­
stung ist für jeden Rettungs­
schwimmer obligatorisch. Im 
Rahmen ihrer Ausbildung erler­
nen sie auch die Methode der 
Herz-Lungen-Wiederbelegung 
(HWL). 

HWL ist seit über 20 Jahren 
fester Bestandteil der Rettungs­
schwimmer-Qualifikation. Die an­
haltend hohe Rate von Todesfal­
len aufgrund von Herzinfarkten 

oder anderen Herz-Kreislauf-Lei­
den - jährlich sterben daran in 
der Bundesrepublik 80000 bis 
100000 Menschen - hat das Präsi­
dium dazu bewogen, HWL-Lehr­
gänge für jedermann zugänglich 
zu machen. 

Viele DLRG-Ortsgruppen bie­
ten diese sechsstündigen Kurse 
an, um möglichst viele Menschen 
in der Wiederbelebung durch 
Laien zu unterweisen. Über 75 
Prozent aller Herz-Kreislauf-Still­
stände ereignen sich im privaten 
Bereich, und die ersten Minuten 
sind entscheidend. Schon nach 
vier Minuten ohne Sauerstorrver­
sorgung kann es zu schweren ir­
reparablen Schäden kommen. Die 
Methode ist leicht zu erlernen, 
und jeder kann dann helfen, 
wenn's darauf ankommt. 

75 Jahre Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft, das heißt 
nicht nur Wasserrettung und 
Schwimmausbildung, sondern 
auch neue Aktivitäten und Enga­
gement im Dienste der Gesund­
heit des Menschen im Zeichen 
des spähenden Adlers ... 

In Zukunft regelmäßiger Dialog 
zwischen DGzRS und DLRG 

Zu einem ersten Gespräch trafen 
sich die Spitzen der Deutschen 
Gesellschaft zur Rettung Schiff­
brüchiger und der DLRG in der 
Bremer Hauptverwaltung der 
DGzRS. 

An dem Gespräch nahmen der 
DGzRS-Vorsitzende, Ernst Meier­
Hedde, und aus der Geschäftslei­
tung Kapitän Uwe Klein und Hein­
rich Hoppe teil. Der DLRG-Dele­
gation unter Leitung von Präsi­
dent Hans-Joachim Bartholdt, ge­
hörten der Technische Leiter im 
Präsidium, Dr. Klaus Wilkens, 
und der Referatsleiter Ludger 
Schulte-Hülsmann, an. 

Ober zwei wesentliche Grund­
sätze der Zusammenarbeit 
herrschte in einem von Sachlich­
keit und freundlicher Atmosphäre 
geprägten Dialog beiderseitiges 
Einvernehmen: 
o Wo der Einsatzbereich der 
DLRG aufhört, beginnt der Ein­
satzbereich der DGzRS. 
f) Die Rettung von Menschen 
darf nicht an Zuständigkeitspro­
blemen scheitern. 

Zu Beginn des Trerrens hatten 
die Gesprächspartner Aufgaben 
und Teile ihrer Organisationen 
erläutert. Im Laufe der Ausspra­
che stellte sich schnell heraus, 
daß Problemfelder und vermeint­
liche Rivalitäten (aufgrund von 
Schilderungen von der Basis) kei­
nen e~sten Hintergrund haben, 
sondern aus Unverständnis, Un­
zulänglichkeiten und Fehlinter­
pretationen entstanden waren. 

Präsident Bartholdt und Dr. 
Wilkens konnten deutlich ma­
chen, daß die DLRG nicht daran 
denkt, Einsatz- und Aufgabenbe­
reiche über die satzungsgemäßen 
Aufgaben hinaus, auszuweiten. 

Die DLRG-Vertreter wünschten 
mehr Kontakte und ständigen Er­
fahrungsaustausch mit der DGzRS 
und erwarten die Respektierung 
der Kompetenzen in der Strand­
rettung, wie sie seit Jahrzehnten 
von der DLRG betrieben wird. 

Beide Seiten signalisierten in 
Abstimmungsfragen jederzeit Ge­
sprächsbereitschaft. Als erstes 
praktisches Ergebnis sollen enge-

re Kontakte und Abstimmungen 
bei den nächsten Fachtagungen 
der Technischen Leiter erfolgen. 

Hans-Joachim Bartholdt 
wünschte, daß die vereinbarten 
Grundsätze in fairer Partner­
schaft auch an der Basis beider 
Organisationen in Gesprächen, 
Diskussionen und Erfahrungsaus-

tausch mit Leben gefüllt werden 
und ihre Fortsetzung finden. 

Im Anschluß an das Gespräch 
hatten die Vertreter der DLRG 
Gelegenheit, die hervorragend 
ausgestattete Einsatzleitstelle im 
Hauptgebäude der DGzRS sowie 
die anderen Einrichtungen in Bre­
men zu besichtigen. 
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20. Deutsche Polizeimeisterschaften 
im Schwimmen und Retten 

Das Deutsche Polizeisportku­
ratorium hatte die 20. Deutschen 
Polizeimeisterschaften im 
Schwimmen und Retten 1988 nach 
Berlin vergeben. Neben den vie­
len schwimmerischen Disziplinen 
in der offenen und der Altersklas­
se I- IV für Frauen und Männer 
wurden auch die im Polizeisport 
üblichen Rettungsdisziplinen aus­
geschwommen. 

Von den Aktiven werden im 
Rettungsmehrkampf folgende 
Disziplinen abverlangt: 
o 50 m Kleiderschwimmen, 
e 50 m Tauch-lSchwimmübung, 
25 m Streckentauchen und 25 m 
Brustschwimmen 
e 50 m Retten mit Rettungspup­
pe, 25 m Anschwimmen oder An­
tauchen der R-Puppe und 25 m 
Schleppen der Puppe 

Bei den Disziplinen für den 
Rettungsmehrkampf konnte sich 
DLRG-Präsident Hans-Joachim 
Barthold persönlich von den Lei­
stungen der Polizeischwimmer 
überzeugen. 

Mit einer ausgezeichneten Or­
ganisation für die Aktiven in allen 
Bereichen hat die Berliner Polizei 
diese 20. Polizeimeisterschaft im 
Schwimmen und Retten zu einem 
unvergeßlichen Ereignis für alle 
Beteiligten werden lassen. 

Viel Umsicht und Rücksicht­
nahme, Hönichkeit und exaktes 
Auftreten der Organisatoren, Be­
treuer und Kampfrichter haben 
mit dazu beigetragen, daß viele 
neue Deutsche Polizei rekorde 
ausgeschwommen wurden. Zu er-

DLRG und BVS 
erörterten 
gemeinsame Fragen 

Vom 9. bis 11. September 1988 
fand die Informationstagung 
"Zivilschutz" mit dem Schwer­
punktthema "DLRG - Katastro­
phenschutz und BVS" in Voldag­
sen (Niedersachsen) statt. Der 
Bundesverband für den Selbst­
schutz (BVS) informierte ausgie­
big über seine Aufgaben und de­
monstrierte u. a. die Möglichkei­
ten des Selbstschutzes, wie zum 
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wähnen ist auch die vorbildliche 
Wettkamp!stätte, nämlich die 
Sport- und Lehrschwimmhalle 
Schöneberg, die ebenfalls zur 
Motivation und guten Ergebnissen 
beitrug. 

Bei der Siegerehrung über­
reichte der Lehrbeauftragte Poli­
zei, der DLRG, LV Berlin, Kame­
rad Horst Richter, einen Ehren­
preis des DLRG-Präsidenten 
Hans-Joachim Barthold. 

Die nächste DPM wird 1990 in 
Bayreuth ausgetragen. Schon ein­
mal haben die Bayerischen 
"Freunde und Helfer" in Nürn­
berg gezeigt, daß sie ebenfalls 
ausgezeichnete Organisatoren 
und gute Gastgeber sein können. 
Wir wünschen ihnen für 1990 eine 
glückliche Hand. Siegfried Schulz 

Präsident H. J. Barthold (2. v. I.) Im Gespräch mit Organisatoren und Vertretern des Deutschen Pollzelsportkuralo· 
riums. 

Beispiel Ablöschen von Feststoff­
und Flüssigkeitsbränden, Bergung 
aus Höhen, Verletztentransport. 
Die Reihe der Informationstagun­
gen des BVS für die DLRG auf 
Bundesebene, in der der BVS sei­
ne Aufgaben darstellt, wurde zum 
ersten Male in Voldagsen durch­
geführt. Die Einrichtung in Vol­
dagsen ist ausschließlich vom 
BVS genutzt und dient der Unter­
weisung und Unterrichtung der 
Bevölkerung auf den Gebieten 
Selbst- und Zivilschutz. 

Vertreter der technischen lei­
tungen des Präsidiums sowie der 

LV's, der Jugend, Teilnehmer aus 
verschiedenen Landesverbänden 
und des BVS diskutierten die Si­
tuation des Katastrophenschutzes 
und des BVS in der Bundesrepu­
blik sowie die Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit. Gleichzeitig 
konnten viele Detailfragen erör­
tert werden, die sich in der Ver­
gangenheit zu diesem Themen­
komplex ergeben haben. Durch 
die zusätzliche Anwesenheit von 
U_ Weidner vom BVS aus Köln 
sowie Schulleiter KIesper aus 
Körtlinghausen konnten direkte 
Nachfragen gestellt werden. 

Da alle bisherigen Tagungen 
auf dieser Ebene in Körtlinghau­
sen stattgefunden haben, besaß 
Schulleiter KIesper das notwendi­
ge Hintergrundwissen. 

Anregungen und Kritik von sei­
ten der DLRG nahmen die Mitar­
beiter des BVS dankbar an. Die 
DLRG-Teilnehmer stellten am En­
de der Veranstaltung fest, daß sie 
eine freundliche Aufnahme ge­
habt hatten und die meisten von 
ihnen zahlreiche gewonnene neue 
Erkenntnisse mit nach Hause 
nehmen können. Dieter Fröhling 



Presseschau des Inlands 
Jährlich 3,6 

Milliarden Aufwand 

Die Aufwendungen des Bundes 
für den erweiterten Katastrophen­
schutz . .. betragen derzeit l1IlId 355 
Millionen jährlich. Bund, Länder 
und Gemeinden wenden nach Aus­
sage des Parlamentarischen Staats­
sekretärs beim Bundesinnenmini­
ster jährlich über 3,6 Mrd. DM für 
das gemeinsame lliIfeleistungs­
system von Katastrophen- und Zi­
vilschutz auf. Den BundesanteiI be­
zifferte er aIIein auf 880 Mio. DM. 
Eine Reihe großer Beschaffungs­
vorhaben steht in den nächsten Mo­
naten noch auf dem Wanschzettel. 

Das Bundesamt für Zivilschutz (BLS) 
beabsichtlgt unter der Bezelchnung 
Warn-Rundfunk-Informatlonssystem 
(W ARI) eine völllge Neukonzeption 
des Luftschutz-Warndienstes. 

Langfristig soll mit WARI ein Rund­
funkwarnsystem geschaffen werden, 
das die Bevölkerung jederzeit, also zu 
Hause und am Arbeitsplatz und unter­
wegs erreichen karm und auch die 
vorhandenen Sirenen auslösen karm. 
Dadurch wird es erforderlich, die 
rund 50 Jahre alten Sirenen vollstän­
dig zu ersetzen. Für das nächste Jahr 
beabsichtigt das Amt einen System­
versuch, an dem sich 12 namhafte 
Unternehmen der Elektronikbranche 
beteiligen werden. 

In der Systemspeziflzierung des 
BLS ist unter anderem vorgesehen, 
daß drei verschiedene Empfängerty­
pen für die UKW-Signale zur Verfü­
gung gestellt werden: ein spezieller 
WARI-Heimempfänger oder ein 
UKW -Radio für die Bevölkerung und 
für mcht öffentliche behördliche War­
nungen zwei spezielle Empfänger. 
Der erste Typ dient der Decodierung 
der gesendeten Signale und der Dar­
stellung auf dem Bildschirm, der 
zweite Typ der Kurzinformation von 
Schlüsselpersonal und muß daher Ta­
schenformat haben. Der dritte Emp­
fänger ist zum Auslösen der Sirenen 
konziplert. 

Schwerpunkte der fmanziellen An­
strengungen des Bundes ist das vom 
Bundessicherheitsrat gebilligte Kon­
solidierungsprograrnm, das der Mo­
dernisierung und Komplettierung der 
Austattung des erweiterten Katastro-

phenschutzes bis 1992 durch die Be­
schaffung von rund 11 500 neuen Ein­
satzfahrzeugen sowie Fachdienstaus­
stattung 1m Wert von insgesamt 1,2 
Mrd. DM vorsieht. 

(.Behörden-Spiegel", Bann, 10188) 

Katastrophenschutz­
system hat sich 

bewährt 

Die Organisation des Katastro­
phenschutzes im VerteidigungsfaII, 
deren Regelung nach Art. 13 Nr. I 
GG in die Gesetzgebungskompe­
tenz des Bundes riillt, soll nach dem 
Willen des Bundesinnenministe­
riwns neu geordnet werden. Der 
Mitte September vom Parlamentari­
schen Staatssekretär, Carl-Dieter 
Spranger, vorgestellte Referenten­
entwurf eines Gesetzes zur Ergän­
zung eies Katastrophenschutzrechts 
ist nach den Worten des Staatsse­
kretärs in grundsätzlicher Einigkeit 
mit den Ländern, kommunalen Spit­
zen verbänden, Organisationen und 
Verbänden erarbeitet worden. Der 
Referentenentwurf geht von dem 
einheiUichen Katastrophenschatz­
system von Bund und Ländern aus, 
das sich grundsätzlich bewährt hat. 

Neu lSt unter anderem, daß in An­
lehnung an das Katastrophenschutz­
recht der Länder, das ja allein die 
Anfordernisse zu Frledenszeiten re­
gelt, eine persöriliche Hilfeleistungs­
pflicht der Bürger eingeführt wird. 
Sollten daher im Einsatzfall den Orga­
msationen fachkundlge Helfer fehlen, 
können Männer über 18 Jahre, die 
nicht zum Dienst in der Bundeswehr 
herangezogen werden, den Organi­
sationen als Helfer zugewiesen wer­
den. Den Organisationen 'liird jedoch 
ein Ablehnungsrecht zugestanden, 
falls sie berechtigte Gründe gegen 
eme Zuweisung haben. Das Deutsche 
Rote Kreuz vertritt belSpielsweise die 
Ansicht, daß diese Emschränkung 
hinsichtlich seines internationalen 
Status, der unter anderem das Frei­
willigkeitsprinzip ehtMIt, notwendig 
. ist. Dem Roten Kreuz sollen daher nur 
,Dienstpflichtige' zugewiesen wer­
den, dle zur Mitwirkung berel! sind. 

Das Bundesamt für den Zivildienst 
soll darüber hinaus verpflichtet wer­
den, alle Zivildienstleistenden, die ih­
ren Dlenst in einer Einnchtung der 
gesundheitlichen Versorgung abge­
leistet haben, der Katastrophen­
schutzbehörde namentlich zu be­
nennen. 

Auch § 24 des Arbeitssicherstel­
lungsgesetzes soll ergänzt werden. 
Da das Arbeitssicherstellungsgesetz 
nur eme Auskunftspflicht vorsieht, 
können die Behörden der Arbeltsver­
waltung den Kreis nichtberufstätiger 
Angehöriger der Gesundheitsberufe 
nicht erfassen. Auch die Gesundheits­
behörden der Länder können sie 
nicht unterstützen, da nur berufstätige 
Angehörige des Gesundheitswesens 
einer Meldepflicht unterliegen. Die 
Bundesregierung soll daher ermäch­
tigt werden, eine Meldepflicht für alle 
nichtberufstätigen Angehörigen der 
Gesundheitsberufe einzufiiluen. 

Teilweise neu organisiert werden 
auch einzelne Behörden und Organi­
sationen des Katastrophenschutzes. 
Dazu gehört m erster Linie das Tech­
nische Hilfswerk (THW), das m Zu­
kunft dle von den Verwaltungsgerich­
ten mehrfach geforderte gesetzliche 
Grundlage erhalt. Zwar wird die be­
stehende Rechtsform ,Bundesanstalt' 
übernommen, aber die Aufgaben des 
Technischen Hilfswerkes werden 
konkretisiert und tatsächllchen Erfor­
dermssen angepaßt. Insbesondere 
der Einsatz des THW im Frieden 
wird von den einzelnen Bundeslän­
dern mangels entsprechender Rege­
lungen nur unzureichend in die allge­
meine Gefahrenabwehr eingebun­
den. Als weitere Aufgabe des THW 
werden nun auch explizit Auslands­
einsätze angeführt, die der Bund im 
Rahmen seiner Kompetenz für die 
Pflege der auswärtigen BeziehUngen 
bereitS in einer Reihe von Fällen an­
geordnet hat. 

Der Bundesverband für den Selbst­
schutz, erst vor kurzem nach Bann 
umgezogen, wird von einer selbstän­
digen Körperschaft des Rechts in 
eine nicht rechtsfäluge Bundesanstalt 
umgewandet .. . 

(.Behörden-Spiegel", Bonn, 10188) 
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Presseschau des Auslands 
Zivile Verteidigungs­

planung: Eine 
verborgene Stärke der 

NATO 

Wenn man an die OrganISation des 
Nordatlantikvertrages denkt, dann 
denkt man gewöhnlich zuerst an die 
militiinsche Starke der NATO und 
deren AUSWIrkung auf die Abschrek­
kung 

Wahrend der letzten Jahre habe 
Ich jedoch als Plenarvertreter Im 
Oberausschuß fur ziVIle VerteIdI­
gungsplanung (Semor CIVIl Emergen­
cy Planmng Commlttee = SCEPC) 
das Bundms aus emer neuen Sicht 
kennengelernt. Aufgrund dieser Er­
fahrungen 1St rmr seme verborgene 
Starke bewußt geworden - eme Star­
ke, die man selten sieht und die we­
mg bekannt 1St. Sie besteht aus emem 
Kader von hmgebungsvollen ZIVIlver­
teidigungsplanern, die dafur gearbei­
tet haben, daß m eIner etwaigen Kon­
frontation jeder Aspekt unserer 
menschlIchen und matenellen Res­
sourcen zum Tragen käme. Diese 
meISt unbekarmten Mitarbeiter Im 

BündnIS, die sicherlIch me öffentlich 
gefeiert werden, smd seit rund 30 
Jahren an Ihrer schweren Arbeit. 

Die eigentliche Bedeutung der ZIVI­
len Verteidigungsplanung WlId oft 
verkarmt, weil WlI so leicht zu ,Erb­
senzahlem" werden - d. h. WlI stellen 
endlose statistISChe Vergleiche der 
Streltkraftestarken an, statt daß WlI 
von der Fahigkelt des Durchhaltens 
sprechen. 

Die ZiVIle Verteidigungsplanung 
schafft em vielschichtiges Netz von 
sorgfältig ausgearbeiteten Verfahren 
und Vereinbarungen, die das BündnIS 
m die Lage versetzen, alle Stadien 
emer KrISe - von FnedensverhältnlS­
sen bIS zum Krieg - zu überstehen. 
Sie wurde weiter m jedem Stadium 
dieses Prozesses die pragmatischen 
Fachleute stellen, um die gewaltigen 
matenellen, technISChen, fmilllZlellen 
und menschlIchen Ressourcen des 
BundnISseS zu lenken und zu leiten, 
um Sicherzustellen, daß WlI jeder 
fe md lIchen Bedrohung fest entge­
gentreten und doch weiterhin den 
Bedarf unserer ZiVIlbevölkerung dek­
ken kOnnten. 

62 IZS-MI\GAZ1N 10/881 

Um das zu erreichen, strebt die 
ZIVIle Verteidigungsplanung folgende 
drei ZIele an: 
• ZIVIle Unterstützung des Militars -, 
um Sicherzustellen, daß unsere Streit­
krafte alles haben, was sie brauchen, 
um Ihr volles Potential zu entfalten 
Dazu gehört die Elnbezlehung der 
Verkehrsmfrastruktür der Mltgheds­
lander und der vereInigten kombl­
merten Volkswirtschaften, um die not­
wendigen Ressourcen aus den Berei­
chen der Energie, der LandwIrtschaft 
und der Industrie zu beschaffen. Dazu 
gehört auch die moralISChe Unterstüt­
zung, auf die Soldaten unter KrISen­
und KrIegsbedingungen emen An­
spruch haben. 
• KontmUltät der Regierung -, um 
dafur zu sorgen, daß unsere demo­
kratISChen Regierungen überdauern 
können. Dazu gehören Anstrengun­
gen, um Sicherzustellen, daß der na­
tionale Widerstand gegen femdllche 
Drohungen oder Aggressionen mcht 
auf Kosten dessen geht, was WlI als 
westlichen Mlmmallebensstandard 
betrachten, d. h. ausreichend Lebens­
mittel und Wasser, ausreichende sa­
mtare und medlZmlSChe Versorgung, 
Wohnung und Kleidung, normaler 
PolIZeISChutz und Erhaltüng der ZIVI­
len GrundfreIheiten. 
• Bevölkerungsschutz -, um eInen 
armehmbaren Stand der ZIVIlverteidi­
gung aufrechterhalten zu können, em­
schließlIch der Fahlgkelt, die AUSWIr­
kungen chemISCher KrIegsführung zu 
rmldern, und um unsere Chancen zu 
vergrößern, die Randfolgen emes 
konventIonellen oder nuklearen Kne­
ges zu überleben. 

WII haben urIS diese drei Hauptzie­
le gesteckt, weil WlI aushalten, aus­
harren, wollen, glelchgulhg um weI­
ches Szenano es geht. WII smd uns 
voll und gaTlZ darüber Im klaren, daß 
die moderne KrIegsführung urIS alle 
einbezieht. Was der ÖffentlIchkeit 
unserer ~der, unserer polItischen 
Führung und unseren potenuellen 
Gegnern m aller DeutlIchkeit verrmt­
tell werden muß, 1St die Tatsache, daß 
WlI auf der Seite der ZiVIlen Bereit­
schaft der NATO gleichwertige Part­
ner m der Verteidigung urISeres 
BündnISseS smd. WII smd Partner, 
die absolut bereit smd, die RISIken zu 
akzepheren und alle nur notwendi­
gen Maßnahmen zu treffen, um für die 
Fahlgkelt zu sorgen, daß unsere sehr 

wesentlIchen Beiträge m Knsen- oder 
KrIegszeiten methodISCh abgestJmmt 
smd. 

Es gibt Leute, die sagen, das 
NATO-BündnIS könnte emer langen 
Reihe erschöpfender ,MmtkrISen' 
ausgesetzt werden, die unser Aushar­
rungsvermögen und die Wider­
standsfähigkeit unseres kollektiven 
polItISChen Willens auf die Probe steI­
len wurden. Als ZIVIlverteIdIgungs­
planer versuchen WlI, urIS alle Proble­
me vorzustellen, die Sich Im Laufe der 
Stadien emer Sich entwIckelnden Kri­
se mit allen zweideutigen ArIZelchen 
der Zunahme oder Abnahme erge­
ben könnten. NatürlIch versuchen WlI 
Immer, uns vor den Fallen emer 
Überreaktion auf EreignISse zu huten 
- ob sie eme Zunahme oder eme Ab­
nahme der Spannungen andeuten. 
WlIksame Unterrichtung der Öffent­
lIchkeit und die Nutzung der nationa­
len Medien, um emer Desmformauon 
zu begegnen,. smd daher m unseren 
Bemuhungen, auf alles vorbereitet zu 
sem, von entscheidender Bedeutung. 

Auch wenn Ich von der Intensität 
wie auch der Quabtat der Arbeit be­
emdruckt war, dJe auf dem Gebiet 
der Notstandsplanung zur Lösung der 
ZiVIlen, WlItschaftlIchen, polItISChen 
und ml.lItarlSchen Probleme der 
NATO geleIStet WlId, so unterscMtze 
Ich doch mcht die ernsten Probleme 
und beunruhigenden Trends, die 
noch eXIStieren. Wlchug ISt, daß die­
se Mangel oder Schwächen m der 
ZiVIlen Bereitschaft festgestellt und 
mit HIlfe eines systematISChen Pla­
nungsprozesses behoben werden, an 
dem Sich alle MitglIeder des Bünd­
nISseS beteiligen ... 

Gullus W Beeton, Jr., DlIektor des 
amerIkanISChen Bundesamtes für 
Notstandsplanung, m ,NATO-Bner 
Nr.4I88) 



Defibrillator und Monitor 
getrennt einsetzbar 

Eine besonders leichte Notfalleinheit aus 
Defibrillator und Monitor bietet die Vorteile 
eines modularen· Systems: Deflbrillator und 
Monitor (Skop und Schreiber) können ge­
trennt oder als zusammenge~oppeltes Kom­
binationsgerät eingesetzt werden . Dies er­
möglicht die Anpassung an die jeweilige 
Aufgabe , z. B. Einsatz des Kombinationsge­
räts zur Erstversorgung am Notfallort (Dia­
gnose, Therapie , DOkumentation) und Ein­
satz des Monitors allein zur Überwachung 
während des Patiententransports zur Klinik. 

Beide Geräte sind mit einem Batteriepack 
ausgerüstet und dadurch in der Stromver­
sorgung voneinander unabhängig . Zusätz­
lich können die Geräte auch aus einer exter­
nen 12-V-Batterie versorgt werden , z. B. zur 
Überwachung während eines längeren 
Transports . 

Reisebus wird umgerüstet 

Bei Massenunfällen , Großbränden und 
Naturkatastrophen stehen Verantwortliche 
ott vor der Frage, Kranke und Behinderte 
aus Krankenhäusern , Alten- oder Pflegehei­
men zu evakuieren. Das hat zu Überlegun­
gen geführt, hierfür neben den Fahrzeugen 
des Rettungsdienstes auch zivile Busse des 
öffentlichen Personen- und Reiseverkehrs 
heranzuziehen . 

Bei der Montage von Krankentragen-La­
gerungsgestellen in Busse gab es bisher 
Schwierigkeiten. Dies lag vor allem daran, 
daß die meisten Busse über nur knapp di-

Nachladen der Batterien erfolgt über ein 
getrenntes Ladegerät. Bis zu zwei Batterien 
können gleichzeitig nachgeladen bzw. per­
manent auf VOlladung gehalten werden . Da­
mit stehen im Einsatzfall neben den voilge­
ladenen Gerätebatterien zwei weitere Ersatz­
batterien zum Mitnehmen bereit. 

Eine Gerätetasche mit Schultergurt und 
schnell zu öffnenden Klettverschlüssen ge­
währleistet leichtes Tragen und schnelle An­
wendungsbereiche . (Foto: Heilige) 

niensionierte Gerippe verfügen , die aus­
schließlich für eine Verankerung von Sitzen 
ausgelegt sind. 

Die Lösung des Problems bringt ein neu 
entwickeltes Adapter-System , das vorhan­
dene Sitzbefestigungen und -bohrlöcher in 
den Bussen nutzt. Damit können - Je nach 
Bus-Typ - fünf bis sechs Gestelle zwischen, · 
auf, vor und hinter Radkästen befestigt wer­
den. Jedes Gestell bietet die Möglichkeit, 
zwei liegend oder drei bis vier sitzend zu 
transportierende Verletzte aufzunehmen. 

Das Foto zeigt das Businnere nach dem 
Umbau. Links Platz für sechs liegende Pa­
tienten , rechts Sitzbänke für sitzende Pa­
tienten . (Foto: Binz) 

Formaldehyd auf der Spur 

Der Schadstoff Formaldehyd , ein farblo­
ses , stechend riechendes Gas, ISt In star­
kem Ausmaß gesundheitsschädigend . 
SchleimhautreizungeA, allergische Reaktio­
nen , Atemfunktionsstörungen und Verdacht 
auf Krebsgefahr sind Gesundheitsrisiken, 
denen Personen im Umgang mit Formalde­
hyd ausgesetzt sind . 
. Mit den bekannten Prüfröhrchen und der 
Gasspürpumpe läßt sich die Formaldehyd­
Konzentration in der Umgebungsluft am Ar­
beitsplatz und zu Haus problemlos und 
schnell ermitteln: Die Spitzen des Röhr­
chens werden abgebrochen, das Röhrchen 
wird in die dafür vorgesehene Öffnung der 
Gasspürpumpe gesteckt. Die Gasspür­
pumpe, eine von Hand zu bedienende Balg­
pumpe, saugt die Gasprobe bei definierter 
Luftmenge an . 

Prüfröhrchen für die Ermittlung von For­
maldehyd-Konzentrationen liegen für drei 
Meßbereiche vor: Röhrchen Formaldehyd 
O,21a ist bei 20 Hüben für einen Meßbereich 
von 0,2 bis 2,5 ppm bzw. für 0,5 bis 5 ppm 
bei 10 Hüben einsetzbar. Zur Erweiterung 
des Meßbereiches kann ein Aktivierungs­
röhrchen vor das Formaldehydröhrchen ge­
schaltet werden . Der Meßbereich erstreckt 
sich dann bei 100 HOben von 0,04 bis 
0,5 ppm . 

Das Prüfröhrchen Formaldehyd 0,5/a 
kann Konzentrationen von 0,5 bis 10 ppm 
messen. (Foto: Dräger) 

r 
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SAR-Hubschrauberim 
Reltungseinsatz auf See 
Von Hermann Neuber 
Bernhard & Graele 
Verlag, 5400 Koblenz 

Die gefahrvollen Einsätze der deutschen 
Seenotrettungsflieger stehen im Mittelpunkt 
des Buches. Die Männer des Such- und 
Rettungsdienstes (SAR = Search an Res­
cue) sind ständig abrufbereit , wenn ein 
"Mayday"-Ruf sie erreicht. 

30 Jahre SAR-Dienst bedeuten über 
13000 geflogene Rettungsaktionen, wobei 
mehr als 7000 Menschen gerettet wurden . 
Dieses Buch berichtet von dem oft dramati­
schen Geschehen bei Rettungseinsätzen in 
Nord- und Ostsee. Bei Tag und Nacht, Wind 
und Weller sind die Marineflieger bereit, ihr 
Leben einzusetzen, wenn es darum geht, 
das Leben anderer zu retten . 

Der Autor, selbst erfahrener SAR-Hub­
schrauberpilol. hebt auch die Zusammenar­
beit mit ausländischen SAR-Diensten, mit 
der Luftwaffe, den Heeresfliegern und den 
deutscheQ Seenotrettungskreuzem beson­
ders hervor. Der spannende Text wird durch 
eine Vielzahl von Einsatzfotos unterstrichen. 

Die international angewendeten Suchver­
fahren des SAR-Dienstes sind im Anhang 
ebenso dargestellt wie die Einsatzmittel mit 
erläuternden Hubschrauber- und Flugzeug­
skizzen. Eine Aufstellung des fliegenden 
und Führungspersonals , die SAR-Einsatz­
Statistiken von 1958 bis Ende 1987 sowie 
eine Erklärung von Marinebegriffen runden 
das Buch ab. 

Ambulante 
Altenhilfe 
Praxishandbuch zur Arbeit ambulanter 
Dienste 
Von Theresia Brechmann 
und Helmut Wallrafen-Oreisow 
Curt R. Vincentz Verlag, 
3000 Hannover 1 

"In eigener Verantwortung" steht auf 
dem Umschlag dieses Praxishandbuches 
über die Möglichkeiten und Probleme der 
ambulanten Altenhilfe. Und damit ist schon 
angedeutet, daß das Buch neue Wege auf­
zeigt: Die Bedürfnisse der alten Menschen 
stehen immer im Vordergrund . 

Die Autoren , beide seit mehreren Jahren 
in der ambulanten Altenhilfe tätig, widmen 
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sich im ersten Teil des Buches der ganzheit­
lichen Pflege der alten Menschen und gehen 
dabei auf die Rolle der Angehörigen, der 
Nachbarn und des Hausarztes ein . Im zwei­
ten Teil sind andere soziale Dienste und 
Projekte beschrieben - von Sozialstationen 
über Hilfsdienste und Tagespflegeheime bis 
zu Wohngemeinschaften . Der letzfe um­
fangreiche Komplex widmet sich dem Auf­
bau ambulanter Dienste. 

Durchweg ergänzen Beispiele, Tabellen 
und Formulare die informativen Texte . Das 
Buch ist eine ausführliche Bestandsaufnah­
me und Information über den derzeitigen 
Stand und die Entwicklung der Altenhilfe in 
unserer Gesellschaft. 

Arterienverkalkung 
Soforthilfe bei 
Herzinfarkt 
und Schlaganfall 
Von Or. med. A. Becker 
Bruno Wilkens Verlag, 
3000 Hannover 51 

Arterienverkalkung - wer denkt dabei so­
fort an einen Herzinfarkt, an einen Schlag­
anfall? Dabei ist das die logische Folgerung. 
Auslösend und alarmierend sind vor allem 
ein erhöhter Blutfettspiegel, Blutzucker, 
Übergewicht, Bluthochdruck, Genußgifte, 
Infektionen, Bewegungsarmut und psychi­
sche, akustische und optische Überforde­
rung . 

Beim Lesen dieses Buches erkennt man, 
daß hier ein erfahrener Facharzt lebenswich­
tige RatSChläge erteilt, die man kennen und 
beherzigen sollte. 

Die Feuerwehr 
Bildkalender 1989 
Verlag W. Kohlhammer, 
7000 Stultgart 80 

Der Wandkalender zeigt auf zwölf Mo­
natsseiten historische und moderne Feuer­
wehrfahrzeuge aus Europa und Übersee. 
Die vierfarbigen Abbildungen werden je­
wei ls durch ein Kalendarium ergänzt. 

Die ausführlichen Beschreibungen der 
einzelnen abgebildeten Fahrzeuge sind auf 
einem separaten Blatt zusammengefaßI. Die 
geglückte Motivwahl von tei lweise unbe­
kannten Fahrzeugen macht den Kalender zu 
einem informativen Wandschmuck. 

Ergänzungs­
lieferungen 
zu Sammelwerken 

VbF - TRbF 
20. und 21. Ergänzungslieferung 
Deutscher Fachzeitschriften-Verlag 
Braun GmbH & Co . KG, 6200 Wiesbaden 

* 
lüttgen 
Handbuch des Rettungswesens 
37.-39 . Ergänzungslieferung 
Verlag v.d. lInepe, 5800 Hagen 

* 
Gerdelmann/Korbmann/Kutter 
Krankentransport und Aenungswesen 
38. und 39. Ergänzungslieferung 
Erich Schmidt Verlag, 4800 Bielefeld 1 

Müller 
Druckgase 

* 

49. und 50. Ergänzungslieferung 
Deutscher Fachschriften-Verlag, 
6200 Wiesbaden 1 

Feuerwehr­
fahrzeuge im Bild 
Feuerwehrkalender 1989 
efb-Verlagsgesellschaft mbH, Hanau 

Mit dem neuen Feuerwehrkalender wird 
die Reihe der Bildkalender mit Motiven aus 
dem Bereich der Fahrzeuge der Feuerwehr 
fortgesetzt. Der großformatige Kalender 
stellt auf dem Deckblatt und den zwöl f Mo­
natsblättern interessante Fahrzeuge aus al­
ler Welt vor. Neben der vielfarbigen Illustra­
tion enthält jedes Monatsblatt ein mehrspra­
chiges Kalendarium und eine technische 
Kurzbeschreibung des abgebildeten Fahr­
zeuges. Über den Informationsgehalt hin­
aus ist der ·Kalender aufgrund seiner ge­
lungenen optischen Gestaltung ein anspre­
chender Wandschmuck. 
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Allgemeines 
Die nachstehend näher beschriebene Gasspurpumpe gehört 

zur ABC-Ausstattung aller KatS-FachdlenSle und ist em Aus­
stanungsteil der 
- Spur3usstal1ung chemischer AgenZien 
PI.-Nr 6665 -00016 -
WeIlemIn gehört die Spurpumpe zur 
- Spurausslanung. Gaslecksuche 
P1.-Nr 6665-00976-
Im Kat5-FachdlenSI .Instandsetzung " Vers. NI der Spurpum­
pe 6665 - 12 - 120 -1679 

Oie SpOrpumpe dient In Verbindung mit den entsprechenden 
PrufrOhrchen zur Messung und Bestimmung von ges~ndhells­
schädlichen und giftigen Gasen sowie zur Feststellung des 
Saucrstoflgehaltes der Lutt 

DIe zum Prufgerätesatz gehörenden Pru/röhrchen etgnen 
sich zur Mcssung/Prütung von SauerSloUmangel, Erdgas. 
Kohlenmonoxyd und KohlerldioJlyd. Das PrOlröhrchel'l . Poly­
test" reagiert auf Aceton, Acetylen, Ethylen, Arsenwasserstofl, 
BenZin, Benzol, FIOSSIggas (Propan, Butan, Kot-.enoxyd, 
Monostryrot, Perchlorelhylen, Schwefelkohlenstoff, Schwefel­
wasserslofl, Stadtgas, StiCkstoffmonoxyd, Toluol, Xylol und Tri­
chlorethylen 

Im ABC-Dienst wird sie eingesetzt zum Nachweis chemi ­
scher Kampfstoffe in Form von Gasen oder Dampfen in der 
luft Die entsprechenden PrulrOhrchen sind einzusetzen fur S­
lost. Blausäure, N-lost, Phosgen, lewiSlt, Chlorcyan und Ner­
yenkampfstoffe 

Sie besteht aus der Grundplatte mit Pumpenkopl und Gum­
midlchtstopfen, im Pumpenkopf elllgesetztem Sieb und Einlaß­
yentil, dem Pumpenbalg mit Druckfeder, der Vorderplane mit 
Abdeckplatte, Auslaßyentl1 und AbbrechOse, einer zwischen 
Grund- und Vorderplalle angebrachten Abstandkelle sowie der 
Trageschlaufe und einem Satz Ersatzteile. Zur Ausstattung PI­
Nr 6665 - 00976 gehOlt ein Meßschiauch fur Messungen an 
unzugänglichen Stellen 

Wirkungsweise der Spurpompe 
Beim Zusammendrucken des Pumpenbalges entWClCht die 

luft durch das Auslaßyentl1 an der Vorderptatte Der Saugyor­
gang der Pumpe begmnt beim Entspannen des Pumpenbalges 
Oie Druckledern Im Inneren doo Pumpenbalges entspannen 
sich; der entstehende Unterdruck schließt das Auslaßyentil 
Die Außenluft strömt durch das PrOfröhrchen In den Pumpen­
balg, während dieser SICh auf sem ursprüngliches Volumen 
ausdehnt Der AnsaugYOlgang (Hub) ist beendet, wenn sich 
die Abstandkette gespannt hat Das Hubvolumen der Sp!Jr­
pumpebeträgtlOOml 

Handhabung 

Oberprufen der Spurpumpe (Schnetttest) : 
Oie UberprOlung der Funktionsfahigkeil der Spurpumpe ISI 

ohne PriifröhrChen durchzuführen. Hierzu ISt der Pumpenbatg 
zusammenzudrucken und durch Strecken der Finger Wieder 
freizugeben Ocr Balg muß sich SOfOIl YOllständig entspannen 
Erfolgt der Öflnungsvorgang nur schleppend, sind Sieb und 
Ansaugkanal zu reinigen 

OberprUfen der Dichtigkeit: 
I. Ungcötfnetes Prü/rÖhrChen in den Pumpenkopf einsetzen, 
2 Pumpenbalg bts zum Anschlag zusammendrücten und WIC-

der freigeben. 
Der Balg dan sich während einer Minute nicht cntspannen 

Entspannt sich der Balg in dieser Zelt erllennbar, ist de Pumpe 
lnstandzusetzen (siehe Wallung und Pflege) 

Inbetriebnahme der Spürpumpe; 
I Beide Spitzen des entsprechenden Prulröhrchens in der 

Bohrung der AbbrechOse .drehend" abbrechen 
Beachte: Spllzen vom Körper weg abbrechen; flugenyer­
letzungen! 

2 Prutröhrchen so in den Pumpenkopf einseIzen, daß der 
Pleil aul dem Röhrchen zur Pumpe weist 
Beachte: Das PrulrOhrchen muß fest und dicht im Stoplen 
des PumpenkopIes SItzen, SO daß keine . Nebenlu!t" ange­
saug! weiden kann 

3 PumpenkÖfper mit der rechten Hand lest umfassen, so daß 
die Pumpe mit der Grundplatte sicher an HallCl!1ache und 
Handballen anliegt, die Pumpe Wild ZWischen Daumen und 
ZeIgelingeransatz gehalten, die vier Finger liegen lose auf 
der Vorderplalle, 

4 zum Spuren Fingerspitzen aul die Vorderplalle I~en, Pum­
penbalg zusammendrücken und Fingerspitzen wieder 
strecken, 

5. Vorgang SO oft Wiederholen, wie es fUI die verschiedenen 
PrütrOhrchentypen vorgeschrieben ist 

Wartung und Pflege 
Die SpOrpumpe Ist nach jedem Gebrauch mit elOem trocke­

nen oder maßig feuchten Tuch zu reinigen. Kontammiene 
Spürpumpen Sind zu dekontammieren 

DIchtheilstest: 
Die SpiJrpumpe ist 1 f2iährlich aul Dichtheit zu überprufen 

Fur den DIchtheitstest wird ein ungCOHnetes PrullOhrchen In 
die Balgpumpe eingesetzt und dann der Balg bis zum Anschlag 
zusammengedrückt Wenn sich der Balg nach etwa 30 Minuten 
mcht gestreckt hat (an der Abstandkelle erkennbar!), ist die 
Pumpe ausreIChend dicht Undichllgkelten tleten meistens am 
Ventil aut. Ist der Gummi der Ven!llscheibe klebrig, spröde, hall 
oder gellssen, so ist die Ventilscheibe auszuwechseln 

Beachte: 
• Ventilscheibe muß nach auf dem VentilSItz aufliegen 
• beim Au fsetzen der Abdeckplatte dar8ul achten, daß die 

Anlagen und Geräte des Katastrophenschutzes 
Gasspürpumpe 

Abstandkette nicht verdreht ist und der Befesttgungshaken 10 
Langsrichtung der Pumpe steht 
• Schrauben nur handfest anziehen Anderntalls entstehen an 
der Abdeckplane DeformlCrungen Oder Risse 

Reinigen des Drahtsiebes 
Nach längerem Gebrauch besteht die Gefahr, daß sich das 

DrahtSlCb unterhalb des Gummistoptens Im Pumpenkopi zu­
setzt Bei MUfigem Gebrauch ISt das SlCb etwa alle YlCf 
Wochen zu relOlgen 

Grundplatle _ ..J----

Spülung der Spurpumpe m it luft; 
ElOlge Prülröhrchen geben beim Prüf\lorgang Dämpfe ab, die 

ins Innere des Pumpenbalges gelangen Zur Vermeidung von 
KorrOSionsschaden ist die Pumpe nach ledem Gebrauch durch 
einige leerhube ohne PlulrOhrchen mitlult durchzusp-Olen 

Spurpumpen, bei denen Schaden Im Rahmen der hier be­
schflebenen War1ungs- und Pflegearbeiten nicht behoben wer­
den kOnnen, Sind von elOem Sachkundigen instandsetzen zu 
lassen 

Die Gasspürpumpe 

Abstandketle 

~t----- Abbrechöse 

Druckfeder Pumpenbaly 

Schnitt der 
Gasspürpumpe 

Ab slandketlc Vordcrplatle 

Grundhallung der 
Gasspürpumpe 

Abbrechöse 

Auslassventil 
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Vertrieb: Bonner Universi täts- Buchdruckere i, 
Postfach 120406, 5300 Bonn 
Vertr iebskennzah l Z 2766 E 

"euer Sehutzraumt" 
rielseitil zu nutzen 

Besonders geeignet tür kleinere Wohn­
anlagen ist der Schutzraum mittlerer Größe 
mit einem Fassungsvermögen von minde­
stens 51 bis maximal 299 SChutzplätzen _ Da 
die sChutzbaubedIngten Mehrkosten durch 
pauschale Zuschüsse quasi abgedeckt wer­
den _ ist dieser neue Schutzraumtyp tür pri­
vate Bauherren und Bauträger äußerst inter­
essant. Ab einer Größe von 150 Schutzplät­
zen kann der Schutzraum auch als Tiefgara­
ge ausgebaut werden; dann erhält der Bau­
herr für den Einbau eines großen Stahlbe­
tonabschlusses eine zusätzliche Pauschale 
von 25.000 DM. 

Staatlich gefördert werden kann der 
Schutzraum nur, wenn er den Bautechni­
schen Grundsätzen für GrundSChutzräume 
mittlerer Größe entspricht. Diese Richtlinien enthalten die technischen Bestimmungen 
und Anforderungen hinsichtlich Schutzumfang , Raumbedarf und raumlufttechnischer 
Versorgung . 

Unser Titelbild zeigt Lüftungsgeräte mit Luftansaugleitung und Luftverteilungsleitun­
gen eines Schutzraumes mittlerer Größe. Die Fotos auf dieser Seite zeigen links oben die 
innere Schleusentür sowie sanitäre Anlagen , rechts den SChutzraumaufenthaltsraum, 
der vielseitig genutzt werden kann , und unten die Garageneinfahrt einer kleinen 
Mehrzweckanlage mit einem Rolltor. Im Notfall schließt ein Betonschiebetor den 
Schutzraum sicher ab . 


